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Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse

I. Verbraucherinsolvenz

1. Persönlicher Anwendungsbereich des Verbraucherinsolvenzver-

fahrens (Neunter Teil der Insolvenzordnung)

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt, das Verbraucherinsol-

venzverfahren mit seinen konsensualen Verfahrensschritten des

außergerichtlichen Einigungsversuches und des gerichtlichen

Schuldenbereinigungsplanverfahrens nicht mehr mit von vorne-

herein aussichtslosen Fallkonstellationen zu belasten, in de-

nen eine außergerichtliche oder gerichtliche Einigung der „ge-

ringfügig selbständig wirtschaftlich“ tätigen Schuldner/innen

(d.h. der „Kleingewerbetreibenden“ und der Freiberufler/innen

mit geringfügigem Geschäftsumfang) mit ihren zahlreichen Gläu-

bigerinnen und Gläubigern aussichtslos erscheint. Nur bestimm-

te ehemalige „Kleingewerbetreibende“ und Freiberufler/innen,

die nicht mehr als 20 Gläubiger/innen haben und gegen die kei-

ne Forderungen aus Arbeitsverhältnissen bestehen, sollten noch

dem Anwendungsbereich des Verbraucherinsolvenzverfahrens un-

terfallen.

2. Probleme des außergerichtlichen Einigungsversuches

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt mit überwiegender

Mehrheit, an dem Erfordernis eines außergerichtlichen Eini-

gungsversuches im Verbraucherinsolvenzverfahren festzuhalten.

Zur verstärkten Einbindung der Rechtsanwaltschaft in den au-

ßergerichtlichen Einigungsversuch und zur Verringerung der

teilweise erheblichen Wartezeiten bei den Schuldnerberatungs-

stellen schlägt die Bund-Länder-Arbeitsgruppe vor, die Struk-

tur der Rechtsanwaltsgebühren im außergerichtlichen Verfahren

umzugestalten.
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Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe ist des Weiteren

zur Stärkung der außergerichtlichen Einigungsphase ein erhöh-

ter Schutz vor störenden Zwangsvollstreckungsmaßnahmen erfor-

derlich. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt mehrheitlich

ein kombiniertes Modell aus verlängerter Rückschlagsperre und

Fiktion der Zustimmungsverweigerung zum außergerichtlichen

Schuldenbereinigungsplan bei Vollstreckungsmaßnahmen von Gläu-

biger/innen.

Eine gesetzliche Regelung des Inhaltes außergerichtlicher

Schuldenbereinigungspläne empfiehlt die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe nicht.

Zur Erhöhung der Attraktivität der außergerichtlichen Einigung

und der Einigungsbereitschaft der Gläubiger/innen hat die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe untersucht, ob die Möglichkeiten ei-

ner Vollstreckbarkeit der außergerichtlichen Einigung erwei-

tert werden können. Gegen alle in Betracht kommenden Lösungs-

alternativen bestehen jedoch – aus verschiedenen Gründen –

erhebliche Bedenken. Es empfiehlt sich daher nach Auffassung

der Bund-Länder-Arbeitsgruppe nicht, jenseits der nach den

allgemeinen Regeln bereits jetzt möglichen Unterwerfung der

insolventen Person unter die Zwangsvollstreckung eine weiter

gehende unmittelbare Vollstreckbarkeit der außergerichtlichen

Einigung vorzusehen.

Im Falle eines Gläubigerantrages auf Eröffnung des Insolvenz-

verfahrens und eines nachträglichen Eröffnungsantrages der

Schuldnerin bzw. des Schuldners im Verbraucherinsolenzverfah-

ren kann nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe auf das

Erfordernis eines außergerichtlichen Einigungsversuches nicht

verzichtet werden. Eine gesetzliche Klarstellung in diesem

Sinne erscheint erforderlich. Zugleich sollte in Fallkonstel-

lationen dieser Art die Monatsfrist des § 305 Abs. 3 Satz 2
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InsO verlängert werden. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe emp-

fiehlt des Weiteren, ausdrücklich gesetzlich klarzustellen,

dass die Schuldnerin bzw. der Schuldner einen Antrag auf Rest-

schuldbefreiung nur in Verbindung mit einem eigenen Eröff-

nungsantrag stellen kann.

3. Probleme des Schuldenbereinigungsplanverfahrens

Nach Auffassung der überwiegenden Mehrheit der Bund-Länder-

Arbeitsgruppe sollte grundsätzlich am gerichtlichen Schulden-

bereinigungsplanverfahren festgehalten werden. Das Verfahren

sollte jedoch fakultativ ausgestaltet werden. Über seine

Durchführung sollte allein die Insolvenzrichterin bzw. der In-

solvenzrichter im Rahmen einer Ermessensentscheidung beschlie-

ßen.

Ein Tätigwerden des Gesetzgebers zur Klarstellung der gelten-

den Rechtslage in Bezug auf die so genannte „Null – Plan“ –

Problematik hält die Bund-Länder-Arbeitsgruppe derzeit nicht

für erforderlich.

Zur Reduzierung der Verfahrenskosten im Verbraucherinsolvenz-

verfahren empfiehlt die Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die Nutzung

des Internets als Bekanntmachungsmedium gesetzlich ausdrück-

lich zuzulassen. Auf die förmliche Zustellung des Schuldenbe-

reinigungsplanes kann hingegen nicht verzichtet werden. Die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt jedoch, auf die Zustellung

des Gläubiger- und des Forderungsverzeichnisses – bei gleich-

zeitiger Einräumung eines Einsichtsrechts der Gläubiger/innen

in die Verzeichnisse bei Gericht - zu verzichten und damit die

zuzustellenden Unterlagen erheblich zu reduzieren. Die Zustel-

lung einer Vermögensübersicht an Stelle eines vollständigen

Vermögensverzeichnisses erscheint ausreichend. Empfehlenswert

ist des Weiteren, im Schuldenbereinigungsplanverfahren die ge-

setzliche Pflicht der Schuldnerin bzw. des Schuldners einzu-
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führen, die zuzustellenden Unterlagen in der erforderlichen

Anzahl einzureichen.

Eine Änderung des § 309 InsO mit dem Ziel, die Ersetzung der

Zustimmung zum Schuldenbereinigungsplan auch in Verbraucherin-

solvenzverfahren mit nur einer Gläubigerin bzw. nur einem

Gläubiger zu ermöglichen, sollte nach Auffassung der Bund-

Länder-Arbeitsgruppe nicht erfolgen.

Die aus der gerichtlichen Praxis vorgetragene Problematik der

Zustimmungsverweigerung von Gläubiger/innen infolge angewach-

sener Zinsansprüche kann unter Anwendung des geltenden Rechts

gelöst werden. Die Zustimmung einer Gläubigerin bzw. eines

Gläubigers kann nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe

auch dann ersetzt werden, wenn sie bzw. er im Verhältnis zu

anderen Gläubiger/innen infolge angewachsener Zinsforderungen

geringfügig ungleich behandelt wird. Die gesetzliche Festle-

gung eines Zinsstichtages ist nicht erforderlich.

In Bezug auf die Anwendbarkeit des § 850 f Abs. 1 ZPO auf in-

solvenzrechtliche Abtretungen besteht nach Auffassung der

Bund-Länder-Arbeitsgruppe derzeit keine Notwendigkeit gesetz-

geberischen Handelns, weil durch die beabsichtigte Anhebung

der Pfändungfreigrenzen die Problematik entschärft wird (vgl.

Referentenentwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung der

Pfändungsfreigrenzen).

4. Der Zugang von mittellosen Schuldner/innen zum Verbrau-

cherinsolvenzverfahren

In der Frage des Zuganges mittelloser Schuldner/innen zum In-

solvenzverfahren und – damit verbunden – in der Frage der An-

wendung der Prozesskostenhilfe – Vorschriften besteht hingegen

schon wegen der unterschiedlichen Rechtsprechung und der feh-

lenden Möglichkeit obergerichtlicher Klärung ein dringender
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gesetzgeberischer Handlungsbedarf. Die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe empfiehlt jedoch nicht, die Prozesskostenhilfe –

Vorschriften der §§ 114 ff. ZPO im Insolvenzverfahren für an-

wendbar zu erklären. Eine derartige Regelung würde den beson-

deren Anforderungen des Insolvenzverfahrens nicht gerecht und

zudem für die Justizhaushalte der Länder eine enorme Kosten-

last mit sich bringen, die sie zu tragen nicht in der Lage

sind. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt an Stelle der

Verfahrenskostenhilfe eine Verfahrenskostenstundung:

Nach diesem Modell ist gesetzlich klarzustellen, dass die Ver-

fahrenskosten i.S.v. § 26 Abs. 1 Satz 1 InsO als gedeckt anzu-

sehen sind, wenn sie seitens des Gerichts gestundet werden.

Eine Stundung erfolgt, wenn das Vermögen einer natürlichen,

insolventen Person voraussichtlich nicht ausreichen wird, um

die Kosten des Verfahrens zu decken. Sie wird auf Antrag der

insolventen Person und nur bei gleichzeitiger Beantragung der

Restschuldbefreiung gewährt. Gestundet werden kann – nach ge-

setzlichem Forderungsübergang – auch die Treuhändervergütung.

Die Beiordnung von Rechtsanwält/innen wird in einzelnen, be-

stimmten Verfahrenssituationen ausdrücklich gesetzlich gere-

gelt. Auf die Erhebung von Gerichtskostenvorschüssen gem. § 68

GKG wird verzichtet. Sobald die insolvente Person pfändbares

Vermögen erwirbt, sind die Verfahrenskosten – vorrangig - zu

begleichen bzw. vom Treuhänder abzuführen.

Die zur Zahlung der Verfahrenskosten zur Verfügung stehende

Masse könnte durch eine Reduzierung der dreijährigen Wirksam-

keit von Forderungsabtretungen i.S.v. § 114 InsO angereichert

werden. Im Hinblick auf eine mögliche Einschränkung der Kre-

ditversorgung von Verbraucher/innen, denen kein anderes Kre-

ditsicherungsmittel zur Verfügung steht, wurde diese Frage in

der Arbeitsgruppe kontrovers erörtert.

Alternativ könnte das Ziel einer Masseanreicherung zur Beglei-

chung der Verfahrenskosten auch durch eine relative Unwirksam-
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keit von Forderungsabtretungen gegenüber der Landes-kasse wäh-

rend der Dauer des Insolvenzverfahrens erreicht werden.

5. Probleme des vereinfachten Insolvenzverfahrens und des

Restschuldbefreiungsverfahrens

Aus Eingaben, aber auch aus Schilderungen der Praxis wird

deutlich, dass einige Insolvenzverwalter den von der insolven-

ten Person eingegangenen Wohnraummietvertrag kündigen, um auf

diese Weise die Kaution zur Masse zu ziehen. Die aus solchen

Verwertungsmaßnahmen resultierenden, möglichen Folgen (Obdach-

losigkeit der Schuldner/innen) sind nicht hinnehmbar und wir-

ken im Hinblick auf das insolvenzrechtliche Ziel der Wieder-

eingliederung der Schuldner/innen in das Wirtschaftsleben

kontraproduktiv. Zur Lösung der Problematik empfiehlt die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe die Ersetzung des Kündigungsrechts

des Insolvenzverwalters bzw. des Treuhänders durch die Mög-

lichkeit der Freigabe des Wohnraummietverhältnisses.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruzppe empfiehlt ferner eine Klarstel-

lung dahingehend, dass die Schlussverteilung i.S.v. § 196 Abs.

1 InsO erfolgen kann, sobald das Vermögen der Schuldnerin bzw.

des Schuldners mit Ausnahme eines etwaigen laufenden Einkom-

mens verwertet worden ist.

Sinnvoll ist schließlich eine Regelung, nach der die Gläubi-

ger/innen zur möglichst frühzeitigen Darlegung von Ausnahmen

von der Restschuldbefreiung verpflichtet werden.

II. Regelinsolvenzverfahren

Nach Äußerungen in der Literatur und nach der zum Teil sehr

heftigen Kritik von Praktikern bildet eines der zentralen

Probleme im Unternehmensinsolvenzbereich die Frage, wie auf

die Bundesanstalt für Arbeit übergegangene Entgeltansprüche
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der Arbeitnehmer/innen zu bewerten sind, die von einem vorläu-

figen Insolvenzverwalter mit Verwaltungs- und Verfügungsbefug-

nis nicht freigestellt, sondern weiterbeschäftigt werden. Die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt eine gesetzliche Regelung

dahingehend, dass nach § 55 Abs. 2 InsO begründete Ansprüche

von Arbeitnehmer/innnen, sobald sie nach § 187 SGB III auf die

Bundesanstalt für Arbeit übergegangen sind, von der Bundesan-

stalt für Arbeit nur als Insolvenz- und nicht – wie nach der

derzeitigen Rechtslage - als Massegläubigerin geltend gemacht

werden können.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt des Weiteren, gesetz-

lich im Falle der Anordnung von vorläufigen Sicherungsmaßnah-

men gem. § 21 InsO ausdrücklich ein Rechtsmittel vorzusehen.

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe bildet die Be-

steuerung des Sanierungsgewinns ein erhebliches Hemmnis für

erfolgreiche Unternehmenssanierungen. Es besteht ein dringen-

der gesetzgeberischer Handlungsbedarf, um die durch die So-

fortbesteuerung von Sanierungsgewinnen bestehende Gefahr für

den Erfolg insolvenzrechtlicher Sanierungsbemühungen und damit

den Erhalt von Unternehmen und Arbeitsplätzen zu beseitigen.
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A. Einleitung

1. Einsetzung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Insolvenzrecht“ ist – entspre-

chend einem Beschluss der 70. Konferenz der Justizministerin-

nen und -minister vom Juni 1999 - unter dem Vorsitz des Jus-

tizministeriums des Landes Nordrhein-Westfalens eingesetzt

worden, um die Probleme der praktischen Anwendungen und

Schwachstellen des neuen Insolvenzrechts, besonders des

Verbraucherinsolvenzverfahrens, zu analysieren und Änderungs-

möglichkeiten aufzuzeigen. Dabei sollte namentlich die Frage

einbezogen werden, ob und in welchem Umfang im Verbraucher-

insolvenzverfahren und im Restschuldbefreiungsverfahren Pro-

zesskostenhilfe gewährt werden kann.

2. Gang der Beratungen

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Insolvenzrecht“ hat in vier

Sitzungen in Düsseldorf (09.09.1999 und 14.03.2000), Hannover

(08.12..1999) und Potsdam (14. – 16.02.2000) getagt. Eine Un-

terarbeitsgruppe, bestehend aus Vertretern von Justizministe-

rien aus fünf Bundesländern und dem Bundesministerium der Jus-

tiz hat zusätzlich vom 2. – 4.11.1999 in der Deutschen

Richterakademie in Wustrau in Klausur getagt. An der Sitzung

der Arbeitsgruppe vom 14.03.2000 haben auch Vertreter der für

die Verbraucherverschuldung zuständigen Ressorts aus Nord-

rhein-Westfalen, Bremen und der Bundesregierung teilgenommen.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat auf ihrer konstituierenden

Sitzung am 09.09.1999 die erörterungsbedürftigen Themenberei-

che eingegrenzt. In den nachfolgenden Tagungen wurden, teil-

weise nach gutachtlicher Vorbereitung durch die Arbeitsgrup-

penmitglieder, Lösungsvorschläge für die einzelnen
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Problembereiche erarbeitet und intensiv diskutiert. Die nach-

stehend aufgeführten Vorschläge werden von der überwiegenden

Mehrheit der Arbeitsgruppenmitglieder getragen. Soweit in ein-

zelnen Fällen abweichende Meinungen bestehen, ist dies an den

jeweiligen Stellen deutlich gemacht worden.

3. Gegenstand des Berichtes

Auf ihrer ersten Sitzung hat die Arbeitsgruppe beschlossen,

sich entsprechend dem Auftrag der Konferenz der Justizministe-

rinnen und Justizminister zunächst mit den besonderen Proble-

men des Verbraucherinsolvenzverfahrens zu befassen. Es wurde

Einvernehmen erzielt, dass die einzelnen Problembereiche des

Verbraucherinsolvenzverfahrens miteinander vernetzt sind und

daher nicht isoliert untersucht werden können. Besonders deut-

lich wird dies bei der sog. „Prozesskostenhilfe-Problematik“.

Diese Thematik ist untrennbar verknüpft mit Fragen der Struk-

tur, der Ausgestaltung und der Kosten des Verbraucherinsol-

venzverfahrens. Auch verfassungsrechtliche Aspekte sind zu be-

rücksichtigen. Eine Problemlösung im Sinne einer pauschalen

Bejahung oder Verneinung von Prozesskostenhilfe oder verwand-

ten Lösungsansätzen wird der Komplexität der Problematik nicht

gerecht. Erforderlich ist vielmehr eine genaue, detailscharfe

Analyse der zusammenhängenden Probleme und eine ebenso präzise

Suche nach Alternativen.

Die von der Arbeitsgruppe untersuchten Probleme des Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens und die von ihr erarbeiteten Lösungs-

vorschläge sind Gegenstand des vorliegenden Berichtes. Wegen

der jeweils bestehenden besonderen Dringlichkeit der Problema-

tik hat sich die Arbeitsgruppe darüber hinaus bereits mit ei-

nigen wichtigen Themen des Regelinsolvenzverfahrens befasst

und hierzu Lösungsvorschläge erarbeitet.
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4. Statistik

Übereinstimmend berichten die Mitglieder der Arbeitsgruppe,

dass die Zahl der im Jahre 1999 seit Inkrafttreten der Insol-

venzordnung eingegangenen Anträge auf Eröffnung des Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens deutlich hinter den ursprünglichen

Prognosen zurückgeblieben ist. Als Ursachen wurden die Über-

lastung der außergerichtlichen Schuldnerberatungsstellen, die

für die betroffenen Schuldner/innen oft nur schwer verständli-

che und noch neue Systematik des Verbraucherinsolvenzrechts

und die unklare Rechtslage hinsichtlich der Bewilligung von

Prozesskostenhilfe genannt. In der zweiten Jahreshälfte 1999

war ein deutlicher Anstieg der Fallzahlen zu verzeichnen. Eine

Übersicht ergibt sich aus folgender Tabelle:

Verbraucherinsolvenzverfahren:

Statistische Daten der Länder für das Jahr 1999

Land Anträge
auf Eröff-
nung des
Verbrau-
cher-
insolvenz-
verfahrens

Eröffnete
Verbrau-
cher-
insolvenz-
verfahren

Gerichtlich
bestätigte
Schulden-
bereini-
gungsplä-
ne

Fälle mit
angekün-
digter Rest-
schuldbe-
freiung

Anteil der
Kleinge-
werbetrei-
benden

Durch-
schnittli-
che Gläu-
bigeran-
zahl (ohne
Verfahren
betr.Klein-
gewerbe-
treibende)

Baden-
Württem-
berg

1909 216 53 3 in 52,2 %
der Fälle:
1 – 5 Gl.;
in 23,8 %
der Fälle:
6 – 10 Gl.;
in 15,2 %
der Fälle:
11 – 20 Gl.;
in 8,8 %
der Fälle:
mehr als 20
Gl.
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Bayern 2344 294 48 4 große
Schwan-
kungs-
breite;
Mehrzahl
der Ge-
richte:
40 – 60 %

sehr unter-
schiedliche
Angaben
der Ge-
richte;
durch-
schnittlich
30 Gl.
(teiw. unter
Einschluss
der Klein-
gewerbe-
treibende
betreffen-
den Verfah-
ren)

Berlin 564 23 2 1 0,5 – 5 %
aktive
Kleinge-
werbetrei-
bende;
30 – 70 %
ehemalige
Kleinge-
werbetrei-
bende

3 - 15

Branden-
burg

830
(2764 An-
träge auf
Eröffnung
des Unter-
nehmens-
insolvenz-
verfahrens)

369 eröff-
nete Unter-
nehmens-
und Verbrau-
cherinsol-
venzverfah-
ren

4 ./. unter 20

Bremen 220 5 4 ./.
Hamburg 231 67 9 keine An-

gaben
möglich

rd. 1/3
aller Anträ-
ge

5 - 10

Hessen 1456 129 35 4 keine
Angaben
möglich

10 bis 15

Mecklen-
burg-
Vorpom-
mern

1104 55 3 ./.

Nieder-
sachsen

2618 313 35 7 40 %
(stark diffe-
rierend)

zwischen 5
und 40
Gläubiger;
bei Klein-
gewerbe-
treibenden
sehr unter-
schiedliche
Angaben
über die
Gläubiger-
zahl

Nordrhein-
Westfalen

5170 537 84 10 52,5 % 17
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Rheinland-
Pfalz

769 78 20 20 – 30 % 10

Saarland 389 39 21 ./. 15
Sachsen 1.581 59 2 ./. Zwischen

5 % und
42 % ;
Durch-
schnitt:
20 % (e-
röffente
Verfahren:
28 %)

12 - 15

Sachsen-
Anhalt

398 9

Schleswig-
Holstein

510 80 16 ./. unter-
schiedlich;
Durch-
schnitt:
45 %

sehr unter-
schiedlich;
in der
Mehrzahl
der Verfah-
ren bis ca.
20 Gläubi-
ger

Thüringen 289 32 3 2 12 - 17
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B. Einzelergebnisse

I. Verbraucherinsolvenz

1. Persönlicher Anwendungsbereich des Verbraucherinsolvenz-

verfahrens

a) Problemstellung

Mit dem Verbraucherinsolvenzverfahren sollte ein besonderes

Verfahren geschaffen werden, das den Bedürfnissen von Verbrau-

cher/innen und „Kleingewerbetreibenden“ angepasst ist und

nicht zu einer übermäßigen Belastung der Gerichte führt (vgl.

Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses des Deutschen Bun-

destages vom 19.04.1994, BT-Drs. 12/7302, S.189).

Nach Inkrafttreten der Insolvenzordnung am 01.01.1999 hat sich

in der gerichtlichen Praxis gezeigt, dass die Teilnahme der

„Kleingewerbetreibenden“ und ehemals „Kleingewerbetreibenden“,

d.h. von Inhaber/innen von kleinen Unternehmen am Verbraucher-

insolvenzverfahren schwerwiegende Probleme aufwirft.

Die gerichtliche Praxis berichtet von erheblichen Schwierig-

keiten, die bereits bei der Abgrenzung der so genannten

„Kleingewerbetreibenden“ zu anderen Unternehmer/innen entste-

hen, die dem Anwendungsbereich des Regelinsolvenzverfahrens

unterfallen. Die gesetzliche Formulierung der „geringfügigen

selbständigen wirtschaftlichen Tätigkeit“ in § 304 Abs. 1 InsO

und in § 304 Abs. 2 InsO („Eine selbständige wirtschaftliche

Tätigkeit ist insbesondere dann geringfügig im Sinne des Ab-

satzes 1, wenn sie nach Art oder Umfang einen in kaufmänni-

scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert.“)

ist unscharf und ausfüllungsbedürftig. Die Gesetzgebungsmate-

rialien sind insofern wenig aufschlussreich. Den Erläuterungen
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im Bericht des Rechtsausschusses zu § 357a RegE lässt sich

entnehmen, dass mit der Formulierung der „geringfügigen selb-

ständigen wirtschaftlichen Tätigkeit“ eine Anlehnung an § 347

Abs. 2 Nr. 2 RegE (Eigenverwaltung ohne Sachwalter bei Klein-

verfahren) beabsichtigt war. Weiter heißt es (BT-Drs. 12/2443,

S. 227), bei einer „geringfügigen selbständigen Tätigkeit lä-

gen „überschaubare Vermögensverhältnisse“ vor, deren „Abwick-

lung typischerweise keine besonderen Probleme verursacht“.

Diese Ausführungen enthalten ebenfalls keine hinreichend kon-

krete Abgrenzung der „Kleingewerbetreibenden“ von anderen Un-

termehmer/innen.

Die Formulierung in § 304 Abs. 2 InsO knüpft in ihrem Wortlaut

an die ehemals im Handelsgesetzbuch normierte Definition des

Minderkaufmannes an. Bereits im Handelsrecht hatte dies zu ei-

ner umfangreichen Rechtsprechungskasuistik und nicht unerheb-

lichen Rechtsunsicherheit geführt, die sich im neuen Insol-

venzrecht fortgesetzt hat. In der insolvenzrechtlichen

Literatur wird – wie schon im Handelsrecht im Rahmen des „Min-

derkaufmanns-Tatbestandes“ (§ 4 HGB a.F.; vgl. hierzu Karsten

Schmidt, Handelsrecht, S. 308 f., 5. Aufl. Köln/Berlin/

Bonn/München 1999) versucht, Abgrenzungskriterien für eine

„geringfügige selbständige wirtschaftliche Tätigkeit“ zu ent-

wickeln. Es handelt sich hierbei um

- die Zahl der Beschäftigten,

- die Art der Tätigkeit,

- den Umsatz,

- das Anlage- und Betriebskapital,

- die Vielfalt der im Betrieb erbrachten Leistungen und

der Geschäftsbeziehungen und

- die Art der Inanspruchnahme von Kredit und der Teilnahme

am Wechselverkehr
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(vgl. im Einzelnen FK-InsO/Kothe, § 304 Rz 12 ff.; Klaas, Zin-

sO 1999, 545 ff.).

Den Insolvenzgerichten sind jedoch im Eröffnungsverfahren oft

Tatsachen der vorgenannten Art in Bezug auf den schuldneri-

schen Betrieb gar nicht bekannt. Dies gilt insbesondere bei

Insolvenzeröffnungsanträgen von Gläubiger/innen. Ihnen fehlt

zumeist der hinreichende Einblick in das schuldnerische Unter-

nehmen, um Angaben der vorstehenden Art zum schuldnerischen

Unternehmen tätigen zu können.

Die Annahme, bei geringfügig selbständiger Tätigkeit lägen

überschaubare Vermögensverhältnisse vor, deren Abwicklung kei-

ne besonderen Schwierigkeiten bereite, hat sich nicht bestä-

tigt. Das Gegenteil ist der Fall. Sowohl die Schuldnerbera-

tungsstellen als auch die gerichtliche Praxis berichten, dass

die Teilnahme der „Kleingewerbetreibenden“ am Verbraucherin-

solvenzverfahren einen erheblichen und nicht vertretbaren Kos-

ten-, Material- und Arbeitsaufwand auslöst. „Kleingewerbetrei-

bende“ haben oftmals eine große Anzahl von Gläubiger/innen.

Aufgrund der Vorschriften der Insolvenzordnung (vgl. § 307

InsO) sind im Rahmen der für das gerichtliche Schuldenbereini-

gungsplanverfahren vorgegebenen Formerfordernisse (Zustellung

des Schuldenbereinigungsplanes und mehrerer Verzeichnisse; Be-

glaubigung der zuzustellenden, umfangreichen Unterlagen) ar-

beitsintensive und kostenaufwendige Kopierarbeiten, Beglaubi-

gungen und andere Vorarbeiten erforderlich. Beispielhaft ist

ein bei einem nordrhein-westfälischen Insolvenzgericht anhän-

gig gewordenes Verbraucherinsolvenzverfahren betreffend einen

„Kleingewerbetreibenden“ mit 128 Gläubiger/innen zu nennen, in

dem die zuzustellenden Unterlagen 40.000 Blatt Papier umfass-

ten und insgesamt Kosten in Höhe von 14.000,-- DM anfielen.

Ähnliche Probleme treten bereits während des außergerichtli-

chen Einigungsversuches auf. Auch hier müssen unter erhebli-

chem Arbeits-, Kosten- und Materialaufwand den zahlreichen
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Gläubiger/innen Einigungsvorschläge „auf der Grundlage eines

Plans“ (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO) unterbreitet werden.

Die Erfolgschancen des außergerichtlichen und des gerichtli-

chen Einigungsversuches sind hingegen gerade bei den „Kleinge-

werbetreibenden“ als Schuldner/innen besonders gering. Sie

rechtfertigen nicht den im Rahmen des außergerichtlichen Eini-

gungsversuches und des gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan-

verfahrens erforderlichen Aufwand. Eine Zustimmung der zahl-

reichen, an derartigen Verfahren beteiligten Gläubiger/innen

zu den Einigungsvorschlägen ist in der Regel nicht zu erlan-

gen. Der zeitaufwendige außergerichtliche Einigungsversuch

versperrt darüber hinaus in vielen Fällen den Weg zu einer zü-

gigen Eröffnung des gerichtlichen Insolvenzverfahren zu einem

Zeitpunkt, in dem möglicherweise noch verwertbare Masse vor-

handen ist oder die Chance einer Sanierung des schuldnerischen

Unternehmens besteht. Auch ist zu bedenken, dass insolvente

Unternehmen während des langwierigen außergerichtlichen Eini-

gungsversuches weiter am Wirtschaftsverkehr teilnehmen und po-

tentielle Gläubiger/innen gefährden. Die Schwerfälligkeit des

Verbraucherinsolvenzverfahrens bei „Kleingewerbetreibenden“

setzt sich im gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanverfahren

fort. Die dort bestehende zwingende Voraussetzung einer Kopf-

und Summenmehrheit für die Annahme des Schuldenbereinigungs-

plans erschwert im Vergleich zum Insolvenzplanverfahren die

Sanierung des kleingewerblichen Betriebes bzw. die Restschuld-

befreiung für die insolvente Person.

Das Verbraucherinsolvenzverfahren hält somit – entgegen den

Erwartungen des Gesetzgebers – in vielen, „Kleingewerbetrei-

bende“ betreffenden Insolvenzfällen keine den Bedürfnissen

dieses Personenkreises angepassten Lösungen bereit. Im Gegen-

satz zur Intention des Gesetzgebers führt die Teilnahme der

„Kleingewerbetreibenden“ auch nicht zu einer Entlastung der

Gerichte, sondern – im Rahmen des gerichtlichen Schuldenberei-
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nigungsplanverfahrens – sogar zu einer vermehrten Belastung

der Justiz.

b) Lösungsvorschlag

Aus den vorstehend unter a) aufgeführten Gründen schlägt die

Arbeitsgruppe vor, das Verbraucherinsolvenzverfahren nicht

mehr mit von vorneherein aussichtslosen Fallkonstellationen zu

belasten, in denen eine außergerichtliche oder gerichtliche

Einigung der „geringfügig selbständig wirtschaftlich“ tätigen

Schuldner/innen (d.h. der „Kleingewerbetreibenden“ und der

Freiberufler/innen mit geringfügigem Geschäftsumfang) mit ih-

ren zahlreichen Gläubigerinnen und Gläubigern aussichtslos er-

scheint. Aktive Kleinunternehmer/innen und Freiberufler/innen,

die ihr Gewerbe bzw. ihren freien Beruf noch zum Zeitpunkt der

Antragstellung ausüben, sollten ausnahmslos an dem für sie ge-

eigneteren Regelinsolvenzverfahren teilnehmen, um die Chance

einer zügigen Sanierung und anschließenden Fortführung der un-

ternehmerischen bzw. beruflichen Tätigkeit zu wahren. Wegen

der vergleichbaren Problemlage sollten grundsätzlich auch ehe-

malige „Kleingewerbetreibende“ und Freiberufler/innen nicht

mehr dem Verbraucherinsolvenzverfahren zugeordnet werden.

Die Teilnahme der „Kleingewerbetreibenden“ und Freiberuf-

ler/innen am Regel- anstatt am Verbraucherinsolvenzverfahren

entlastet nicht nur das außergerichtliche Einigungsverfahren

und das gerichtliche Schuldenbereinigungsplanverfahren. Sie

bietet auch den betroffenen Schuldner/innen und Gläubi-

ger/innen beträchtliche Vorteile. Das gesamte Insolvenzverfah-

ren wird erheblich gestrafft, weil das außergerichtliche Eini-

gungsverfahren und das gerichtliche Schuldenbereinigungsplan-

verfahren als zeitliche Hemmnisse für eine zügige Unterneh-

menssanierung bzw. erfolgreiche Masseverwertung entfallen. Im

Unterschied zum Verbraucherinsolvenzverfahren ist im Regelin-
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solvenzverfahren ferner die Anordnung der Eigenverwaltung mög-

lich. Schließlich bietet das Regelinsolvenzverfahren dem

„Kleingewerbetreibenden“ mittels des Insolvenzplanverfahrens

eine wirksamere und schnellere Möglichkeit der Entschuldung

als das Verbraucherinsolvenzverfahren mit dem – bei zahlrei-

chen Gläubiger/innen – schwerfälligeren Schuldenbereinigungs-

planverfahren.

Die vorstehende Bewertung wird bestätigt durch das österrei-

chische Konkursrecht, das zahlreiche Parallelen zum neuen

deutschen Insolvenzrecht aufweist. Auch das österreichische

Konkursrecht sieht ein besonderes Konkurs- und Schuldenregu-

lierungsverfahren vor, das nur für natürliche Personen gilt

und an dessen Ende die Restschuldbefreiung erteilt werden kann

(§§ 181 ff. öst. KO). Zwar enthält die österreichische Kon-

kursordnung kein ausdrücklich so bezeichnetes Verbraucherin-

solvenzverfahren. Jedoch ist in § 183 Abs. 2 öst. KO be-

stimmt, dass der Schuldner, der kein Unternehmen betreibt,

bescheinigen muss, dass ein außergerichtlicher Ausgleich ge-

scheitert ist oder gescheitert wäre. In der Gesetzesbegründung

wird hierzu ausgeführt, bei Unternehmern sei die durch den au-

ßergerichtlichen Einigungsversuch verursachte Konkursverzöge-

rung nicht gerechtfertigt, weil durch die Weiterführung des

Unternehmens Vertragspartner und zukünftige Geschäftspartner

geschädigt werden können (S.19 der Regierungsvorlage (1218 der

Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates

XVIII. GP)). Dies bestätigt die vorstehend getroffene Fest-

stellung der Verzögerungswirkung des außergerichtlichen Eini-

gungsversuches im Hinblick auf das Ziel einer zügigen Eröff-

nung des gerichtlichen Insolvenzverfahrens zum Zwecke einer

erfolgreichen Unternehmenssanierung und Gläubigerbefriedigung.

Die Arbeitsgruppe hat verschiedene Modelle einer Beschränkung

des persönlichen Anwendungsbereiches des Verbraucherinsolvenz-
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verfahrens erörtert. Dabei waren mehrere Gesichtspunkte zu be-

rücksichtigen.

Unproblematisch ist zunächst die Einbeziehung der eigentlichen

Verbraucher/innen, also der Personen, die keiner selbständigen

wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen. Dazu gehören alle Perso-

nen, die keine wirtschaftliche Tätigkeit im eigenen Namen, für

eigene Rechnung und in eigener Verantwortung ausüben (vgl. FK-

InsO/Kohte, § 304 RZ. 6).

Die Arbeitsgruppe hat in Erwägung gezogen, ob der Anwendungs-

bereich des Verbraucherinsolvenzverfahrens im Sinne eines for-

malen Modells auf diese Personen, d.h. die klassischen

Verbraucher/innen begrenzt werden sollte. Personen, die zum

Zeitpunkt des Insolvenzantrages eine unternehmerische bzw.

freiberufliche Tätigkeit ausüben oder ausgeübt haben, würden

danach ausnahmslos am Regel- und nicht am Verbraucherinsol-

venzverfahren teilnehmen. Der Vorteil dieser Lösung besteht in

ihrer Klarheit und einfachen Handhabbarkeit in der Praxis. In

der Regel wird sich nach kurzer Prüfung leicht feststellen

lassen, ob die insolvente Person Schulden aus einer unterneh-

merischen bzw. freiberuflichen Tätigkeit hat. Die schwierige

Abgrenzung zwischen „Kleingewerbetreibenden“ und anderen Un-

ternehmer/innen entfällt vollständig.

Bei näherer Betrachtung dieses Modells werden jedoch Probleme

sichtbar. Die vorliegend zu entwickelnde Einschränkung des

persönlichen Anwendungsbereiches der Verbraucherinsolvenz fin-

det ihre Rechtfertigung in der Unpraktikabilität, dem enormen

Aufwand und den geringen Erfolgschancen des außergerichtlichen

Einigungsversuches und des gerichtlichen Schuldenbereinigungs-

planverfahrens in bestimmten, „Kleingewerbetreibende“ betref-

fenden Verbraucherinsolvenzverfahren. Die vorgenannten Proble-

me bestehen jedoch nicht zwingend bei jedem „Kleingewerbetrei-

benden“. Beispielhaft sei der Betreiber eines kleinen Zei-
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tungskiosk genannt, der weder Arbeitnehmer/innen beschäftigt

noch eine besonders hohe Anzahl von Gläubiger/innen aufweist.

Es kann in derartigen Fällen nicht ohne Weiteres prognosti-

ziert werden, dass ein außergerichtlicher Einigungsversuch o-

der das Schuldenbereinigungsplanverfahren erfolglos oder zu

aufwendig und unpraktikabel sein würden. Die persönlichen und

wirtschaftlichen Verhältnisse eines solchen „Kleingewerbetrei-

benden“ sind vielmehr denjenigen von „klassischen“ Verbrau-

cher/innen so weit angenähert, dass im Hinblick auf die Vor-

teile und Chancen, die das Verbraucherinsolvenzverfahren den

privaten Verbraucher/innen bietet, ein Grund, der eine unter-

schiedliche gesetzliche Zuordnung zum Regel- oder Verbraucher-

insolvenzverfahren rechtfertigen könnte, nicht festzustellen

ist. Dies gilt jedenfalls für den „Kleingewerbetreibenden“,

der seine unternehmerische Tätigkeit zum Zeitpunkt des Insol-

venzantrages bereits eingestellt hat. In einem solchen Fall

können nämlich auch die besonderen Möglichkeiten einer zügigen

Sanierung, die das Regelinsolvenzverfahren bietet, nicht mehr

als Argument zugunsten einer Einordnung des „Kleingewerbetrei-

benden“ in das Regel- anstatt in das Verbraucherinsolvenzver-

fahren angeführt werden.

Die vorstehenden Überlegungen führen zu dem Ergebnis, dass be-

stimmte ehemalige „Kleingewerbetreibende“ und Freiberuf-

ler/innen nach wie vor dem Anwendungsbereich des Verbraucher-

insolvenzverfahrens unterfallen sollten. Eine strikte Abgren-

zung nach „Unternehmer/innen und Freiberufler/innen“ einer-

seits und „Verbraucher/innen“ andererseits ist nicht empfeh-

lenswert.

Als Alternative kommt ein im Wesentlichen auf materiellen Kri-

terien beruhendes Abgrenzungsmodell in Betracht. Ehemalige

„Kleingewerbetreibende“ und Freiberufler/innen können danach

unter bestimmten, eng begrenzten und – im Unterschied zur der-
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zeitigen Gesetzeslage - klar definierten Voraussetzungen am

Verbraucherinsolvenzverfahren teilnehmen.

aa) Abgrenzungskriterien

Die in diesem Rahmen erforderlichen Abgrenzungskriterien sind

vor dem Hintergrund der Überlegungen zur Einschränkung des

persönlichen Anwendungsbereiches des Verbraucherinsolvenzver-

fahrens zu entwickeln. Ziel ist die Gewährleistung eines prak-

tikablen, mit überschaubarem Aufwand durchführbaren und rea-

listischen Erfolgschancen behafteten außergerichtlichen

Einigungsversuches und gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan-

verfahrens. Zur Verwirklichung dieses Zieles eignen sich die

im Zusammenhang mit dem Begriff der geringfügigen selbständi-

gen wirtschaftlichen Tätigkeit i.S.v. § 304 Abs. 2 InsO entwi-

ckelten, unter a) aufgeführten Kriterien nicht oder nur einge-

schränkt. Denn auch ein „Kleingewerbetreibender“ mit wenigen

Beschäftigten, einem geringen Anlage- und Betriebskapital und

einer einfachen Betriebsstruktur kann beispielsweise eine hohe

Anzahl von Gläubiger/innen haben, mit denen eine Einigung

nicht zu erzielen ist.

Die Arbeitsgruppe hat die Gesamthöhe der gegen die insolvente

Person gerichteten Forderungen als Abgrenzungskriterium erör-

tert. Aus der Forderungshöhe lassen sich jedoch keine hinrei-

chenden Schlüsse auf die Erfolgschancen eines außergerichtli-

chen bzw. gerichtlichen Einigungsversuches ziehen. So bestehen

beispielsweise bei hohen Schulden, die bei einer oder zwei

Gläubigerbanken konzentriert sind, durchaus Einigungschancen,

wenn die insolvente Person zur Zahlung eines bestimmten, nicht

unerheblichen Teilbetrages bereit ist. Schuldner/innen mit ho-

hen Schulden sollten daher nicht ohne Weiteres von der Teil-

nahme an dem Verbraucherinsolvenzverfahren ausgeschlossen

sein.
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Zur Abgrenzung geeignet sind nach Auffassung der Arbeitsgruppe

hingegen folgende Kriterien:

(1) Gläubigerzahl

Es ist – wie unter a) dargestellt - in vielen Fällen gerade

die hohe Anzahl von Gläubiger/innen, die einen Einigungsver-

such in „Kleingewerbetreibende“ betreffenden Verbraucher-

insolvenzverfahren als aussichtslos erscheinen lässt und eine

zügige Durchführung des Insolvenzverfahrens erschwert. Es

liegt daher nahe, das Verbraucherinsolvenzverfahren nur für

solche (ehemaligen, s.o. S.26) „Kleingewerbetreibenden“ und

Freiberufler/innen zu öffnen, deren Gläubigerzahl begrenzt

ist.

Als Grenzwert hält die Arbeitsgruppe die Zahl von 20 Gläubi-

ger/innen für sachgerecht. Einigungsversuche mit 20 Gläubi-

ger/innen erscheinen nicht von vorneherein als aussichtslos.

Zwar liegt die durchschnittliche Gläubigerzahl bei „klassi-

sche“ Verbraucher/innen betreffenden Schuldenbereinigungsplan-

verfahren nach den Berichten der gerichtlichen Praxis bei

rund 12 Gläubiger/innen und damit deutlich niedriger (vgl. die

Statistik S.14 ff.). Andererseits handelt es sich hierbei le-

diglich um eine Durchschnittszahl, die Fälle mit teilweise

weitaus mehr Gläubiger/innen einschließt. Die Angaben der

meisten Gerichte bewegen sich innerhalb eines Bereiches von

bis zu 20 Gläubiger/innen. Diese Zahl erscheint als Obergrenze

für die Teilnahme von „Kleingewerbetreibenden“ und Freiberuf-

ler/innen am Verbraucherinsolvenzverfahren geeignet.

Die Gläubigerzahl als Abgrenzungskriterium verursacht aller-

dings im praktischen Verfahrensablauf Probleme, sofern der In-

solvenzantrag von einem Gläubiger bzw. einer Gläubigerin ge-
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stellt wird. Der den Antrag stellende Gläubiger wird in der

Regel nicht wissen, wie viele Gläubiger/innen die insolvente

Person insgesamt hat. Dementsprechend wird das Gericht erst

nach Ermittlungen und Anfragen beim Schuldner bzw. der

Schuldnerin feststellen können, ob ein Regel- oder ein

Verbraucherinsolvenzverfahren in Betracht kommt. Diese Ermitt-

lungen verzögern die Eröffnung des Verfahrens und verhindern

im Falle eines Regelinsolvenzverfahrens dessen schnelle und -

z. B. durch eine zügige Sanierung bewirkte - erfolgreiche

Durchführung.

Diese Nachteile können vermieden werden, wenn das materielle

Kriterium der Gläubigerzahl mit der Regelungsstruktur des for-

malen Modells kombiniert wird (Kombinationsmodell). Ausgangs-

punkt für eine solche Lösung ist die Teilnahme aller (aktiven

und ehemaligen) Unternehmer/innen und Freiberufler/innen am

Regelinsolvenzverfahren. Im Wege der Ausnahmeregelung werden

jedoch Unternehmer/innen und Freiberufler/inne, die ihr Gewer-

be bzw. ihren Beruf nicht mehr aktiv ausüben, dem Verbraucher-

insolvenzverfahren zugeordnet, wenn in ihrer Person bestimmte

– hier zu entwickelnde – Voraussetzungen wie z.B. eine Zahl

von nicht mehr als 20 Gläubiger/innen vorliegen. Diese kombi-

nierte Lösung bietet den Vorteil eines zügigen und effektiven

Verfahrensbeginns unmittelbar nach Stellung des Insolvenzan-

trages. Das Gericht wird im Regelfall wissen oder zügig ermit-

teln können, ob es sich bei der insolventen Person um einen

„Kleingewerbetreibenden“ oder freiberuflich Tätigen handelt.

Dies dürfte auch für die meisten auf einen Gläubigerantrag

hin eingeleiteten Verfahren gelten, da bei „Kleingewerbetrei-

benden“ der Großteil der Gläubiger/innen der gewerblichen Tä-

tigkeit der Schuldnerin bzw. des Schuldners zuzurechnen ist.

Das Gericht kann unmittelbar das Regelinsolvenzverfahren er-

öffnen, wenn ihm keine Tatsachen bekannt sind oder – infolge

einer kurzfristigen Anfrage bei der Schuldnerin bzw. dem
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Schuldner - bekannt werden, die den vorstehend dargestellten

Ausnahmetatbestand ausfüllen. Das Kombinationsmodell übernimmt

somit von dem formalen Modell den Vorteil einer praktikablen

und leicht zu handhabenden Abgrenzung des persönlichen Anwen-

dungsbereiches des Verbraucherinsolvenzverfahrens, vermeidet

aber durch die Integration von materiellen Abgrenzungskrite-

rien den Nachteil einer nicht gerechtfertigten Ausgrenzung von

ehemaligen „Kleingewerbetreibenden“, die sich von „klassi-

schen“ Verbraucher/innen nicht signifikant unterscheiden.

Die Arbeitsgruppe empfiehlt, hinsichtlich der Gläubigerzahl

auf den Zeitpunkt der Insolvenzantragsstellung abzustellen.

Zwar sind Fallkonstellationen denkbar, in denen die insolvente

Person während des außergerichtlichen Einigungsversuches zur

Fortführung ihres Unternehmens neue Verpflichtungen eingeht

und damit neue Gläubiger/innen erhält, wodurch der Grenzwert

von 20 Gläubiger/innen überschritten werden könnte. Derartige

Fälle dürften jedoch verhältnismäßig selten sein, zumal die

Gefahr des Eingehungsbetruges droht.

Der Eintritt der Insolvenz als alternativer maßgeblicher Zeit-

punkt zur Feststellung der Gläubigerzahl birgt für das Insol-

venzgericht erhebliche Probleme. Es sind hierzu nicht nur der

Zeitpunkt des Insolvenzeintritts selbst, sondern, was sich als

besonders schwierig und zeitaufwendig erweisen dürfte, die

Zahl der Gläubiger/innen zu genau diesem Zeitpunkt zu ermit-

teln. Die zu entwickelnden Verfahrensvoraussetzungen sollen a-

ber gerade eine zügig und einfach durchzuführende Einordnung

der Schuldner/innen in das Verbraucher- bzw. das Regelinsol-

venzverfahren ermöglichen. Aufwendige Ermittlungen vor Verfah-

renseröffnung stehen diesem Ziel entgegen (zur Notwendigkeit

eines erheblichen Ermittlungsaufwandes bei einem Abstellen auf

die Verhältnisse bei Eintritt der Insolvenz vgl. Schleswig-

Holsteinisches OLG, ZinsO 2000, 155 f.).
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(2) Keine Forderungen aus Arbeitsverhältnissen

Die Beschäftigung von Arbeitnehmer/innen ist für „klassische“

Verbraucher/innen untypisch. Bei der Durchführung des Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens entstehen zudem Probleme im Hinblick

auf das Insolvenzgeld. Ein Anspruch auf Insolvenzgeld besteht

für die letzten, den in § 183 Abs. 1 SGB III genannten Insol-

venzereignissen (§ 183 Abs. 1 Nrn. 1, 2 SGB III: Eröffnung

bzw. Abweisung des Antrages auf Eröffnung des Insolvenzverfah-

rens) vorausgehenden drei Monate. Der im Verbraucherinsolvenz-

verfahren erforderliche Versuch der außergerichtlichen Eini-

gung kann sich aber über einen deutlich längeren Zeitraum als

drei Monate hinziehen. Bei „Kleingewerbetreibenden“ mit zahl-

reichen Gläubiger/innen, aber auch in Anbetracht der Auslas-

tung der Schuldnerberatungsstellen wird dies sogar der Regel-

fall sein. Es entsteht auf diese Weise ein von dem Insolvenz-

geld nicht abgedeckter Zeitraum, während dessen die Arbeitneh-

meransprüche erheblich gefährdet sind. Manche Arbeitnehmer/

innen werden vor diesem Hintergrund eine Eigenkündigung in Be-

tracht ziehen. Hierdurch wird wiederum eine Sanierung und

Fortführung des schuldnerischen Unternehmens gefährdet. Bei

Beschäftigung von Arbeitnehmer/innen sollte daher die Teilnah-

me der insolventen Person am Verbraucherinsolvenzverfahren

ausgeschlossen sein.

Problematisch ist bei dem Abgrenzungskriterium „Beschäftigung

von Arbeitnehmer/innen“ die Bestimmung des maßgeblichen Zeit-

punktes. Ein Abstellen – wie bei der Gläubigerzahl - auf den

Zeitpunkt der Antragstellung wird der Problematik des Insol-

venzgeldes und der Entwicklung eines Kleinbetriebes während

der Insolvenz nicht hinreichend gerecht. Diese Entwicklung

wird oft dahingehend verlaufen, dass den Arbeitnehmer/innen

des insolventen Kleinbetriebes seitens des Schuldners bzw. der

Schuldnerin gekündigt wird. Die Kündigungsfrist wird in vielen
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Fällen noch während des – oft zeitaufwendigen - außergericht-

lichen Einigungsversuches ablaufen, so dass die insolvente

Person zum Zeitpunkt der Antragstellung keine Arbeitneh-

mer/innen mehr beschäftigt und dementsprechend dem Verbrau-

cherinsolvenzverfahren zuzuordnen wäre. Da im Regelfall der

außergerichtliche Einigungsversuch länger andauert als der

dreimonatige Zeitraum des Insolvenzgeldes, wären Ansprüche der

gekündigten Arbeitnehmer, die während der Kündigungsfrist ent-

standen sind, in erheblichem Umfang gefährdet.

Dieses Problem wird vermieden, wenn hinsichtlich der Beschäf-

tigung von Arbeitnehmer/innen auf den Eintritt der Insolvenz

abgestellt wird. Der Schuldner bzw. die Schuldnerin wird in

diesem Falle den Antrag auf Eröffnung des (Regel-) Insolvenz-

verfahrens zu einem früheren Zeitpunkt stellen, da ein außer-

gerichtlicher Einigungsversuch nicht erforderlich ist. Die

frühere Antragstellung gibt dem Gericht die Möglichkeit einer

früheren Vefahrenseröffnung, so dass der vorhergehende Zeit-

raum hinreichend durch Insolvenzgeld abgedeckt ist. Der Ein-

tritt der Insolvenz als maßgeblicher Zeitpunkt führt jedoch –

wie bereits im Zusammenhang mit der Gläubigerzahl als Abgren-

zungskriterium ausgeführt - zu schwierigen und langwierigen

Ermittlungen seitens des Insolvenzgerichtes.

Zur Vermeidung derartiger Probleme bietet sich nach Auffassung

der Arbeitsgruppe an, nicht nach der Beschäftigung von Arbeit-

nehmer/innen zu einem bestimmten Zeitpunkt zu differenzieren,

sondern danach, ob sich unter den gegen die insolvente Person

gerichteten Forderungen solche aus früheren oder gegenwärtigen

Arbeitsverhältnissen befinden (einschließlich Forderungen von

Sozialversicherungsträgern und Finanzämtern). Ist dies zum

Zeitpunkt der Antragstellung zu bejahen, unterscheidet sich

die Schuldnerin bzw. der Schuldner so wesentlich von typischen

Verbraucher/innen, dass - aus den bereits genannten Gründen -
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eine Teilnahme am Verbraucherinsolvenzverfahren ausgeschlossen

sein sollte.

bb) Kostenrechtliche Folgen

Bei Umsetzung des „Kombinationsmodelles“ wird der größte Teil

der „Kleingewerbetreibenden“ und Freiberufler/innen künftig

nicht mehr am Verbraucher-, sondern am Regelinsolvenzverfahren

teilnehmen. Dies führt in kostenrechtlicher Hinsicht zu fol-

genden Unterschieden:

Im Bereich der Zustellungs- und Beglaubigungskosten wird für

die betroffenen Schuldner/innen eine erhebliche Kostenentlas-

tung eintreten. Gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 und 3 InsO können Zu-

stellungen durch Aufgabe zur Post erfolgen. Einer Beglaubigung

des zuzustellenden Schriftstückes bedarf es nicht. Diese Vor-

schrift gilt gemäß § 307 Abs. 1 Satz 3 InsO im Verbraucherin-

solvenzverfahren nicht. Von den hierdurch bedingten zusätzli-

chen Kosten einer förmlichen Zustellung und Beglaubigung

werden die künftig am Regelinsolvenzverfahren teilnehmenden

„Kleingewerbetreibenden“ befreit. Da gerade bei „Kleingewerbe-

treibenden“ umfangreiche (Vermögens-, Forderungs- und Gläubi-

ger-)Verzeichnisse zu erstellen sind, die an die oft zahlrei-

chen Gläubiger/innen dieser Schuldnergruppe zuzustellen sind,

wird der eingesparte Betrag beträchtlich sein. Dies gilt auch

für den Fall, dass der im Schuldenbereinigungsplanverfahren

anfallende Kostenaufwand – de lege ferenda – reduziert werden

sollte (siehe unten 3 b)).

Die Zahl der im Regel- und Verbraucherinsolvenzverfahren an-

fallenden Bekanntmachungen unterscheidet sich nur geringfügig.

Teilweise ist sie von dem konkreten Verfahrensablauf abhängig.

Die im Regelinsolvenzverfahren im Falle eines Insolvenzplanes

erforderlichen Bekanntmachungen gemäß § 235 Abs. 2 Satz 1 InsO

(Bekanntmachung des den Insolvenzplan betreffenden Erörte-
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rungs- und Abstimmungstermins), gemäß §§ 258, 267 InsO (Bestä-

tigung des Insolvenzplanes, Aufhebung des Insolvenzverfahrens,

etwaige Planüberwachung) und gemäß § 268 Abs. 2 InsO (Aufhe-

bung der Planüberwachung) haben beim Verbraucherinsolvenzver-

fahren im Falle eines Schuldenbereinigungsplanes kein Pendant.

Soweit durch die Nutzung des Internet als Bekanntmachungsmedi-

um künftig erhebliche Bekanntmachungskosten eingespart werden

können (siehe unten 3., c), bb), (2)), sind hiervon sowohl das

Regel- als auch das Verbraucherinsolvenzverfahren betroffen.

Unterschiedliche Kosten fallen in Bezug auf die Vergütungen

des Insolvenzverwalters im Regelinsolvenzverfahren und des

Treuhänders im Verbraucherinsolvenzverfahren an:

Im Schuldenbereinigungsplanverfahren als Teil des Verbraucher-

insolvenzverfahrens ist ein Treuhänder nicht vorgesehen.

Schließt sich bei Scheitern des Schuldenbereinigungsplanver-

fahrens ein vereinfachtes Insolvenzverfahren an, so erhält der

nunmehr zu bestellende Treuhänder in der Regel 15 % der Insol-

venzmasse, mindestens jedoch DM 200,-- (§ 13 der insolvenz-

rechtlichen Vergütungsverordnung (InVV)).

Demgegenüber ist im Regelinsolvenzverfahrens von Anfang an ein

Insolvenzverwalter vorgesehen. Seine Vergütung ist prozentual

je nach Höhe der Insolvenzmasse gestaffelt (§ 2 InVV). Zu-

sätzlich eröffnet § 3 InVV die Möglichkeit von Zu- und Ab-

schlägen. Betrachtet man ausschließlich die Regelvergütungs-

sätze, so ist bei höheren Insolvenzmassen die

Treuhändervergütung höher als die des Insolvenzverwalters

(Bsp.: Insolvenzmasse 1 Mio. DM, Treuhändervergütung DM

150.000,--, Insolvenzverwaltervergütung DM 75.500,--). Bei

mittleren und niedrigen Insolvenzmassen ist das Verhältnis um-

gekehrt (Bsp.: Insolvenzmasse 100.000,-- DM, Treuhändervergü-

tung DM 15.000,--, Insolvenzverwaltervergütung DM 32.500,--).

Eine allgemeine Aussage, ob das Verbraucherinsolvenzverfahren
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oder das Regelinsolvenzverfahren hinsichtlich der jeweiligen

Verwaltervergütung kostenintensiver ist, lässt sich somit –

auch in Anbetracht der beim Insolvenzverwalter möglichen Zu-

schläge gemäß § 3 InVV - nicht treffen.

Soweit Unternehmer/innen oder Freiberufler/innen mit 20 oder

weniger Gläubiger/innen nach dem Vorschlag der Arbeitsgruppe

noch am Verbraucherinsolvenzverfahren teilnehmen, sind infolge

der niedrigen Gläubigerzahl die entstehenden Kosten nicht hö-

her als in einem typischen, „klassische“ Verbraucher/innen

betreffenden Verfahren. Die Negativbeispiele für die teilweise

unvertretbar hohen Kosten, die im Rahmen des Schuldenbereini-

gungsplanverfahrens bei „Kleingewerbetreibenden“ entstehen

können, betreffen „Kleingewerbetreibende“ mit zahlreichen,

d.h. bis zu 100 und mehr Gläubiger/innen. Dieser Personenkreis

wird nach dem Vorschlag der Arbeitsgruppe nicht mehr vom An-

wendungsbereich des Verbraucherinsolvenzverfahrens umfasst.

c) Regelungsentwurf

In § 304 InsO wird der persönliche Anwendungsbereich des

Verbraucherinsolvenzverfahrens geregelt. Zur Umsetzung des Lö-

sungsvorschlages der Arbeitsgruppe könnte diese Vorschrift wie

folgt neu gefasst werden:
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§ 304 Grundsatz

(1) Ist der Schuldner eine natürliche Person, die keine

selbständige wirtschaftliche Tätigkeit ausübt oder ausgeübt

hat, so gelten für das Verfahren die allgemeinen Vorschriften,

soweit in diesem Teil nichts anderes bestimmt ist. Eine selb-

ständige wirtschaftliche Tätigkeit im Sinne von Satz 1 ist

auch eine freiberufliche Tätigkeit.

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 gelten auch dann als

erfüllt, wenn der Schuldner eine natürliche Person ist, zum

Zeitpunkt des Antrages auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens

keine selbständige wirtschaftliche Tätigkeit mehr ausübt, zu

diesem Zeitpunkt nicht mehr als 20 Gläubiger hat und gegen ihn

keine Forderungen aus gegenwärtigen oder früheren Arbeitsver-

hältnissen bestehen.“

Absatz 1 orientiert sich in seiner Formulierung an § 304

Abs. 1 InsO in seiner derzeitigen Fassung. Im Unterschied zur

geltenden Rechtslage werden jedoch auch (aktive und ehemalige)

„Kleingewerbetreibende“ von dem Anwendungsbereich des Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens ausgenommen. Ferner wird klargestellt,

dass Freiberufler/innen ebenfalls nicht am Verbraucherinsol-

venzverfahren teilnehmen.

Absatz 1 beinhaltet den regelmäßigen Ausschluss von Unterneh-

mer/innen und Freiberufler/innen. Absatz 2 steht hierzu ent-

sprechend der Struktur des vorgeschlagenen „Kombinationsmo-

dells“ in einem Ausnahmeverhältnis. Bei Vorliegen der vor-

stehend entwickelten Kriterien wird eine Teilnahme von be-

stimmten ehemaligen Unternehmer/innen und Freiberufler/innen
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am Verbraucherinsolvenzverfahren ausnahmsweise zugelassen.

Personen, die ihr Gewerbe bzw. ihren freien Beruf noch zum

Zeitpunkt der Antragstellung ausüben, sollen aber auf jeden

Fall an dem für sie geeigneteren Regelinsolvenzverfahren teil-

nehmen, um die Chance einer zügigen Sanierung und anschließen-

den Fortführung der unternehmerischen bzw. beruflichen Tätig-

keit zu wahren.

Aufgrund des Ausnahmecharakters von Absatz 2 kann das Gericht,

wenn ihm keine Tatsachen, durch die der Tatbestand des Absat-

zes 2 ausgefüllt wird, bekannt sind oder aufgrund einer Anfra-

ge beim Schuldner bzw. der Schuldnerin bekannt werden, im Fal-

le von Unternehmer/innen oder Freiberufler/innen ohne Weiteres

das Regelinsolvenzverfahren eröffnen, soweit die übrigen in-

solvenzrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Langwierige

Ermittlungen sind nicht erforderlich.
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2. Probleme des außergerichtlichen Einigungsversuches

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe - mit Ausnahme Sachsens - emp-

fiehlt, an dem Erfordernis eines außergerichtlichen Einigungs-

versuches im Verbraucherinsolvenzverfahren festzuhalten.

Der obligatorische außergerichtliche Einigungsversuch zwingt

die Schuldnerin bzw. den Schuldner zu einer eigenverantwortli-

chen (und in vielen Fällen erstmaligen) Kontaktaufnahme mit

seinen Gläubiger/innen zum Zwecke der Schuldenbereinigung.

Sie/Er wird hierdurch zur Herstellung eines Mindestmaßes an Ü-

bersichtlichkeit über die eigenen Vermögensverhältnisse ge-

zwungen. Zugleich erhält die insolvente Person die Chance ei-

ner ihren individuellen Bedürfnissen angepassten, flexiblen

und kostengünstigen Einigung mit ihren Gläubiger/innen, bevor

das formalere und teurere gerichtliche Schuldenbereinigungs-

planverfahren beginnt. Die Gerichte werden durch erfolgreiche

außergerichtliche Einigungsversuche entlastet (zur Entlas-

tungswirkung vgl. den Bericht des Rechtsausschusses des Deut-

schen Bundestages vom 19.04.1994, BT-Drs. 12/7302, S.190).

Scheitert der außergerichtliche Einigungsversuch, so bleiben

dennoch zumindest seine ordnende und seine im Hinblick auf das

gerichtliche Verfahren vorbereitende Funktion erhalten. Der

außergerichtliche Eingungsversuch als erste der drei Stufen im

neuen Verbraucherinsolvenzrecht sollte daher grundsätzlich

beibehalten werden. Die im Einzelnen nach der gegenwärtigen

Rechts- und Tatsachenlage bestehenden Probleme können durch

spezifische und problemorientierte Einzellösungen bewältigt

werden.
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a) Maßnahmen der Einzelzwangsvollstreckung während des Ver-

suchs der außergerichtlichen Einigung

aa) Problemstellung

Die Insolvenzordnung hat wesentliche Abschnitte der Verfah-

rensvorbereitung des gerichtlichen Verbraucherentschuldungs-

verfahrens in die außergerichtliche Einigungsphase ausgela-

gert. Die geeignete Person oder Stelle hilft der insolventen

Person, die Restschuldbefreiung anstrebt, den Vermögens- und

Schuldenstand zu ermitteln und einen Schuldenbereinigungsplan

zu erarbeiten, der später bei Scheitern der außergerichtlichen

Einigung als Grundlage für das gerichtliche Schuldenbereini-

gungsplanverfahren dienen kann. Bereits in der Phase der au-

ßergerichtlichen Schuldenbereinigung liegt meist der Eröff-

nungsgrund der Zahlungsunfähigkeit nach § 17 InsO, zumindest

aber derjenige der drohenden Zahlungsunfähigkeit nach § 18 In-

sO vor. Die Schuldnerin bzw. der Schuldner wird sich zumeist

bereits in dieser Phase in der wirtschaftlichen Krise befin-

den. Wird später das vereinfachte Insolvenzverfahren nach

§§ 311 ff. InsO eröffnet, wird das zur Vollstreckung zur Ver-

fügung stehende Vermögen zur gleichmäßigen Befriedigung unter

den Gläubiger/innen verteilt. Auch in der anschließenden Wohl-

verhaltensperiode, die zur Restschuldbefreiung führt, gilt der

Grundsatz der gleichmäßigen Befriedigung der Gläubiger/innen

aus dem pfandfreien Teil des Arbeitseinkommens.

Die Insolvenzordnung schützt die gerichtlichen Schritte der

Verbraucherentschuldung durch verschiedene Schutzmechanismen

vor Einzelzwangsvollstreckungen:

- In der Phase des gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanver-

fahrens sind nach § 306 Abs. 2 InsO trotz Ruhens des Verfah-

rens über den Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens

gerichtlich angeordnete Sicherungsmaßnahmen nach § 21 InsO
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möglich, die Einzelzwangsvollstreckungen ausschließen kön-

nen.

- Nach Scheitern des Schuldenbereinigungsplanverfahrens ist

nach § 311 InsO über den Eröffnungsantrag zu entscheiden.

Wird eröffnet, so greift das Verbot der Einzelzwangsvoll-

streckung aus § 89 InsO.

- In der Phase der Restschuldbefreiung untersagt § 294 Abs. 1

InsO die Einzelzwangsvollstreckung.

Zusätzlich zu den Vorschriften über einen Schutz der vorhande-

nen Masse vor störenden Einzelzwangsvollstreckungen enthält

die Insolvenzordnung Möglichkeiten, die zunächst der Massean-

reicherung dienen, indirekt aber ebenfalls von verfahrensstö-

renden Zugriffen auf die Masse abhalten sollen:

- In erster Linie liegt es in der Hand des Verwalters bzw. -

im vereinfachten Verfahren - der Gläubiger/innen (§ 313 Abs.

2 InsO), massemindernde und die Insolvenzgläubiger/innen be-

nachteiligende Rechtshandlungen, die vor Eröffnung des In-

solvenzverfahrens vorgenommen wurden, durch Anfechtung nach

§§ 129 ff. InsO rückgängig zu machen.

- Zusätzlich werden durch die Rückschlagssperre des § 88 Inso

die im letzten Monat vor dem Antrag auf Eröffnung des Insol-

venzverfahrens oder nach diesem Antrag im Wege der Einzel-

zwangsvollstreckung erlangten Sicherungen unwirksam, wenn

das Verfahren eröffnet wird.

Die Vorschriften zum Erhalt der Masse und zur Abwehr gläubi-

gerbenachteiligender Rechtshandlungen in der Krise gelten

prinzipiell auch im Verbraucherinsolvenzverfahren.
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Obwohl die Insolvenzordnung wichtige Funktionen des Verbrau-

cherentschuldungsverfahrens in die außergerichtliche Phase

verlagert hat, greifen dort jedoch keine Schutzmechanismen vor

Einzelzwangsvollstreckungen. Die masseschützenden Instrumenta-

rien der Anfechtung und der Rückschlagssperre sind zwar im

vereinfachten Insolvenzverfahren anwendbar, können aber aus

Gründen des zeitlichen Ablaufs des außergerichtlichen Eini-

gungsversuches häufig nicht greifen. Oft werden Gläubi-

ger/innen, die jahrelang keine Vollstreckungsmaßnahmen mehr

ergriffen haben, erst durch die Kontaktaufnahme von seiten der

geeigneten Person oder Stelle darauf aufmerksam, dass ein Ent-

schuldungsverfahren bevorsteht. Die zugeleiteten Unterlagen

enthalten darüber hinaus Hinweise auf noch pfändbare Vermö-

gensbestandteile. Durch den dann vorgenommenen Zugriff der

Gläubiger/innen wird das Ansparen von Masse für einen Ver-

gleich oder die Gerichtskosten erschwert oder gar vereitelt

(vgl. Veit-Reifner, Außergerichtliches Verbraucherinsolvenz-

verfahren, 1998, S. 91).

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe ist daher ein

erhöhter Schutz vor störenden Einzelzwangsvollstreckungsmaß-

nahmen zur Stärkung der außergerichtlichen Einigungsphase

dringend erforderlich.

bb) Lösungsmodelle

Die Arbeitsgruppe hat verschiedene Modelle eines erhöhten

Schutzes vor Einzelzwangsvollstreckungsmaßnahmen während der

Dauer des außergerichtlichen Einigungsversuches erörtert:
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(1) Gesetzliche Unwirksamkeit von Einzelzwangsvollstreckungs-

maßnahmen während der außergerichtlichen Einigungsphase

Den wirksamsten Schutz vor störenden Einzelzwangsvollstreckun-

gen bietet ein gesetzliches Vollstreckungsmoratorium, wie es

etwa § 89 Abs. 1 InsO während der Dauer des Insolvenzverfah-

rens anordnet (ein Vollstreckungsmoratorium auch für die au-

ßergerichtliche Einigungsphase enthält der Gesetzentwurf der

PDS-Bundestagsfraktion vom 11.01.2000 (BT-Drs. 14/2496)). Ge-

gen einen solch weitreichenden Schutz vor Einzelzwangsvoll-

streckungsmaßnahmen spricht aber, dass nicht einmal im ge-

richtlichen Schuldenbereinigungsplanverfahren ein gesetzlich

angeordneter Ausschluss von Einzelzwangsvollstreckungen be-

steht. Selbst in dieser Phase, in der bereits ein Antrag auf

Eröffnung des Insolvenzverfahrens vorliegt, kommt ein Aufschub

von Vollstreckungsmaßnahmen nur durch gerichtliche Anordnung

nach §§ 306 Abs. 2, 21 Inso in Betracht. Zudem ist der Versuch

außergerichtlicher Schuldenbereinigung ein bewusst gesetzlich

nicht näher definierter Prozess, der sich über eine längere

Zeit hinzieht. Aus diesem Grund lässt sich kein verlässlicher

Zeitpunkt definieren, von dem an der gesetzliche Vollstre-

ckungsschutz gelten sollte. Dogmatisch steht hinter diesem

Problem die Frage, ab welchem Zeitpunkt die Gläubiger/innen

als eine Verlustgemeinschaft angesehen werden können, die nach

dem Grundsatz der „par condicio creditorum“ zu behandeln ist.

Der Gedanke eines generell angeordneten gesetzlichen Vollstre-

ckungsschutzes in der Phase der außergerichtlichen Einigung

sollte deshalb nach Auffassung der Arbeitsgruppe nicht weiter-

verfolgt werden.
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(2) Gerichtliche Aufhebung einzelner Zwangsvollstreckungsmaß-

nahmen

Das geltende Zwangsvollstreckungsrecht ist geprägt vom sachge-

rechten Ausgleich zwischen der Realisierung der Gläubigerfor-

derungen und dem Schutz der Schuldner/innen zur Milderung un-

tragbarer, dem allgemeinen Rechtsgefühl widersprechender

Härten, die das formstrenge Vollstreckungsrecht im Einzelfall

mit sich bringt (vgl. Zöller, ZPO, 21. Auflage, § 765 a

Rdnr. 1). In diesem Rahmen ist § 765 a ZPO die allgemeine

Schutzvorschrift des Vollstreckungsrechts, die formstrenges

Vollstreckungsrecht und Schuldnerschutz zum Ausgleich bringt.

Der außergerichtliche Schuldenbereinigungsversuch dient eben-

falls dem Interessenausgleich zwischen Schuldner/innen und

Gläubiger/innen. Mit seiner Hilfe kann eine raschere und indi-

viduell abgestimmtere Schuldenbereinigung erzielt werden als

im formalisierten gerichtlichen Verfahren. Deshalb könnte es

gerechtfertigt sein, Schutz vor Einzelzwangsvollstreckungen in

der Phase der außergerichtlichen Schuldenbereinigung durch ge-

richtliche Einzelentscheidungen vorzusehen. Für diesen Fall

würde sich eine Lösung über § 765 a ZPO anbieten. Die hohen

Anforderungen des § 765 a ZPO könnten allerdings nicht unein-

geschränkt angewendet werden, weil die Einstellung oder Aufhe-

bung einer Zwangsvollstreckungsmaßnahme nach § 765 a Abs. 1

ZPO eine Härte voraussetzt, die mit den guten Sitten nicht

vereinbar ist. Senkt man dementsprechend die Voraussetzungen

für die Einstellung einzelner Zwangsvollstreckungsmaßnahmen,

so kommt lediglich eine einstweilige Einstellung der Zwangs-

vollstreckung für eine gesetzlich bestimmte Frist in Frage.

Schließlich wäre zu entscheiden, ob über die Einstellung ein-

zelner Zwangsvollstreckungsmaßnahmen das Vollstreckungsge-

richt, wie in § 765 a ZPO bestimmt, oder aber das Insolvenzge-

richt, wie etwa in § 89 Abs. 3 InsO vorgesehen, entscheiden

sollte. Da sich die Vorschrift insgesamt an § 765 a ZPO anleh-
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nen würde und im Verfahrensabschnitt der außergerichtlichen

Schuldenbereinigung noch gar nicht feststeht, ob später ein

Insolvenzverfahren eingeleitet wird, wäre wohl die Zuständig-

keit des Vollstreckungsgerichtes zu bevorzugen.

Der vom Bundesministeriums der Justiz vorgelegte Referenten-

entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung der Pfändungsfrei-

grenzen (Art. 1 Ziff.1 des Entwurfs) beschreitet diesen Weg.

Er beinhaltet einen neuen Absatz 4 des § 765a ZPO, nach dem

eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung längstens für die Dauer

von drei Monaten einzustellen ist, wenn der Schuldner durch

Vorlage der Bescheinigung einer geeigneten Person oder Stelle

im Sinne des § 305 Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzordnung nach-

weist, dass er auf der Grundlage eines Plans eine außerge-

richtliche Einigung mit seinen Gläubigern versucht, sofern

überwiegende Belange des Gläubigers nicht entgegenstehen.

Die gerichtliche Einstellung einzelner Zwangsvollstreckungs-

maßnahmen hat jedoch den erheblichen Nachteil, dass die Justiz

der Länder in erheblichem Maße zusätzlich belastet würde. Ein

Antrag gem. § 765 a ZPO ist bereits zulässig, wenn eine Maß-

nahme der Zwangsvollstreckung „droht“. Letzteres ist der Fall,

sobald der Vollstreckungstitel der Schuldnerin bzw. dem

Schuldner zugestellt ist (Schuschke in: Schuschke/Walker,

Vollstreckung und Vorläufiger Rechtsschutz (Bd. I), § 765a Rz

14; Brox/Walker, Zwangsvollstreckungsrecht, Rz 1477). Schuld-

nerinnen und Schuldnern, die einen außergerichtlichen Eini-

gungsversuch unternehmen, werden zum Zeitpunkt des Einigungs-

versuches oft bereits mehrere Vollstreckungstitel

verschiedener Gläubiger/innen zugestellt sein. Es ist daher

damit zu rechnen, dass die Schuldner/innen, um „Ruhe“ vor Maß-

nahmen der Einzelzwangsvollstreckung zu haben, in vielen Fäl-

len bezüglich aller ihnen zugestellter Vollstreckungstitel ei-

nen Vollstreckungsschutzantrag stellen werden. Die entspre-

chenden Gerichtsverfahren werden nicht immer unstreitig oder
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unkompliziert verlaufen, da – in welcher konkreten Ausgestal-

tung auch immer – die anzuwendende Schutzvorschrift, wie der-

zeit § 765a ZPO, die Möglichkeit der Abwägung von Gläubiger-

und Schuldnerbelangen vorsehen müsste. Eine solche Abwägung

beinhaltet erfahrungsgemäß ein beträchtliches Streitpotential.

Durch die Einführung des außergerichtlichen Schuldenbereini-

gungsversuches sollte aber eine Entlastung der Justiz erreicht

werden. Diesem Ziel würde ein Vollstreckungsschutzmodell, das

die gerichtliche Einstellung oder Aufhebung einzelner Voll-

streckungsmaßnahmen vorsieht, diametral entgegen stehen.

Zudem ist zu berücksichtigen, dass eine Lösung über § 765a ZPO

die Möglichkeit der Manipulation durch die Schuldnerin bzw.

den Schuldner eröffnet, die im Wege der Antragstellung gem.

§ 765 a ZPO indirekt bestimmen können, welche Gläubiger/innen

vollstrecken können und welche nicht.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe befürwortet daher ein solches

Modell nicht.

(3) Indirekter Schutz vor Einzelzwangsvollstreckungsmaßnahmen

durch Ausdehnung der Rückschlagssperre und Beschleunigung

des Verfahrens

Zur Verhinderung von Einzelzwangsvollstreckungsmaßnahmen wäh-

rend des außergerichtlichen Einigungsversuches empfiehlt die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe mehrheitlich ein kombiniertes Modell

aus verlängerter Rückschlagssperre und Fiktion der Zustim-

mungsverweigerung.

Der – indirekte - Schutz vor Einzelzwangsvollstreckungsmaßnah-

men kann auch durch eine Verschärfung der masseschützenden und

-anreichernden gesetzlichen Vorschriften erhöht werden. An-

fechtung und Rückschlagssperre dürften im vereinfachten
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Verbraucherinsolvenzverfahren oft leer laufen, weil sich die

Phase der außergerichtlichen Schuldenbereinigung zeitlich zu

lange hinzieht und fraglich ist, ob im vereinfachten Verfahren

von den Gläuber/innen alle Anfechtungsmöglichkeiten erkannt

und genutzt werden. Ein indirekter Schutz vor Einzelzwangs-

vollstreckungsmaßnahmen in der Phase der außergerichtlichen

Schuldenbereinigung müsste mithin zum einen das Verfahren be-

schleunigen und zum anderen an die Stelle der vom Treuhänder

auszuübenden Anfechtung die automatisch wirkende Rückschlags-

sperre setzen.

Die Rückschlagssperre in § 88 InsO ist aus § 28 VerglO über-

nommen worden. Mit der Rückschlagssperre in der Vergleichsord-

nung sollte ein mittelbarer Vollstreckungsschutz gewährt wer-

den, ohne dass es einer Anfechtung bedurfte. Die Anfechtung

hatte der Gesetzgeber als mit dem Beschleunigungsgrundsatz des

Vergleichsverfahrens nicht vereinbar angesehen (vgl. Bley/

Mohrbutter, Vergleichsordnung, 4. Auflage 1979, § 28 Rdnr. 2).

In der Insolvenzordnung ist die Rückschlagssperre in § 88 InsO

neben die Anfechtungsmöglichkeiten nach § 129 ff. InsO getre-

ten. Sie ergänzt das Recht der Insolvenzanfechtung, das sei-

nerseits die Anfechtung von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen als

inkongruente Deckung nach § 131 InsO ermöglicht. Der Zusammen-

hang zwischen Rückschlagssperre und Insolvenzanfechtungsrecht

(vgl. Smid, Insolvenzordnung, 1999, § 88 Rdnr. 4) rechtfertigt

es, die Frist der Rückschlagssperre auf die Anfechtungsfristen

in § 131 InsO, also auf drei Monate, auszudehnen, weil durch

die Ermöglichung der Anfechtung der Grundsatz der „par condi-

cio creditorum“ ohnehin auf diesen Zeitraum vor Verfahrenser-

öffnung vorgezogen ist. Durch die Rückschlagssperre lässt sich

zudem ein langwieriger Rechtsstreit über die Anfechtung ver-

meiden.

Zieht sich das Verbraucherentschuldungsverfahren über Monate

hin, wäre allerdings auch eine auf die Antragstellung nach
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§ 305 InsO bezogene dreimonatige Rückschlagssperre wirkungs-

los. Führt ein Gläubiger nach dem Anschreiben durch die geeig-

nete Person oder Stelle eine Einzelzwangsvollstreckungsmaß-

nahme durch, verdeutlicht er, an einer außergerichtlichen

Schuldenbereinigung nicht interessiert zu sein. Damit er-

scheint es gerechtfertigt, in einer Einzelzwangsvollstre-

ckungsmaßnahme zugleich die Verweigerung zur Zustimmung zu ei-

ner außergerichtlichen Schuldenbereinigung und damit das

Scheitern des außergerichtlichen Einigungsversuches zu sehen.

Dieser Schritt würde die Möglichkeit eröffnen, in einem über-

schaubaren Zeitraum die Antragsunterlagen nach § 305 InsO zu-

sammenzustellen und einen Antrag auf Eröffnung des Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens einzureichen. Durch die Ausdehnung der

Rückschlagssperre in Kombination mit einer Fiktion der Zustim-

mungsverweigerung würde mithin erreicht, dass Sicherungen, die

durch Einzelzwangsvollstreckungsmaßnahmen in der außergericht-

lichen Einigungsphase erlangt werden, jedenfalls in der Regel

mit Unwirksamkeit bedroht wären. Dies könnte dazu führen, dass

Einzelzwangsvollstreckungsmaßnahmen gar nicht erst ergriffen

werden.

Die Fiktion des Scheiterns des außergerichtlichen Einigungs-

versuches sollte allerdings nur durch solche Vollstreckungs-

maßnahmen ausgelöst werden können, die erfolgen, nachdem die

geeignete Person oder Stelle die Verhandlungen über die außer-

gerichtliche Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Pla-

nes eingeleitet hat. Andernfalls besteht die Gefahr, dass die

Fiktion zu früh greift und der außergerichtliche Einigungsver-

such entwertet wird.

Eine Mehrbelastung der Gerichte ist durch das vorstehend dar-

gestellte Modell nicht zu erwarten, da die beiden Bestandteile

dieser Lösung (verlängerte Rückschlagssperre und fingierte Zu-

stimmungsverweigerung) eine gerichtliche Entscheidung nicht

voraussetzen.
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Ein Standort für die Fiktion der Zustimmungsverweigerung ist

nicht leicht zu finden, weil das außergerichtliche Schuldenbe-

reinigungsverfahren bis auf die Vorschriften zum Eröffnungsan-

trag in § 305 nicht geregelt ist. Denkbar ist, in § 305 InsO

einen neuen Absatz zu integrieren. Er könnte wie folgt lauten:

"(x) Der Versuch, eine außergerichtliche Einigung mit den

Gläubigern über die Schuldenbereinigung herbeizuführen, gilt

als gescheitert, wenn ein Gläubiger die Zwangsvollstreckung

betreibt, nachdem die geeignete Person oder Stelle die Ver-

handlungen über die außergerichtliche Schuldenbereinigung ein-

geleitet hat.".

Die Ausdehnung der Rückschlagssperre auf drei Monate vor An-

tragstellung nach § 305 InsO sollte in § 312 InsO angeordnet

werden. Es könnte folgender neuer Absatz eingefügt werden:

"(x) Die Frist des § 88 InsO beträgt drei Monate vor dem

Antrag nach § 305.".

b) Verzögerungen bei der Schuldnerberatung

Ein weiteres Problem stellt der bei den Schuldnerberatungs-

stellen derzeit bestehende „Beratungsstau“ dar. Viele Schuld-

nerberatungsstellen sind nicht in der Lage, die Schuldnerin

bzw. den Schuldner im Einzelfall zügig zu beraten und während

des außergerichtlichen Einigungsversuches helfend zu beglei-

ten. Dies führt zu unvertretbaren Verzögerungen in der außer-

gerichtlichen Einigungsphase und auch in Bezug auf die Stel-

lung des Insolvenzantrages, wenn der Einigungsversuch aufgrund

der Verzögerung erst nach längerer Zeit scheitert. Letzteres

verringert die Chancen eines gerichtlichen Schuldenbereini-

gungsplanverfahrens, da die hierfür zur Verfügung stehende In-
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solvenzmasse mit fortschreitendem Zeitablauf eher ab- als zu-

nehmen wird. Es gefährdet zudem die Gläubiger/innen der wirt-

schaftlich während der außergerichtlichen Phase weiterhin tä-

tigen insolventen Person. Lange Wartezeiten bereits während

des außergerichtlichen Einigungsversuches verringern vor allem

aber die Motivation der Schuldnerin bzw. des Schuldners, über-

haupt einen Ausgleich mit den Gläubiger/innen zu suchen und

mittels der Restschuldbefreiung einen „fresh start“ in ein ei-

genverantwortliches und selbst bestimmtes Wirtschaftsleben zu

versuchen. Eine zügige und effektive Beratung der insolventen

Personen während der vorgerichtlichen Phase muss daher unbe-

dingt gewährleistet sein.

Die Ursachen für den geschilderten „Beratungsstau“ sind viel-

fältig. In mehreren Bundesländern konnten die Schuldnerbera-

tungsstellen erst im Laufe des Jahres 1999 ihre Tätigkeit auf-

nehmen, weil zusätzliche Mittel für die Insolvenzberatung noch

nicht zugeteilt waren. Viele Schuldnerberatungsstellen sahen

sich daher gleich zu Beginn ihrer Tätigkeit einem erheblichen

Beratungsrückstand gegenüber, den es zunächst abzubauen galt.

Eine weitere Ursache für den „Beratungsstau“ liegt in der bis-

her nur zurückhaltenden Mitwirkung der Anwaltschaft während

der außergerichtlichen Einigungsphase. Rechtsanwält/innen sind

„geeignete Personen“ i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr.1 InsO. Sie ergän-

zen das den Schuldner/innen zur Verfügung stehende Beratungs-

angebot. Dennoch werden nach den Berichten der gerichtlichen

Praxis als „geeignete Stellen“ verhältnismäßig wenige Beschei-

nigungen i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr.1 InsO über das Scheitern von

außergerichtlichen Einigungsversuchen vorgelegt, die von

Rechtsanwält/innen ausgestellt worden sind. Ein wesentlicher

Grund hierfür dürfte im Gebührenrecht zu suchen sein. Recht-

sanwält/innen erhalten im Rahmen der Beratungshilfe gemäß

§ 132 Abs. 2 i.V.m. § 132 Abs. 3, 4 BRAGO für die Mitwirkung

bei der außergerichtlichen Schuldenbereinigung 220,-- DM sowie
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weitere 400,-- DM für das Zustandekommen eines außergerichtli-

chen Planes zur Schuldenbereinigung. Der Betrag i.H.v. DM

220,-- ist im Hinblick auf die bei den Rechtsanwält/innen ent-

stehenden Personal- und Sachkosten sehr knapp bemessen. Der

Gesamtbetrag i.H.v. DM 620,--, der im Falle einer erfolgrei-

chen Einigung zu vergüten ist, ist bei Schuldner/innen mit ei-

ner komplizierten und unübersichtlichen Gläubiger- und Schul-

denstruktur oft nur schwer zu erzielen, da bei dieser

Schuldnergruppe der außergerichtliche Einigungsversuch in vie-

len Fällen scheitert. Gerade bei diesen Schuldner/innen sind

der Beratungsbedarf und dementsprechend der entstehende Bera-

tungsaufwand aber besonders groß. Da ein kostendeckendes Ar-

beiten im anwaltlichen Bereich nicht möglich ist, bleibt für

sie zumeist nur die Alternative, sich an eine Schuldnerbera-

tungsstelle zu wenden und ggf. eine längere Wartezeit in Kauf

zu nehmen.

Zur Behebung dieses Missstandes empfiehlt die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe, die Rechtsanwaltsgebühren im außergerichtlichen

Verfahren moderat zu erhöhen. Eine ausreichende und flächende-

ckende Ausstattung mit geeigneten Stellen und Personen i.S.v.

§ 305 Abs. 1 Nr.1 InsO setzt voraus, dass sich die Anwalt-

schaft verstärkt im außergerichtliche Einigungsverfahren enga-

giert. Dieses Ziel ist nur zu erreichen, wenn die entsprechen-

den Gebühren auch im Fall des Scheiterns eines

außergerichtlichen Einigungsversuches kostendeckend sind. Eine

Lösung könnte hier darin bestehen, innerhalb des Gesamtgebüh-

ren-rahmens i.H.v. DM 620,-- den Schwerpunkt zu verlagern, die

Beratung im außergerichtlichen Einigungsversuch unabhängig von

ihrem Erfolg höher zu vergüten und den erfolgsabhängigen Ge-

bührenanteil zu verringern. Eine solche Gebührenstruktur trägt

dem Umstand Rechnung, dass der bei weitem größte Teil des an-

waltlichen Arbeitsaufwandes vor und unabhängig von der Eini-

gung mit den Gläubiger/innen anfällt und zwar bei der Ermitt-

lung der Vermögensverhältnisse und der Feststellung der
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Gläubiger/innen. Zwar hängt der Einigungserfolg auch von den

Anstrengungen des Anwaltes und der Qualität seiner Tätigkeit

maßgeblich ab. In vielen Fällen stellt sich jedoch auch nach

optimaler Beratungstätigkeit heraus, dass eine Einigung mit

den Gläubiger/innen trotz ernsthafter Bemühungen nicht zu er-

zielen ist. Auch in derartigen Situationen muss die Tätigkeit

der Rechtsanwaltschaft angemessen vergütet werden.

c) Regelung des Inhaltes außergerichtlicher Einigungspläne

 Die Anfertigung und Vorlage von zwei unterschiedlichen Schul-

denbereinigungsplänen im außergerichtlichen Einigungsverfahren

einerseits und gerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren an-

dererseits ist für die Schuldnerin bzw. den Schuldner mit ei-

nem nicht unerheblichen Aufwand verbunden. Die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe hat daher geprüft, ob die Inhalte beider Pläne

gesetzlich aufeinander abgestimmt werden sollten.

 

 Ein einheitlicher Schuldenbereinigungsplan bietet den Vorteil,

dass als Hilfestellung für die Schuldner/innen ein Planformu-

lar entwickelt werden könnte, dass die Schuldner/innen bereits

in der außergerichtlichen Phase durch alle wesentliche Aspekte

und Problemstellungen eines Schuldenbereinigungsplanes leitet.

Zudem bieten die Insolvenzordnung und ihre Entstehungsge-

schichte Anhaltspunkte für eine Abstimmung des Inhaltes der

Pläne im vorgerichtlichen und gerichtlichen Einigungsverfah-

ren. Scheitert der außergerichtliche Einigungsversuch, so kann

die insolvente Person beim Insolvenzgericht die Eröffnung ei-

nes Verbraucherinsolvenzverfahrens beantragen. Sie hat diesem

Antrag gem. § 305 Abs. 1 Nr.1 InsO eine Bescheinigung einer

als geeignet anerkannten Person oder Stelle vorzulegen, aus

der sich ergibt, dass eine außergerichtliche Einigung mit den

Gläubiger/innen auf der Grundlage eines Plans innerhalb der

letzten sechs Monate vor dem Eröffnungsantrag erfolglos ver-



- 52 -

sucht worden ist. In diesem Zusammenhang ging der Rechtsaus-

schuss des Deutschen Bundestages davon aus, dass das Verfahren

über den gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan so ausgestal-

tet ist, dass es als Leitfaden bzw. ”Gebrauchsanweisung” für

eine außergerichtliche Einigung und die Aufstellung des außer-

gerichtlichen Planes dienen kann (Bericht des Rechtsausschus-

ses des Deutschen Bundestages vom 19.04.1994, BT-Drs. 12/7302,

S.189).

Andererseits sollten nicht zwingend gebotene Reglementierungen

des außergerichtlichen Einigungsversuches nach Möglichkeit un-

terbleiben. Diese Phase privatautonomer Schuldenbereinigungs-

bemühungen der Schuldnerin bzw. des Schuldners sollte frei von

gesetzlichen Vorgaben sein und inhaltlich sowohl flexiblen als

auch kreativen Lösungsvorschlägen vorbehalten bleiben. Eine

inhaltliche „Gleichschaltung“ des außergerichtlichen Eini-

gungsversuches mit dem anschließenden gerichtlichen Schulden-

bereinigungsplanverfahren stellt zudem die Berechtigung eines

zweimaligen, inhaltlich im Wesentlichen identischen Einigungs-

versuches grundsätzlich in Frage.

Die vorstehend dargestellten Vorteile einer inhaltlichen „Ab-

stimmung“ beider Pläne können in den meisten Fällen auch ohne

gesetzliche Regelungen erreicht werden, wenn das Bundesminis-

terium der Justiz von der Ermächtigung zur Einführung eines

Formulares für gerichtliche Schuldenbereinigungspläne Gebrauch

macht (vgl. § 305 Abs. 5 InsO; zu dieser Thematik siehe unten

zu Ziff. 3 b)). Derartige, im gerichtlichen Verfahren zwingend

zu verwendende Formulare werden aller Voraussicht nach einen

erheblichen „Anpassungsdruck“ auf die außergerichtlichen Pläne

ausüben. Sie können Schuldner/innen auch als „Leitfaden“ für

den außergerichtlichen Einigungsversuch dienen. In der Praxis

wird sich daher bei Einführung des Formularzwanges eine Anpas-

sung beider Pläne in den meisten Fällen von selbst einstellen.

Eine auf diese Weise erfolgende Abstimmung der Pläne hat ge-
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genüber einer auf Grund von gesetzlichen Vorgaben obligatori-

schen Parallelität des Planinhaltes den entscheidenden Vor-

teil, dass sie nicht zwingend ist und Raum für individuelle,

den jeweiligen Bedürfnissen der Beteiligten angepasste Einzel-

lösungen lässt.

Aus den vorstehenden Gründen empfiehlt die Arbeitsgruppe eine

gesetzliche Regelung des Inhaltes außergerichtlicher Schulden-

bereinigungspläne nicht.

Sinnvoll erscheint dagegen die Einführung eines Formularzwan-

ges gemäß § 305 Abs. 5 InsO. Da Art und Inhalt der Formulare

wesentlich von den konkreten gesetzlichen Vorgaben abhängen,

kommt ein Formularzwang und damit die inhaltliche Festlegung

der Formulare allerdings erst in Betracht, wenn über die Re-

form des Verbraucherinsolvenzrechts endgültig entschieden ist.

d) Notwendigkeit eines vollstreckbaren Titels im außerge-

richtlichen Verfahren

aa) Problemstellung

Ein entscheidendes Element des neuen Verbraucherinsolvenz-

rechts ist der in mehreren Stufen vorgesehene Versuch einer

gütlichen Einigung zwischen Gläubiger/innen und Schuld-

ner/innen über eine Schuldenbereinigung. In erster Linie sol-

len insolvente Verbraucher/innen mit Unterstützung einer ge-

eigneten Person oder Stelle auf der Grundlage eines Plans eine

außergerichtliche Einigung mit ihren Gläubiger/innen versu-

chen. Führt das außergerichtliche Verfahren nicht zu einer Ei-

nigung, ist im ersten Abschnitt des sich anschließenden ge-

richtlichen Verfahrens ein weiterer Einigungsversuch

vorgesehen. Ein in diesem Verfahrensstadium angenommener

Schuldenbereinigungsplan hat gemäß § 308 Abs. 1 Satz 2 InsO
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die Wirkung eines vollstreckbaren Vergleichs i.S.v. § 794 Abs.

1 Nr. 1 ZPO. Wird der Schuldenbereinigungsplan dagegen bereits

im außergerichtlichen Verfahren angenommen, bildet er als au-

ßergerichtlicher Vergleich i.S.v. § 779 BGB noch keinen Voll-

streckungstitel. Eine Titulierung der in dem Plan von der

Schuldnerin bzw. von dem Schuldner übernommenen Zahlungsver-

pflichtungen erfordert in diesem Fall eine gesonderte gericht-

liche Geltendmachung im Mahn- oder Klageverfahren oder, wenn

der Schuldner in dem Plan eine entsprechende Verpflichtung ü-

bernommen hat, eine Unterwerfung unter die Zwangsvollstreckung

nach allgemeinen Regeln, etwa aus einer notariellen Urkunde.

Zur Erhöhung der Attraktivität der außergerichtlichen Einigung

und der Einigungsbereitschaft der Gläubiger/innen hat die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe die Möglichkeit einer unmittelbaren

Vollstreckbarkeit der außergerichtlichen Einigung erörtert.

bb) Lösungsmodelle

Es bieten sich insofern mehrere Modelle an:

(1) Anerkennung der geeigneten Personen und Stellen als Güte-

stellen i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO

Nach § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO findet aus Vergleichen, die vor

einer durch die Landesjustizverwaltung eingerichteten oder an-

erkannten Gütestelle abgeschlossen sind, die Zwangsvollstre-

ckung statt. Die Vollstreckbarkeit einer im außergerichtlichen

Schuldenbereinigungsverfahren erzielten Einigung könnte des-

halb dadurch erreicht werden, dass die geeigneten Personen und

Stellen i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO als Gütestellen aner-

kannt werden.
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Gegen eine solche Lösung spricht, dass die Rolle der geeigne-

ten Personen und Stellen i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO im

Verbraucherinsolvenzverfahren mit der Stellung einer Gütestel-

le i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO nicht vereinbar ist. Güte-

stellen sind Stellen, die durch sachlich unabhängige Personen

Vergleiche in Streitsachen vermitteln sollen (Wolfsteiner in

Münchener Kommentar zur ZPO, § 794, Rdnr. 110). Die sachliche

Unabhängigkeit der Schlichtungsperson gegenüber den beteilig-

ten Parteien ist ein wesentliches Merkmal von Gütestellen. Die

Schlichtungsperson ist eine zur Objektivität, Neutralität und

Unvoreingenommenheit verpflichtete Mittlerin, die den Strei-

tenden unter Berücksichtigung der Interessen aller am Streit

Beteiligten Lösungsmöglichkeiten zur Konfliktbehandlung auf-

zeigen soll. Demgegenüber ist Aufgabe einer geeigneten Person

oder Stelle nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO nicht lediglich die

Begleitung von Vergleichsverhandlungen zwischen den Schuld-

ner/innen und ihren Gläubiger/innen, sondern darüber hinausge-

hend eine umfassende Beratung und Betreuung der Schuld-

ner/innen im außergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren

(vgl. Veit/Reifner, Außergerichtliches Verbraucherinsolvenz-

verfahren, 1998, S. 30 f.; vgl. ferner z. B. Artikel 2 des

Bayerischen AGInsO, § 3 des Berliner AGInsO, § 4 des Branden-

burgischen AGInsO, § 4 des Bremischen AGInsO, § 2 des Hambur-

gischen AGInsO, § 2 des Hessischen AGInsO, § 2 des Rheinland-

Pfälzischen AGInsO, § 2 des Sächsischen InsOAG, § 2 des Sach-

sen-Anhaltinischen AGInsO, § 2 des Schleswig-Holsteinischen

AGInsO und § 2 des Thüringer AGInsO). In der Regel führt die

Person oder Stelle als Bevollmächtigte der Schuldnerin bzw.

des Schuldners die Verhandlungen mit den Gläubiger/innen. Die

für eine Gütestelle i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO unabdingbare

sachliche Unabhängigkeit ist deshalb bei geeigneten Personen

und Stellen i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO aufgrund der unter-

schiedlichen Aufgabenstellung nicht gegeben.
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Der Gedanke einer Anerkennung der geeigneten Personen und

Stellen als Gütestellen i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr.1 ZPO sollte

deshalb nach Auffassung der Arbeitsgruppe nicht weiter ver-

folgt werden.

(2) Erweiterung des Kataloges vollstreckbarer Titel in § 794

Abs. 1 ZPO

Die Arbeitsgruppe hat die Möglichkeit erwogen, den in einem

außergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfahren i.S.v. § 305

Abs. 1 Nr. 1 InsO geschlossenen Vergleich als weiteren Voll-

streckungstitel in § 794 Abs. 1 ZPO vorzusehen.

Auch gegen eine solche Regelung bestehen allerdings gewichtige

Bedenken:

Anders als bei den übrigen Vergleichen nach § 794 Abs. 1 Nr. 1

ZPO ergibt sich der Inhalt der im außergerichtlichen Schulden-

bereinigungsverfahren zwischen der insolventen Person und ih-

ren Gläubiger/innen erzielten Einigung regelmäßig nicht aus

einer einzigen Urkunde. Denn der Vergleich wird in der Regel

nicht in Anwesenheit aller Beteiligten geschlossen und sein

Inhalt von der geeigneten Person oder Stelle in einem Proto-

koll fixiert. Vielmehr wird üblicherweise das Vergleichsange-

bot der Schuldnerin bzw. des Schuldners in Form eines Schul-

denbereinigungsplanes sämtlichen Gläubiger/innen abschriftlich

übermittelt, die alsdann jeweils für ihre eigenen Forderungen

zustimmen müssen. Machen einzelne Gläubiger/innen ihre Zustim-

mung von Planänderungen oder sonstigen Bedingungen abhängig,

müssen diese wiederum mit allen Gläubiger/innen abgestimmt

werden. Bis zur Annahme eines Plans durch alle Gläubiger/innen

kann deshalb ein umfangreicher Schriftverkehr zustande gekom-

men sein. Für den Inhalt der Vereinbarung relevante Erklärun-

gen können außerdem auch fernmündlich abgegeben werden, so
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dass nicht in jedem Falle vom Vorliegen schriftlicher Äußerun-

gen aller Beteiligten ausgegangen werden kann. Es wird deshalb

häufig nur durch Prüfung einer Vielzahl von Schriftstücken und

ggf. unter Einbeziehung sonstiger Äußerungen von Beteiligten

feststellbar sein, ob, wann und mit welchem Inhalt ein Ver-

gleich zustande gekommen ist. Im gerichtlichen Schuldenberei-

nigungsplanverfahren obliegt diese Feststellung dem Insolvenz-

gericht, das gemäß § 308 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz InsO das

Vorliegen der Voraussetzungen, unter denen der Schuldenberei-

nigungsplan als angenommen gilt, durch Beschluss feststellt.

Würde einem im außergerichtlichen Schuldenbereinigungsverfah-

ren geschlossenen Vergleich ohne weiteres die Wirkung eines

Vollstreckungstitels beigelegt, müsste die Prüfung des wirksa-

men Zustandekommens des Vergleichs im Klauselerteilungsverfah-

ren durch den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle vorgenommen

werden. Derartige Prüfungen sind dem formalisierten (vgl.

§ 731 ZPO) Klauselerteilungsverfahren jedoch fremd.

Die vorgenannte Problematik könnte zwar dadurch vermieden wer-

den, dass die Vollstreckbarkeit in Anlehnung an § 27 a Abs. 7

Satz 1 UWG an die Erfüllung zusätzlicher formeller Vor-

aussetzungen geknüpft wird. § 27 a Abs. 7 Satz 1 UWG legt

fest, dass ein unter Mitwirkung der Einigungsstelle geschlos-

sener Vergleich in einem besonderen Schriftstück niedergelegt

und unter Angabe des Tages seines Zustandekommens von den mit-

wirkenden Mitgliedern der Einigungsstelle und den Parteien un-

terschrieben werden muss. Im außergerichtlichen Schuldenberei-

nigungsverfahren könnte statt dessen - da bei einer Vielzahl

von Gläubiger/innen ein von allen unterzeichnetes Schriftstück

nur schwierig zu erlangen wäre - beispielsweise das Vorliegen

schriftlicher, unbedingter Zustimmungserklärungen sämtlicher

Gläubiger/innen zu einem von der Schuldnerin bzw. von dem

Schuldner unterbreiteten Schuldenbereinigungsplan gefordert

werden.
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Aber auch auf diesem Wege können nicht alle Bedenken ausge-

räumt werden:

Die Zuerkennung einer unmittelbaren Vollstreckungswirkung für

angenommene außergerichtliche Schuldenbereinigungspläne ist

zum einen rechtsdogmatisch bedenklich. Denn bei allen anderen

Titeln bildet nicht die private Willenskundgabe der Beteilig-

ten den Titel, sondern ein besonderer öffentlicher Akt (vgl.

Wolfsteiner in Münchener Kommentar zur ZPO, § 794, Rdnr. 130).

Dies ist z.B. beim Prozessvergleich i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr. 1

ZPO die gerichtliche Protokollierung, bei dem vor einem

Schiedsamt geschlossenen Vergleich die Protokollierung durch

die amtlich bestellte Schiedsperson, bei Vollstreckungsunter-

werfungserklärungen i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO bzw. des

§ 60 SGB VIII die vom Notar oder den zur Beurkundung befugten

Beamten und Angestellten des Jugendamtes in Ausübung der ihnen

übertragenen öffentlichen Gewalt errichteten Urkunden, bei An-

waltsvergleichen und Schiedssprüchen gemäß § 794 Abs. 1 Nr. 4

lit. a) und Nr. 4 lit. b) ZPO die notarielle bzw. gerichtliche

Vollstreckbarerklärung, bei einer Auseinandersetzung zwischen

Miterben oder Ehegatten (§§ 98, 99 FGG) sowie gerichtlichen

Schuldenbereinigungsplänen (§ 308 Abs. 1 Satz 2 InsO) und In-

solvenzplänen (§ 257 InsO) die gerichtliche Bestätigung oder

im Regelinsolvenzverfahren die gerichtliche Eintragung in der

Insolvenztabelle (§§ 201 Abs. 2, 178 Abs. 2 InsO). Auch im Ei-

nigungsverfahren vor einer Einigungsstelle nach § 27 a UWG o-

der vor einer Gütestelle i. S. d. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO ist

Grundlage der Zwangsvollstreckung eine Urkunde, die von einer

durch die Landesregierung bzw. Landesjustizverwaltung einge-

richteten oder anerkannten, von den Parteien unabhängigen

Stelle errichtet worden ist.

Es erscheint deshalb nicht gerechtfertigt, bei außergerichtli-

chen Schuldenbereinigungsplänen unmittelbar den Willenserklä-

rungen der Schuldnerin bzw. des Schuldners und der beteiligten
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Gläubiger/innen eine Vollstreckungswirkung zuzuerkennen. Zur

Legitimation der Vollstreckungswirkung wäre vielmehr eine be-

sondere verfahrensrechtliche Einbindung der geeigneten Person

oder Stelle in die Schaffung des Titels erforderlich. Denkbar

wäre z.B., die Vollstreckbarkeit zusätzlich von einer schrift-

lichen Bescheinigung der geeigneten Person oder Stelle über

die Annahme des Planes abhängig zu machen. Dabei stellt sich

aber die weitere Schwierigkeit, dass zumindest der Kreis der

geeigneten Personen nicht hinreichend bestimmt ist. Denn nur

wenige Ausführungsgesetze der Länder zu § 305 Abs. 1 Nr. 1

InsO enthalten abschließende Regelungen zur Festlegung der ge-

eigneten Personen. Die erforderliche Eignungsfeststellung

müsste deshalb in jedem Einzelfall durch den Urkundsbeamten

der Geschäftsstelle im Klauselerteilungsverfahren vorgenommen

werden, dem jedoch - wie bereits ausgeführt - solche Prüfungen

fremd sind. Eine Beschränkung der Vollstreckungswirkung auf

Schuldenbereinigungspläne, die unter Mitwirkung einer nach den

Landesausführungsgesetzen zur Insolvenzordnung geeigneten

Stelle zustande gekommen sind, ist dagegen sachlich nicht zu

rechtfertigen, da § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO für eine derartige

Unterscheidung keinen Ansatz bietet.

Auf Bedenken stößt schließlich auch der Umstand, dass die Zu-

erkennung einer Vollstreckungswirkung für angenommene außerge-

richtliche Schuldenbereinigungspläne zu Friktionen mit gelten-

den gesetzlichen Bestimmungen führt. Während bei einer solchen

Regelung z.B. ein unter Mitwirkung einer Rechtsanwältin oder

eines Rechtsanwaltes als geeignete Person im außergerichtli-

chen Schuldenbereinigungsverfahren geschlossener Vergleich oh-

ne weiteres vollstreckbar wäre, bedarf gemäß § 794 a Abs. 1

Nr. 4 b i. V. m. §§ 796 a - c ZPO ein von zwei oder mehr An-

wält/innen im Namen und mit Vollmacht der von ihnen vertrete-

nen Parteien abgeschlossener Vergleich zu seiner Voll-

streckbarkeit noch einer besonderen gerichtlichen oder nota-

riellen Vollstreckbarerklärung. Dem lässt sich zwar entgegen-
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halten, dass Anwält/innen (und sonstige Einzelpersonen) auch

als Gütestelle i.S.v. § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO anerkannt werden

können und in diesem Fall ebenfalls eine besondere gerichtli-

che Vollstreckbarerklärung für unter ihrer Mitwirkung ge-

schlossene Vergleiche nicht erforderlich ist. Hier unterschei-

det sich aber - wie unter (1) näher ausgeführt - ihre Rolle

als Schlichtungsperson durch die erforderliche sachliche Unab-

hängigkeit gegenüber den Parteien deutlich von derjenigen ei-

ner geeigneten Person i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO. Letzte-

res gilt in gleicher Weise für die geeigneten Stellen. Da die

geeigneten Personen und Stellen im außergerichtlichen Schul-

denbereinigungsverfahren als Vertreter der Schuldner/innen tä-

tig werden, ist ihre Stellung vielmehr denjenigen von anwalt-

lichen Vertretern i.S.v. § 796 a ZPO angenähert.

Die Arbeitsgruppe empfiehlt daher nicht, den in einem außerge-

richtlichen Schuldenbereinigungsverfahren i.S.v. § 305 Abs. 1

Nr. 1 InsO geschlossenen Vergleich als weiteren Vollstre-

ckungstitel in § 794 Abs. 1 ZPO vorzusehen.

(3) Gerichtliche Protokollierung der Einigung

Dem außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan könnte in An-

lehnung an § 794 Abs. 1 Nr. 1 letzte Alternative ZPO i.V.m.

§ 118 Abs. 1 Satz 3, § 492 Abs. 3 ZPO auch dadurch Vollstre-

ckungswirkung beigelegt werden, dass die Einigung der Betei-

ligten auf Antrag zu richterlichem Protokoll genommen wird.

Dagegen spricht jedoch vor allem, dass diese Verfahrensweise

das persönliche Erscheinen sämtlicher Gläubiger/innen vor Ge-

richt erforderlich macht und daher nicht geeignet ist, die

Attraktivität der außergerichtlichen Einigung zu steigern. Au-

ßerdem werden Gläubiger/innen, deren Forderungen bereits titu-

liert sind, hieran kein Interesse haben und ggf. durch ihr
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Nichterscheinen die Protokollierung der Einigung verhindern.

Durch eine notarielle Vollstreckungsunterwerfung seitens der

Schuldnerin bzw. des Schuldner gemäß § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO

wegen der in dem Plan übernommenen Verbindlichkeiten kann mit

erheblich geringerem Aufwand das Ziel der Titulierung für die

daran interessierten Gläubiger/innen erreicht werden.

(4) Gerichtliche Vollstreckbarerklärung

Würde die Vollstreckbarkeit eines außergerichtlichen Schulden-

bereinigungsplans wie bei Schiedssprüchen mit vereinbartem

Wortlaut (§ 1053 ZPO i. V. m. § 794 Abs. 1 Nr. 4 a ZPO) und

Anwaltsvergleichen (§§ 796 a - c ZPO i. V. m. § 794 Abs. 1 Nr.

4 b ZPO) von einer gerichtlichen oder notariellen Vollstreck-

barerklärung abhängig gemacht, wäre den unter (2) aufgeführten

Bedenken Rechnung getragen.

Diese Lösung hat jedoch den Nachteil, dass trotz des in jedem

Einzelfall nur geringen Aufwandes den ohnehin stark belasteten

Gerichten weitere Aufgaben zufallen, was durch die Einführung

des außergerichtlichen Schuldenbereinigungsversuchs gerade

vermieden werden sollte. Da in der Regel nicht alle Gläubi-

ger/innen einer insolventen Person bereits über Titel für ihre

Forderungen verfügen, muss davon ausgegangen werden, dass bei

fast jedem außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan ein Be-

dürfnis für eine Vollstreckbarerklärung auftreten kann, zumal

die betreffenden Gläubiger/innen darauf achten werden, Ver-

fallklauseln zu vereinbaren, um im Fall der Nichteinhaltung

der versprochenen Ratenzahlungen schnell und kostengünstig ei-

nen Titel für die Gesamtforderung erlangen zu können.

Da zudem bereits jetzt die Möglichkeit der notariellen Unter-

werfungserklärung der insolventen Person besteht (§ 794 Abs. 1

Nr. 5 ZPO), mittels derer im außergerichtlichen Schuldenberei-
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nigungsverfahren ein Vollstreckungstitel geschaffen werden

kann, sollte von einer gerichtlichen Vollstreckbarkeitserklä-

rung außergerichtlicher Schuldenbereinigungspläne abgesehen

werden.

Unter Berücksichtigung der vorstehend erörterten Bedenken emp-

fiehlt es sich nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe

nicht, jenseits der nach den allgemeinen Regeln bereits der-

zeit bestehenden Möglichkeit der Unterwerfung der insolventen

Person unter die Zwangsvollstreckung weiter gehende Möglich-

keiten einer unmittelbaren Vollstreckbarkeit der außergericht-

lichen Einigung vorzusehen.

e) Probleme beim Gläubigerantrag auf Eröffnung des Verbrau-

cherinsolvenzverfahrens

Wenn eine Gläubigerin bzw. ein Gläubiger einen Antrag auf Er-

öffnung des Verbraucherinsolvenzverfahrens stellt, hat das In-

solvenzgericht gem. § 306 Abs. 3 InsO dem Schuldner zunächst

Gelegenheit zu geben, ebenfalls einen Antrag zu stellen. Er-

folgt ein solcher Antrag, so ist fraglich, ob der Schuldner

nunmehr noch das außergerichtliche Einigungsverfahren zu

durchlaufen hat. Stellt der Schuldner einen eigenen Eröff-

nungsantrag nicht, so ist des Weiteren problematisch, ob er,

wenn ein außergerichtlicher Einigungsversuch und ein Schulden-

bereinigungsplanverfahren nicht stattfinden, dennoch die Rest-

schuldbefreiung gem. §§ 286 ff. InsO beantragen kann. Zu bei-

den Problembereichen werden unterschiedliche Ansichten vertre-

ten (zum Meinungsstand vgl. Kübler/Prütting/Wenzel, InsO,

§ 306 Rz 3 f.; FK-InsO/Grote, § 306 Rz 19 ff., 23).

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe vertritt die Auffassung, dass im

Falle eines Gläubigerantrages auf Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens und einem nachträglichen Eröffnungsantrag der Schuld-
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nerin bzw. des Schuldners im Verbraucherinsolenzverfahren auf

das Erfordernis eines außergerichtlichen Einigungsversuches

nicht verzichtet werden kann. Anderenfalls besteht die Gefahr,

dass insolvente Personen ihnen nahe stehende Gläubiger/innen

(z.B. aus dem familiären Umfeld) veranlassen, einen Antrag auf

Eröffnung des Verbraucherinsolvenzverfahrens zu stellen, um

auf diese Weise das gesetzliche Erfordernis eines außerge-

richtlichen Einigungsversuches zu umgehen. Dies widerspricht

nicht nur dem Willen des Gesetzgebers, sondern führt auch zu

einer nicht akzeptablen Ungleichbehandlung im Verhältnis zu

Schuldner/innen, die ohne vorherigen Gläubigerantrag einen ei-

genen Eröffnungsantrag stellen. Aus Gründen der Rechtsklarheit

und –sicherheit empfiehlt die Arbeitsgruppe eine gesetzliche

Klarstellung im vorgenannten Sinne. Zugleich sollte in Fall-

konstellationen dieser Art die Monatsfrist des § 305 Abs. 3

Satz 2 InsO verlängert werden. Die Geltung der Frist des § 305

Abs. 3 Satz 2 InsO bei einem dem Gläubigerantrag nachfolgendem

Schuldnerantrag ist umstritten (vgl. HK-InsO/Landfermann,

§ 306 Rz 6 m.w.N.). Soweit ihre Geltung bejaht wird, werden

die betroffenen Schuldner/innen innerhalb der Monatsfrist nur

selten eine Bescheinigung i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO bei-

bringen können. Es sollte daher gesetzlich klar- und sicherge-

stellt werden, dass den Schuldner/innen hinreichend Zeit für

die Nachholung des außergerichtlichen Einigungsversuches ver-

bleibt.

Die Arbeitsgruppe empfiehlt des Weiteren, ausdrücklich gesetz-

lich klarzustellen, dass die Schuldnerin bzw. der Schuldner

einen Antrag auf Restschuldbefreiung nur in Verbindung mit ei-

nem eigenen Eröffnungsantrag stellen kann. Die Absicht des Ge-

setzgebers, bei Verbraucher/innen das Restschuldbefreiungsver-

fahren davon abhängig zu machen, dass zunächst die außer-

gerichtliche und die gerichtliche Schuldenbereinigung versucht

worden ist, würde unterlaufen, wenn die insolvente Person von

der Möglichkeit, selbst einen Insolvenzantrag zu stellen, kei-
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nen Gebrauch macht und dennoch einen Antrag auf Restschuldbe-

freiung stellt. Die Einbindung der gesetzlichen Restschuldbe-

freiung in das dreistufige, mit dem außergerichtlichen Eini-

gungsversuch beginnende und mit dem Schuldenbereinigungsplan

fortgesetzte Modell könnte auf diese Weise leicht ausgehebelt

werden. Die Schuldner/innen könnten auch hier mit Hilfe von

„befreundeten“ Gläubiger/innen entgegen dem Willen des Gesetz-

gebers den direkten Weg zur Restschuldbefreiung suchen (HK-

InsO/Landfermann, § 306 Rz 7) und einen im Verhältnis zu ande-

ren Schuldner/innen nicht gerechtfertigten „Vorteil“ erlan-

gen.
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3. Probleme des Schuldenbereinigungsplanverfahrens

a) Fakultative Ausgestaltung des Verfahrens

aa) Problemstellung

Nach dem Scheitern außergerichtlicher Einigungsversuche mit

den Gläubiger/innen stellt sich bei zahlreichen Verbraucher-

Schuldner/innen die Frage, inwieweit das derzeit obligatori-

sche gerichtliche Schuldenbereinigungsplanverfahren sinnvoll

ist. In vielen Verfahrenssituationen steht von vorneherein

fest, dass die notwendige Mehrheit von dem Plan zustimmenden

Gläubiger/innen nicht zu erlangen ist. Hierbei handelt es sich

zum einen um sog. „Nullpläne“, in denen seitens der Schuldner/

innen kein Beitrag zur Gläubigerbefriedigung angeboten wird

(dazu siehe unter b)). Zum anderen handelt es sich um Fälle,

in denen die Mehrheitsgläubiger/innen, deren Zustimmung gem.

§ 309 InsO nicht ersetzt werden kann, schon im Vorfeld eindeu-

tig und unmissverständlich den ihnen zuletzt angebotenen Vor-

schlag zur Schuldenbereinigung abgelehnt haben und ein hiervon

abweichender Schuldenbereinigungsplan nicht vorgelegt wird. In

diesen Konstellationen der vorgenannten Art erscheint die

Durchführung eines Schuldenbereinigungsplanverfahrens aus-

sichtslos und als reiner Formalismus. Es entstehen jeweils ein

erheblicher Kostenaufwand und Verfahrensverzögerungen, die

durch einen entsprechenden Nutzen nicht gerechtfertigt werden.

Der Zwang, im gerichtlichen Eröffnungsverfahren trotz voraus-

sehbarer Aussichtslosigkeit zunächst einen Einigungsversuch

unternehmen zu müssen, ist daher in der von der Arbeitsgruppe

befragten gerichtlichen Praxis und der insolvenzrechtlichen

Literatur vielfach auf Kritik gestoßen. Gefordert wird fast

einhellig die fakultative Ausgestaltung des Schuldenbereini-

gungsplanverfahrens (Wehr, ZIP 1999, 2000, 2002; Pape, ZIP
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1999, 2037, 2041; Grote, ZinsO 1999, 383, 383; vgl. auch AG

Hamburg, ZIP 2000, 32).

bb) Lösungsvorschlag

Nach Auffassung der Arbeitsgruppe - mit Ausnahme von Sachsen -

sollte grundsätzlich am gerichtlichen Schuldenbereinigungs-

planverfahren festgehalten werden. Es bietet gegenüber dem au-

ßergerichtlichen Einigungsversuch den Vorteil, dass unter be-

stimmten Voraussetzungen die Zustimmung widersprechender

Gläubiger/innen ersetzt werden kann (§ 309 InsO). Auch die

Einverständnisfiktion des § 307 Abs. 2 InsO bei nicht erfolg-

ter Stellungnahme einer Gläubigerin bzw. eines Gläubigers gilt

nur im gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanverfahren. Zudem

zeigen manche Gläubiger/innen, wenn sie in ein gerichtliches

Verfahren eingebunden werden, mehr Kooperationsbereitschaft

als während der vorhergehenden außergerichtlichen Phase. Es

gibt mithin durchaus Fallkonstellationen, in denen trotz des

Scheiterns des außergerichtlichen Einigungsversuches ein

Schuldenbereinigungsplan im gerichtlichen Verfahren angenommen

und bestätigt wird. Das gerichtliche Schuldenbereinigungsplan-

verfahren sollte daher grundsätzlich weiterhin zu Verfügung

stehen.

Dies spricht dafür, das Instrument des gerichtlichen Schulden-

bereinigungsplanverfahrens den Beteiligten auch künftig wei-

terhin zur Verfügung zu stellen.

Die unter aa) dargestellten Probleme lassen sich nach Auffas-

sung der Arbeitsgruppe hinreichend lösen, wenn – wie von der

gerichtlichen Praxis und der insolvenzrechtlichen Literatur

gefordert – das Schuldenbereinigungsplanverfahren fakultativ

ausgestaltet wird. Eine solche fakultative Lösung behält das

Schuldenbereinigungsplanverfahren grundsätzlich bei. Bei nega-

tiver Erfolgsaussicht der gerichtlichen Schuldenbereinigung,
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z.B. bei sog. „Nullplänen“ oder einer außergewöhnlichen Viel-

zahl von Gläubiger/innen, könnte jedoch – zeit- und kostenspa-

rend - unter Verzicht auf das Schuldenbereinigungsplan-

verfahren unmittelbar in das vereinfachte Verfahren übergegan-

gen werden.

Die Arbeitsgruppe - mit Ausnahme von Sachsen - empfiehlt, im

Rahmen der fakultativen Ausgestaltung des Schuldenbereini-

gungsplanverfahrens seine Durchführung gesetzlich als Regel-

fall vorzusehen. Die bisher geringe Zahl von erfolgreichen

Schuldenbereingungsplanverfahren könnte zwar nahe legen, die

Durchführung des Verfahrens gesetzlich nur als Ausnahmefall zu

gestalten. Gegen ein derartiges Regel-/Ausnahmeverhältnis

spricht jedoch die Gefahr, dass im Falle seiner Umsetzung die

Erfolgschancen eines gerichtlichen Schuldenbereinigungsversu-

ches nicht mehr hinreichend geprüft und auf diese Weise das

Schuldenbereinigungsplanverfahren in der Praxis de facto abge-

schafft werden könnte.

Nach Auffassung der Arbeitsgruppe sollte allein die Insolvenz-

richterin bzw. der Insolvenzrichter über die Durchführung des

Schuldenbereinigungsplanverfahrens entscheiden. In der Regel

ist nur das Insolvenzgericht in der Lage, die Erfolgschancen

eines gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanverfahrens hinrei-

chend zu beurteilen. Hängt die Verfahrensdurchführung allein

oder zusätzlich von einem entsprechenden Antrag der Schuldne-

rin bzw. des Schuldners ab, besteht erneut die Gefahr, dass -

nach gescheitertem außergerichtlichen Einigungsversuch – in

Zukunft kaum noch Schuldenbereinigungsplanverfahren beantragt

und durchgeführt werden, obwohl in vielen dieser Fälle – wie

bereits dargestellt - ein Einigungsversuch im gerichtlichen

Schuldenbereinigungsplanverfahren erfolgsversprechend wäre.

Dem Insolvenzgericht sollte bei der Entscheidung über die

Durchführung des Schuldenbereinigungsplanverfahrens ein –
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nicht zu eng begrenztes – Ermessen eingeräumt werden. Von der

Durchführung des Verfahrens könnte etwa abgesehen werden, wenn

das Schuldenbereinigungsplanverfahren „voraussichtlich“ nicht

zur Vermeidung des vereinfachten Insolvenzverfahrens führen

wird. Das Gericht kann allerdings nur bei Kenntnis des Inhal-

tes des außergerichtlich gescheiterten Einigungsversuches und

der Gründe seines Scheiterns hinreichend beurteilen, ob die

Durchführung eines Schuldenbereinigungsplanverfahrens Erfolg

verspricht. Die Schuldnerin bzw. der Schuldner sollten daher

gesetzlich verpflichtet werden, dem Gericht den im außerge-

richtlichen Einigungsversuch gescheiterten Plan vorzulegen und

die Gründe des Scheiterns darzulegen.

Sachsen hält die Beibehaltung der Aufeinanderfolge von außer-

gerichtlichem Einigungsversuch und gerichtlichem Schuldenbe-

reinigungsverfahren nicht für sinnvoll. Es meint, im Rahmen

des außergerichtlichen Einigungsversuchs seien Gläubiger/innen

häufig nicht bereit, einen Plan zu akzeptieren, weil die Mög-

lichkeit einer Zustimmungsersetzung fehle. Eine Lösung könne

darin bestehen, dass der außergerichtliche Einigungsversuch

und das gerichtliche Schuldenbereinigungsplanverfahren zusam-

mengefasst würden. Wie bisher könnten sich die Schuldner/innen

mit Unterstützung einer "geeigneten Person oder Stelle" zu-

nächst um eine außergerichtliche Einigung mit den Gläubi-

ger/innen bemühen. Scheitere die Einigung, sei eine Bescheini-

gung über das Scheitern nicht auszustellen, sondern die

gesamten Unterlagen dem Insolvenzgericht zu übergeben. Dieses

habe zu prüfen, ob die Zustimmung ersetzt werden könne. Bei

Zustimmungsersetzung sei das Verfahren beendet. Im anderen

Falle habe das Gericht die Unterlagen wieder der "geeigneten

Person oder Stelle" zuzuleiten. Der Schuldner könne anschlie-

ßend überlegen, ob er bei Gericht einen Antrag auf Eröffnung

des Verbraucherinsolvenzverfahrens stelle. Eine Bescheinigung

über das Scheitern des außergerichtlichen Einigungsversuchs
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sei nicht mehr vorzulegen, weil das Scheitern bei Gericht

schon aktenkundig sei.

Hilfsweise spricht sich Sachsen dafür aus, im Rahmen der fa-

kultativen Ausgestaltung des Schuldenbereinigungsplanverfah-

rens seine Durchführung gesetzlich nur als Ausnahmefall vorzu-

sehen.

b) Zulässigkeit von „Nullplänen“

Die Zulässigkeit von so genannten „Null-Plänen“, d.h. von

Schuldenbereinigungsplänen, in denen kein oder allenfalls ein

minimaler Beitrag der insolventen Person zur Gläubigerbefrie-

digung angeboten wird, wurde von der Rechtsprechung unmittel-

bar nach Inkrafttreten der Insolvenzordnung unterschiedlich

beurteilt (vgl. die Rechtsprechungsübersichten bei Schulz,

InVo 2000, 43 und Pape, ZinsO 1999, 602; vgl. ferner die Rege-

lung in Artikel 1, Ziffer 3 des Gesetzentwurfes der PDS-

Bundestagsfraktion vom 11.01.2000 zur Änderung der Insolvenz-

ordnung (BT-Dts. 14/2496)). Während vor allem im ersten Quar-

tal des Jahres 1999 mehrere Entscheidungen ergingen, in denen

die Vorlage eines „Null-Planes“ für unzulässig gehalten wurde

(AG Baden-Baden, NZI 1999, 125; AG Essen, InVo 1999,148; AG

Hanau InVo 1999, 276; AG Würzburg ZIP 1999, 454 und DZWiR

1999, 301), tendiert die Mehrheit der Insolvenzgerichte zuneh-

mend zu einer Bejahung der Zulässigkeit von „Null-Plänen“ (LG

Essen, DB 1999, 1689; LG Würzburg, ZIP 1999, 1718; LG Baden-

Baden, NZI 1999, 234; AG Dortmund, ZIP 1999,456; AG Göttingen,

InVo 1999, 388; AG Hamburg, ZIP 2000, 32; AG Köln, ZIP 1999,

147; AG Offenbach/Main, ZinsO 1999, 297; AG Stuttgart, NZI

1999, 243). In ihren Beschlüssen vom 30.09.1999 (BayObLG Mün-

chen) und vom 02.11.1999 (OLG Köln) erachten auch das Bayeri-

sche Oberste Landesgericht (ZIP 1999, 1926) und das in Bezug

auf weitere Beschwerden für ganz Nordrhein-Westfalen zuständi-
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ge Oberlandesgericht Köln (ZIP 1999, 1929) die Vorlage von

„Null-Plänen“ für zulässig. In Anbetracht dieser Entwicklung

der Rechtsprechung ist nach Auffassung der Arbeitsgruppe mit

einer baldigen und abschließenden Klärung der Frage der Zuläs-

sigkeit von „Null-Plänen“ durch die Rechtsprechung zu rechnen.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hält daher ein Tätigwerden des

Gesetzgebers zur Klarstellung der geltenden Rechtslage im Hin-

blick auf die so genannte „Null-Plan“ – Problematik derzeit

nicht für erforderlich.

c) Reduzierung des Kostenaufwandes

aa) Problemstellung

Die Zahl der Verbraucherinsolvenzanträge im Jahr 1999 ist hin-

ter den ursprünglichen Erwartungen deutlich zurückgeblieben.

Ein wesentlicher Grund hierfür liegt darin, dass in zahlrei-

chen Fällen die gemäß § 26 InsO erforderliche Deckung der Ver-

fahrenskosten aus dem Schuldnervermögen angesichts der erheb-

lichen, im Verbraucherinsolvenzverfahren anfallenden Kosten

nicht gegeben ist. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat daher um-

fassend geprüft, wie die im Verbraucherinsolvenzverfahren an-

fallenden Kosten spürbar gesenkt werden können.

Möglichkeiten der Kostenersparnis ergeben sich vor allem im

Bereich der gerichtlichen Auslagen. Sie bestehen im wesentli-

chen aus den Kosten für die gesetzlich vorgeschriebenen Zu-

stellungen (einschließlich der damit zusammen hängenden Ko-

pier- und Beglaubigungskosten) und öffentlichen Bekannt-

machungen. Einen Großteil des Kostenvolumens in diesem Bereich

bilden die Bekanntmachungskosten. Die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe „Vereinfachung des neuen Insolvenzverfahrens“

hat in ihrem Abschlussbericht (zur Jahresabschlussbesprechung
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der Justizministerinnen und Justizminister am 18.12.1996) Ver-

öffentlichungskosten in Höhe von mindestens DM 1.700,-- für

jedes Verbraucherinsolvenzverfahren berechnet. Dieser Betrag

dürfte nach wie vor zutreffend sein. Insbesondere die in § 9

Abs. 2 InsO eröffnete Möglichkeit der weiteren und wiederhol-

ten Veröffentlichung hat in der Praxis bei vielen Insolvenzge-

richten zu kostenträchtigen Veröffentlichungen in der Tages-

presse geführt.

bb) Möglichkeiten der Auslagenreduzierung

(1) Bekanntmachungskosten

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt, die Nutzung des In-

ternets als Bekanntmachungsmedium im Insolvenzrecht an Stelle

der Veröffentlichung in einem Printmedium nach § 9 Abs. 1 InSO

gesetzlich ausdrücklich zuzulassen. Hierdurch können die Ver-

öffentlichungskosten radikal reduziert werden.

Die Nutzung des Internets zur Veröffentlichung von insolvenz-

rechtlichen Daten ist nicht neu. In Sachsen werden die ver-

schiedenen Daten des Verbraucherinsolvenzverfahrens bereits

jetzt im Internet veröffentlicht („Gerichtstafel Sachsen“).

Auch in Österreich besteht eine so genannte (zentrale) Edikt-

datei, in der insolvenzrechtliche Daten veröffentlicht werden

und über die mittelfristig alle gerichtlichen Bekanntmachungen

erfolgen sollen.

Eine Veröffentlichung der insolvenzrechtlichen Daten durch die

Bundesländer im Internet macht nicht nur die Erstveröffentli-

chung in Printmedien, sondern auch weitere und wiederholte,

besonders kostenintensive Veröffentlichungen i.S.v. § 9 Abs. 2

InsO (z.B. in der Tagespresse) entbehrlich, da das Internet

einen hohen und damit hinreichenden Bekanntmachungsgrad ge-
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währleistet. Um den Zugang aller Personen zu den im Internet

veröffentlichten Daten sicherzustellen, könnten für Personen,

die über keinen eigenen Internet-Anschluss verfügen, bei den

Insolvenzgerichten elektronische Terminals eingerichtet wer-

den, mittels derer in die insolvenzrechtlichen Dateien der

Bundesländer Einsicht genommen werden kann.

Nach Ansicht des Bundesministeriums der Justiz ist allerdings

eine bundeseinheitliche im Unterschied zur bundeslandbezogenen

Veröffentlichung derjenigen Bekanntmachungen geboten, bei de-

nen nach geltendem Recht bisher zwingend eine Veröffentlichung

im Bundesanzeiger vorgeschrieben ist. Dem Geschäftsverkehr sei

die Abfrage von 16 Länderdateien nicht zumutbar sei.

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe begegnet die In-

ternet-Bekanntmachung keinen durchgreifenden datenschutzrecht-

lichen Bedenken. Die Veröffentlichung der nach dem Vorschlag

der Arbeitsgruppe in das Internet einzustellenden Daten ist

bereits nach derzeitigem Recht gesetzlich vorgeschrieben, so

dass Datenschutzbelange durch die Internet-Veröffentlichung

nicht berührt werden. Auch speichern schon jetzt private Un-

ternehmen die in den Printmedien veröffentlichten Daten in e-

lektronischen Dateien, die sie der Öffentlichkeit zur Verfü-

gung stellen. Ein im Verhältnis hierzu weiter gehender,

datenschutzrechtlicher Eingriff ist mit der amtlichen Veröf-

fentlichung der Daten im Internet nicht verbunden.

Die Veröffentlichung in Printmedien muss allerdings in Anbe-

tracht des unterschiedlichen Entwicklungsstandes der EDV-

Technik in den Bundesländern neben der Veröffentlichung im In-

ternet weiterhin möglich bleiben.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt jedoch, im Verbrau-

cherinsolvenzverfahren nicht nur bei einer Internet-

Bekanntmachung, sondern auch bei einer Erstveröffentlichung in
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einem Printmedium auf die kostenträchtige Möglichkeit der wei-

teren und wiederholten Veröffentlichung gem. § 9 Abs. 2 InsO

zu verzichten. Dies erscheint vertretbar, da im Verbraucherin-

solvenzverfahren die Notwendigkeit einer breit angelegten öf-

fentlichen Bekanntmachung nicht so hoch einzustufen ist wie im

Regelinsolvenzverfahren. Dort hat die öffentliche Bekanntma-

chung als Mittel zur Herbeiführung der Publizität eine große

Bedeutung. Im Regelinsolvenzverfahren sind die Gläubiger/innen

des schuldnerischen Unternehmens regelmäßig nicht vollständig

bekannt. Über die öffentliche Bekanntmachung soll die Zustel-

lung an die von der Schuldnerin bzw. vom Schuldner nicht be-

nannten Gläubiger/innen (ersatzweise) erfolgen und deren Teil-

nahme am Verfahren ermöglicht werden. Gleichzeitig erhalten

die Gläubiger/innen über die öffentlichen Bekanntmachungen

Kenntnis über den Verfahrensstand. Dagegen nehmen im Verbrau-

cherinsolvenzverfahren die im Schuldenbereinigungsplan nicht

berücksichtigten Gläubiger/innen am Verfahren nicht teil und

werden von der Entschuldung gem. § 308 Abs. 3 InsO nicht er-

fasst. Diese Gläubiger/innen können von der Schuldnerin bzw.

vom Schuldner weiterhin jederzeit die Erfüllung ihrer Forde-

rungen verlangen. Nur im Ausnahmefall können gem. § 308 Abs.

3 Satz 2 InsO über den Schuldenbereinigungsplan oder bei einer

unterlassenen Anmeldung nach Verfahrenseröffnung gem. § 301

Abs. 1 InsO die Forderungen erlöschen bzw. von der Restschuld-

befreiung erfasst werden. Die hiervon betroffenen Gläubi-

ger/innen hatten in beiden Fällen aber Kenntnis vom Verfahren,

da ihnen sowohl der Schuldenbereinigungsplan als auch der Er-

öffnungsbeschluss förmlich zugestellt wurden. Nur wenn die Zu-

stellung des Eröffnungsbeschlusses an einen Insolvenzgläubiger

unterblieben ist, weil der betreffende Gläubiger auch im (ab-

gelehnten) Schuldenbereinigungsplan nicht aufgeführt und dem-

zufolge dem Gericht unbekannt war, hat die öffentliche Be-

kanntmachung der Entscheidungen des Insolvenzgerichts eine

erhöhte Bedeutung. Derartige Fälle werden bei Verbraucherin-

solvenzen aber nicht die Regel sein. Denn solange der außerge-
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richtliche und der gerichtliche Schuldenbereinigungsversuch

nicht endgültig gescheitert sind, hat die Schuldnerin bzw. der

Schuldner wegen der Nachforderungsmöglichkeit nicht benannter

Gläubiger/innen und vor dem Hintergrund des Restschuldversa-

gungsgrundes aus § 290 Abs. 1 Nr.6 InsO ein erhebliches Inte-

resse an der vollständigen Ermittlung aller Gläubiger/innen.

Aufgrund des besonderen Verfahrensablaufes und der Interessen-

lage des Schuldners bedarf es deshalb im Verbraucherinsolvenz-

verfahren des zusätzliches Schutzes unbekannter Gläubiger/

innen durch aufwendige und breit angelegte Veröffentlichungen

in der Tagespresse nicht. Die alleinige Veröffentlichung im

Bundesanzeiger oder in den jeweiligen Amtsblättern erscheint

vielmehr ausreichend. Hierdurch können Kosten in erheblicher

Höhe eingespart werden. Die Kosten für eine Veröffentlichung

in der Tagespresse liegen – abhängig von der jeweiligen Tages-

zeitung und der Länge des -Textes zwischen DM 100,-- und DM

1.000,--, für eine Veröffentlichung im Bundesanzeiger zwischen

DM 150,-- und DM 400,-- und für eine Veröffentlichung in den

Amtsblättern zwischen DM 60,-- und DM 400,--.

Da die gesetzliche Vorgabe einer alleinigen Veröffentlichung

im Bundesanzeiger nach Auffassung der Arbeitsgruppe in wettbe-

werbsrechtlicher Hinsicht bedenklich erscheint, sollten die

Länder wählen können, ob die Bekanntmachung der zu veröffent-

lichenden Daten im Bundesanzeiger oder in den für die amtli-

chen Bekanntmachungen des Gerichts bestimmten Blatt erfolgt.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat darüber hinaus intensiv ge-

prüft, ob auf einige der zur Zeit vorgeschriebenen Bekanntma-

chungen gänzlich verzichtet werden kann. Unter reinen Publizi-

tätsaspekten erscheint dies in einigen wenigen Fällen

vorstellbar (z.B. bei der Bekanntmachung des die Vergütung des

Insolvenzverwalters/Treuhänders festsetzenden Beschlusses).

Andererseits ist zu bedenken, dass die Bekanntmachung gemäß §

9 Abs. 3 InsO auch als Nachweis der Zustellung dient. Bei Ver-
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zicht auf die öffentliche Bekanntmachung müsste daher zum Teil

an Stelle der Bekanntmachung die Zustellung vorgesehen werden.

Die damit verbundenen Gesetzesänderungen sind nicht unerheb-

lich, führen jedoch nur zu einer verhältnismäßig geringfügigen

Kostenreduzierung. Nach Auffassung der Arbeitsgruppe - mit

Ausnahme von Sachsen - sollte daher von einem Verzicht auf

einzelne, nach geltendem Recht erforderliche Bekanntmachungen

abgesehen werden.

(2) Andere Auslagen

Die Höhe der Zustellungskosten wird in Abhängigkeit vom Ver-

fahrensablauf durch die Anzahl der im Gesetz vorgesehenen Zu-

stellungen und insbesondere durch die Anzahl der Gläubi-

ger/innen im jeweiligen Verfahren bestimmt. Im Rahmen eines

Verbraucherinsolvenzverfahrens kommen im wesentlichen folgende

Zustellungen an die Gläubiger/innen in Betracht:

- § 307 Abs. 1 InsO: Zustellung des Vermögensverzeichnisses,

des Gläubigerverzeichnisses,

des Forderungsverzeichnisses sowie

des Schuldenbereinigungsplanes,

- § 307 Abs. 3 InsO: Zustellung der Änderungen oder

Ergänzungen des Schuldenbereini-

gungsplanes,

- § 308 Abs. 1 InsO: Zustellung der Ausfertigungen des

Schuldenbereinigungsplanes und des

Bestätigungsbeschlusses nach Annahme

des Schuldenbereinigungsplanes,

- § 30 Abs. 2 InsO: Zustellung des Eröffnungsbeschlusses.
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Um die weitgehende Parallelität zwischen vereinfachtem Insol-

venzverfahren und Regelinsolvenzverfahren zu erhalten, sollten

Änderungen im Bereich des verbraucherinsolvenzrechtlichen Zu-

stellungsrechts nur in Bereichen in Betracht gezogen werden,

in denen sich Verbraucher- und Regelinsolvenzverfahren in Be-

zug auf Verfahren oder Interessenlage der Verfahrensbeteilig-

ten deutlich unterscheiden. Dies betrifft vor allem die Zu-

stellungen im Schuldenbereinigungsplanverfahren:

Für das Verbraucherinsolvenzverfahren gelten zwar grundsätz-

lich die für das Regelinsolvenzverfahren vorgesehenen Zustel-

lungs- und Bekanntmachungsvorschriften (§§ 8 und 9 InsO) ent-

sprechend. Gemäß § 307 Abs. 1 Satz 3 InsO besteht im Schulden-

bereinigungsplanverfahren jedoch die - wichtige und kosten-

trächtige - Einschränkung, dass die Zustellung gemäß § 307

Abs. 1 InsO (vgl.o.) nicht durch Aufgabe zur Post erfolgen

darf und die Beglaubigung der zuzustellenden Schriftstücke

nicht entbehrlich ist. Dementsprechend hat das Insolvenzge-

richt den von der Schuldnerin bzw. vom Schuldner genannten

Gläubiger/innen das Vermögensverzeichnis, das Gläubigerver-

zeichnis, das Forderungsverzeichnis sowie den Schuldenbereini-

gungsplan förmlich zuzustellen. Dies verursacht – zumindest

bei einer größeren Anzahl von Gläubiger/innen - nicht unerheb-

liche Zustellungs-, Kopier- und Beglaubigungskosten. Anderer-

seits ist zu bedenken, dass mit der Zustellung für die Gläubi-

ger/innen die Notfrist von einem Monat zur Überprüfung ihrer

Forderungen beginnt, die mit weitreichenden gesetzlichen Kon-

sequenzen - bis hin zum vollständigen oder teilweisen Verlust

ihrer Forderungen – verbunden ist. In Anbetracht dieser

schwerwiegenden Folgen kann auf die förmliche Zustellung zu-

mindest des Schuldenbereinigungsplanes nicht verzichtet wer-

den.
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Vor diesem Hintergrund hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe ge-

prüft, inwiefern auf die Zustellung der in § 307 Abs. 1 InsO

genannten Verzeichnisse verzichtet werden kann. Ein solcher

Verzicht würde zwar zu keiner Einsparung von Zustellungskosten

führen, da die Leistungsvergütung der Deutschen Post AG für

die Ausführung förmlicher Zustellungen (derzeit 11,-- DM) un-

abhängig von dem Gewicht der zuzustellenden Sendung anfällt

und der Schuldenbereinigungsplan – wie dargestellt – ohnehin

zuzustellen ist. Er würde jedoch den erforderlichen Verviel-

fältigungs- und Beglaubigungsaufwand erheblich verringern.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt, auf die Zustellung

des Gläubiger-, des Vermögens- und des Forderungsverzeichnis-

ses, wie sie derzeit in § 307 Abs. 1 Satz 1 vorgeschrieben

ist, zu verzichten. Hinreichende Angaben zu den Gläubi-

ger/innen und ihren Forderungen enthält bereits der Schulden-

bereinigungsplan. Der Verzicht auf die Zustellung der beiden

Verzeichnisse beeinträchtigt daher nicht das Recht der Gläubi-

ger/innen, zur Wahrung und Geltendmachung ihrer Rechte in dem

erforderlichen Umfang informiert zu werden. Dies gilt jeden-

falls dann, wenn für Gläubiger/innen mit zusätzlichem Informa-

tionsbedarf im Einzelfall die Möglichkeit der Einsichtnahme in

das von der Schuldnerin bzw. dem Schuldner einzureichende

Gläubiger- und Forderungsverzeichnis besteht (worauf bei Zu-

stellung des Schuldenbereiniungsplanes hinzuweisen ist).

In Bezug auf das Vermögen der insolventen Person erachtet die

Bund-Länder-Arbeitsgruppe die Zustellung einer Übersicht an

Stelle eines vollständigen Verzeichnisses für ausreichend. Bei

gleichzeitig bestehender Möglichkeit der Einsichtnahme in das

vollständige Vermögensverzeichnis bei Gericht werden auch in-

sofern die Informationsinteressen der Gläubiger/innen hinrei-

chend gewahrt.
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Gesetzestechnisch könnten die Vorschläge der Arbeitsgruppe wie

folgt umgesetzt werde:

§ 307 Abs. 1 InsO könnte folgende Fassung erhalten:

„(1) Das Insolvenzgericht stellt den vom Schuldner genannten

Gläubigern den Schuldenbereinigungsplan sowie eine Über-

sicht über das Vermögen des Schuldners zu und fordert die

Gläubiger zugleich auf, binnen einer Notfrist von einem Monat

zu den in § 305 Abs. 1 Nr. 3 genannten Verzeichnissen und zu

dem Schuldenbereinigungsplan Stellung zu nehmen. Zugleich ist

jedem Gläubiger mit ausdrücklichem Hinweis auf die Rechtsfol-

gen des § 308 Abs. 3 Satz 2 Gelegenheit zu geben, binnen der

Frist nach Satz 1 die Angaben über seine Forderungen in dem

beim Insolvenzgericht zur Einsicht niedergelegten Forderungs-

verzeichnis zu überprüfen und erforderlichenfalls zu ergänzen.

Auf die Zustellung nach Satz 1 ist § 8 Abs. 1 Satz 2, 3, Abs.

2 und 3 nicht anzuwenden.“

Entsprechend dieser Änderung sollte § 308 Abs. 3 InsO wie

folgt angepasst werden:

„(3) Soweit Forderungen in dem Verzeichnis des Schuldners

nicht enthalten sind und auch nicht nachträglich bei dem Zu-

standekommen des Schuldenbereinigungsplans berücksichtigt wor-

den sind, können die Gläubiger von dem Schuldner Erfüllung

verlangen. Dies gilt nicht, soweit ein Gläubiger die Angaben

über seine Forderung in dem beim Insolvenzgericht zur Einsicht

niedergelegten Forderungsverzeichnis nicht innerhalb der ge-

setzten Frist ergänzt hat, obwohl die Forderung vor dem Ablauf

der Frist entstanden war; insoweit erlischt die Forderung.“

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt des Weiteren, im

Schuldenbereinigungsplanverfahren - wie in § 253 Abs. 5 ZPO -

die gesetzliche Pflicht der Schuldnerin bzw. des Schuldners
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einzuführen, die zuzustellenden Unterlagen in der erforderli-

chen Anzahl einzureichen. Auf diese Weise wird die Erhebung

eines Vorschusses gem. § 68 GKG und der zur Herstellung der

Unterlagen erforderliche, teilweise erhebliche Kopieraufwand

bei Gericht vermieden. Zudem liegen die Kosten, die der

Schuldnerin bzw. dem Schuldner im Falle von selbst durchge-

führten Kopierarbeiten entstehen, erheblich unter den Schreib-

auslagen, die im Falle der Erledigung durch das Gericht anfal-

len (DM 1,-- für die ersten 50 Seiten, 0,30 DM für jede weite-

re Seite (Anlage 1 zum Gerichtskostengesetz, Nr. 9000)).

d) Zustimmungsersetzung in Verfahren mit einem Gläubiger

Die Ersetzung der Zustimmung eines oder mehrerer Gläubi-

ger/innen kommt nach § 309 Abs. 1 InsO nur in Betracht, wenn

- mehr als die Hälfte der benannten Gläubiger/innen dem

Schuldenbereinigungsplan zugestimmt hat und

- die Summe der Ansprüche der zustimmenden Gläubiger/innen

mehr als die Hälfte der Summe der Ansprüche der benannten

Gläubiger/innen beträgt

(Erfordernis der Kopf- und Summenmehrheit; zu den weiteren

Voraussetzungen der Zustimmungsersetzung vgl. im Einzelnen

§ 309 Abs. 1 InsO)).

Nach geltender Rechtslage ist somit in Verfahren mit nur einer

Gläubigerin bzw. nur einem Gläubiger die gerichtliche Erset-

zung der Zustimmung nicht möglich. Die Bund-Länder-Arbeits-

gruppe hat daher erörtert, ob de lege ferenda auch in diesen

Fällen eine Ersetzung der Gläubigerzustimmung vorgesehen wer-

den sollte. Die Zustimmungsersetzung dient dem Ziel, dem in

einer unbegründeten Zustimmungsverweigerung liegenden Miss-
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brauch einzelner Gläubiger/innen vorzubeugen. Das Zustande-

kommen eines von der Kopf- und Summenmehrheit der Gläubiger/

innen gewünschten Planes soll nicht an dem irrationalen Wider-

stand einzelner Gläubiger/innen scheitern können. Die Erset-

zung der Zustimmung bildet damit ein wichtiges Instrument zur

Förderung gütlicher Einigungen und zur Entlastung der Gerich-

te.

Die Möglichkeit der Zustimmungsersetzung ist allerdings für

die Gläubiger/innen, deren Zustimmung ersetzt wird, von großer

Tragweite. Sie führt zum Verlust der gegen die insolvente Per-

son gerichteten Forderungen, soweit diese im Schuldenbereini-

gungsplan keine Berücksichtigung gefunden haben (vgl. § 308

Abs. 1 Satz 2 InsO) und stellt damit einen erheblichen Ein-

griff in die durch Art. 14 GG geschützte Eigentumsposition

dar. Sie bedarf daher einer besonderen Legitimation. Diese Le-

gitimation bildet in Fällen mit mehreren Gläubiger/innen die

mehrheitliche Annahme des Planes durch die anderen Gläubi-

ger/innen und die Realisierung des Ausgleichs der unterschied-

lichen Gläubigerinteressen. Eine solche Legitimationsbasis

fehlt jedoch in Fällen mit nur einer einzigen Gläubigerin bzw.

nur einem einzigen Gläubiger. Es bestehen daher erhebliche Be-

denken gegen die Zustimmungsersetzung auch in diesen Fällen.

Da zudem Verbraucherinsolvenzverfahren mit nur einer einzigen

Gläubigerin bzw. nur einem einzigen Gläubiger in der insol-

venzgerichtlichen Praxis eine seltene Ausnahme sind, sollte

von einer Änderung des § 309 InsO mit dem Ziel, die Ersetzung

der Zustimmung zum Schuldenbereinigungsplan auch in Verbrau-

cherinsolvenzverfahren mit nur einer Gläubigerin bzw. nur ei-

nem Gläubiger zu ermöglichen, abgesehen werden.
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e) Notwendigkeit eines Zinsstichtages

aa) Problem

Im gerichtlichen Schuldenbereinigungsplanverfahren kann die

Zustimmung einer Gläubigerin bzw. eines Gläubigers u.a. dann

nicht ersetzt werden, wenn sie bzw. er im Verhältnis zu den

übrigen Gläubiger/innen nicht angemessen beteiligt wird (§ 309

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 InsO). Eine Ersetzung der Zustimmung ist

ferner gem. § 309 Abs. 3 InsO dann nicht zulässig, wenn ein

Gläubiger Tatsachen glaubhaft macht, aus denen sich ernsthafte

Zweifel ergeben, ob eine vom Schuldner angegebene Forderung

besteht oder sich auf einen höheren oder niedrigeren Betrag

richtet als angegeben, und vom Ausgang des Streits abhängt, ob

der Gläubiger im Verhältnis zu den übrigen Gläubigern angemes-

sen beteiligt wird.

Nach einigen Berichten aus der gerichtlichen Praxis, die der

Arbeitsgruppe vorliegen, ist es fraglich, bis zu welchem Zeit-

punkt die ständig anwachsenden Zinsansprüche der Gläubi-

ger/innen im Rahmen der Summenberechnung gemäß § 309 Abs. 1

InsO zu berücksichtigen sind. Des Weiteren wird die Auffassung

vertreten, das permanente Anwachsen der Zinsen eröffne manchen

Gläubiger/innen eine Widerspruchsmöglichkeit im Sinne von

§ 309 Abs. 3 InsO, da sich infolge der Zinsentwicklung ihre

Forderungen im Verhältnis zu den schuldnerischen Angaben stän-

dig weiter erhöhten. Die unbegrenzte Berücksichtigung der

Zinsentwicklung führe somit dazu, dass die Zustimmung der wi-

dersprechenden Gläubiger/innen gemäß § 309 Abs. 3 InsO nicht

ersetzt werden könne. Aus der gerichtlichen Praxis wird daher

die gesetzliche Festlegung eines Stichtages gefordert, ab dem

sich im Zusammenhang mit der Zustimmungsersetzung gemäß § 309

InsO die Forderungen der Insolvenzgläubiger/innen infolge an-

wachsender Zinsen nicht mehr erhöhen können (vgl. hierzu auch

Bork, ZInsO 1999, 485, 486).
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bb) Rechtslage

Mit seinem Eröffnungsantrag oder unverzüglich danach hat die

insolvente Person u.a. ein Verzeichnis der gegen sie gerichte-

ten Forderungen (Forderungsverzeichnis) und einen Schuldenbe-

reinigungsplan vorzulegen. Im Forderungsverzeichnis sind die

Forderungen nach Hauptforderung, Zinsen und Kosten aufzuglie-

dern (vgl. § 305 Abs. 2 Satz 2 InsO). Der Inhalt des Schulden-

bereinigungsplanes unterliegt der Privatautonomie, so dass die

Beteiligten bei der Plangestaltung grundsätzlich frei sind.

Der Plan wird und sollte aber zumindest den Verteilungsbetrag,

Beginn und Ende seiner Laufzeit und den Verteilungsschlüssel

enthalten.

Der Stichtag, auf den die Forderungen der Insolvenzgläubiger/

innen und die Quoten zu berechnen sind, sollte möglichst nahe

am Tag der Stellung des Insolvenzantrages bzw. am Tage der

Nachreichung des Schuldenbereinigungsplanes liegen, damit der

Plan von den Gläubiger/innen bzw. dem Insolvenzgericht nicht

als zeitlich überholt zurückgewiesen wird. Weil aber das ge-

richtliche Schuldenbereinigungsplanverfahren sich in vielen

Fällen über mehrere Monate hinzieht (vgl. z.B. Amtsgericht

Göttingen, ZInsO 1999, 598: Insolvenzantrag 29.01.1999, geän-

derter Schuldenbereinigungsplan 13.07.1999, Ersetzungsent-

scheidung 11.09.1999), wachsen bei Gläubiger/innen, die aus

der Hauptforderung Zinsen verlangen können, die Ansprüche im

Vergleich zur Angabe im Schuldenbereinigungsplan weiter an.

Hieraus resultieren die von der gerichtlichen Praxis im Zusam-

menhang mit der Zustimmungsersetzung gem. § 309 Abs. 1, 3 InsO

geschilderten Probleme.

Es ist jedoch zu bedenken, dass das Verhältnis der Forderungen

der Insolvenzgläubiger/innen untereinander und damit die Sum-

menmehrheiten und Quoten sich nur in besonderen Fallkonstella-



- 83 -

tionen – und dann auch nur geringfügig - durch die anwach-

senden Zinsen ändern können. Dies ist zum Beispiel der Fall,

wenn die Höhe der von den einzelnen Gläubiger/innen zu bean-

spruchenden Zinsen erheblich voneinander abweicht (z.B. Gläu-

biger zu 1) 4 % Zinsen, Gläubiger zu 2) 20 % Zinsen). Derarti-

ge Fälle sind nach Einschätzung der Arbeitsgruppe sehr selten.

Überdies verlangt die Regelung des § 309 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1

InsO keine strikte mathematische Gleichbehandlung aller Gläu-

biger/innen. Als besondere Ausprägung des allgemeinen insol-

venzrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes fordert sie viel-

mehr für die Zustimmungsersetzung eine „angemessene“

Beteiligung der nicht zustimmenden Gläubigerin bzw. des nicht

zustimmenden Gläubigers im Verhältnis zu den übrigen Gläu-

biger/innen. Dabei bedeutet "angemessen" nicht, dass alle

Gläubiger/innen eine mathematisch identische Quote erhalten

müssen. Aus dem Begriff der „Angemessenheit“ folgt vielmehr,

dass das Gericht einen bestimmten, über mathematisch genaue

Anteilsberechnungen hinaus gehenden Bewertungsspielraum hat

(Bericht des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, BT-

Drs. 12/7302, S.192 zu § 357 f; HK-InsO/Landfermann, § 309

Rz.8).

Dies wirkt sich auch aus, soweit aus der gerichtlichen Praxis

vorgebracht wird, dass permanente Anwachsen der Zinsen eröffne

manchen Gläubiger/innen eine Widerspruchsmöglichkeit gemäß

§ 309 Abs. 3 InsO, da sich infolge der Zinsentwicklung ihre

Forderungen im Verhältnis zu den schuldnerischen Angaben stän-

dig weiter erhöhten. Auch hier ist das Gericht in Anbetracht

des ihm zustehenden Bewertungsspielraumes nicht an einer Zu-

stimmung gehindert, wenn sich – wie zumeist - der Streit um

die Höhe der Forderung nur auf einen geringfügigen (Zins-)Be-

trag richtet (vgl. FK-InsO/Grote, § 309 Rz. 38 m.w.N.).

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe kann somit die

aus der gerichtlichen Praxis vorgetragene Problematik der
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ständig anwachsenden Zinsen unter Anwendung des geltenden

Rechts sachgerecht gelöst werden. Die Zustimmung einer Gläubi-

gerin bzw. eines Gläubigers kann auch dann ersetzt werden,

wenn sie bzw. er im Verhältnis zu anderen Gläubiger/innen in-

folge angewachsener Zinsforderungen geringfügig ungleich be-

handelt wird. Die gesetzliche Festlegung eines Zinsstichtages

ist nicht erforderlich.

f) Anwendbarkeit von § 850 f ZPO

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat des Weiteren die Frage erör-

tert, ob die Vorschrift des § 850 f Abs. 1 ZPO (Änderung des

unpfändbaren Betrages zum Schutze des Existenzminimums) bei

Forderungsabtretungen seitens der insolventen Person Anwendung

findet, die im Rahmen eines Schuldenbereinigungsplanes oder

während der Wohlverhaltenszeit im Restschuldbefreiungsverfah-

ren (§ 287 Abs. 2 InsO) erfolgen (vgl. hierzu Möhlen, Rechts-

pfleger 2000, 4). Bedenklich erscheint insofern, dass die

Schuldnerin bzw. der Schuldner durch einen Antrag gemäß § 850

f ZPO die mit den Gläubiger/innen im Schuldenbereinigungsplan

getroffenen Vereinbarungen und die Abtretung gem. § 287 InsO

unterlaufen kann. Die Problematik wird allerdings entschärft,

wenn demnächst die Pfändungsfreigrenzen angehoben werden und

dann oberhalb des durch § 850 f Abs. 1 ZPO geschützten Exis-

tenzminimums liegen. Ein entsprechender Referentenentwurf des

Bundesministeriums der Justiz liegt bereits vor (Referenten-

entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung der Pfändungsfrei-

grenzen). Nach dem Entwurf sollen des Weiteren in Zukunft die

Pfändungsfreigrenzen in kürzeren Zeitabständen durch Rechts-

verordnungen des Bundesministeriums der Justiz angehoben wer-

den können (vgl. § 850 c Abs. 3 ZPO in Art. 1 Nr. 4 des Refe-

rentenentwurfs), so dass ein Absinken der Pfändungsfreigrenzen

unter das Existenzminimum in Zukunft weitgehend vermieden wer-

den dürfte. Anhebungen der Pfändungsfreigrenzen gem. § 850 f
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Abs. 1 lit. a) ZPO werden dann nur noch in seltenen Fällen von

Bedeutung sein.

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe besteht daher in

Bezug auf die Anwendbarkeit des § 850 f Abs. 1 ZPO auf insol-

venzrechtliche Abtretungen derzeit kein gesetzgeberischer

Handlungsbedarf.
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4) Der Zugang von mittellosen Schuldner/innen zum Verbrau-

cherinsolvenzverfahren

Auch nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten der Kostenreduzie-

rung im Verbraucherinsolvenzverfahren verbleibt ein Kosten-

rest, den völlig mittellose Schuldner/innen aufzubringen nicht

in der Lage sind. Ihre Anträge auf Eröffnung des Insolvenzver-

fahrens unterliegen nach geltendem Recht gem. § 26 InsO der

Abweisung mangels Masse. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat

verschiedene Möglichkeiten untersucht, dieser Gruppe von

Schuldner/innen den Zugang zum Verbraucherinsolvenzverfahren

zu eröffnen.

a) Prozesskostenhilfe

aa) Stand der Rechtsprechung

Die gesetzlich derzeit nicht ausdrücklich geregelte Frage, ob

mittellose Schuldner/innen in allen oder einzelnen Stadien des

Verbraucherinsolvenzverfahrens einen Anspruch auf Prozesskos-

tenhilfe haben, ist in der seit dem 01.01.1999 zum neuen In-

solvenzrecht ergangenen Rechtsprechung und der insolvenzrecht-

lichen Literatur umstritten (vgl. die Rechtsprechungsübersich-

ten bei Schulz, InVo 2000, 43, und Pape, ZinsO 1999, 602; vgl.

ferner (jeweils mit weiteren Nachweisen): FK-InsO/Schmerbach,

§ 13 Rz 14 Rz. 94 ff; Kübler/Prütting/Prütting, InsO, § 4 Rz.

13 ff.; Gerlinger, ZinsO 2000,25; Bruns, NJW 1999, 3445; Ah-

rens, ZinsO 1999, 632; Voß, EwiR § 114 ZPO 6/99, 717). Eine

überwiegende Auffassung zeichnet sich weder in der amtsge-

richtlichen noch in der landgerichtlichen Rechtsprechung ab.

Obergerichtliche Entscheidungen, die sich inhaltlich mit der

Frage der Prozesskostenhilfe - Gewährung befassen, sind bisher

nicht ergangen. Das Oberlandesgericht Köln (ZIP 1999, 586 und

ZIP 1999, 1714), das Bayerische Oberste Landesgericht (Be-
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schluss vom 8.10.1999 (KTS 1999, 532) und das Oberlandesge-

richt Frankfurt (NZI 1999, 453) haben die sofortige weitere

Beschwerde gem. §§ 6, 7 InsO gegen die Versagung von Prozess-

kostenhilfe als unzulässig verworfen (a.A. OLG Karlsruhe, Zin-

sO 2000, 102). Mit Beschluss vom 16.03.2000 (ZIP 2000, 755ff.)

hat nunmehr auch der Bundesgerichtshof entschieden, dass eine

im Insolvenzverfahren ergangene Prozesskostenhilfeentscheidung

nicht mit den besonderen insolvenzrechtlichen Rechtsmitteln

der §§ 6, 7 InsO, sondern nur mir der einfachen Beschwerde

nach § 127 Abs. 2, 3 ZPO angefochten werden kann. Die Prozess-

kostenhilfe - Problematik ist ferner Gegenstand zweier bei dem

Bundesverfassungsgericht anhängiger Vorlagebeschlüsse des

Amtsgerichts Duisburg (ZIP 1999, 1399) und des Landgerichts

Bonn (ZinsO 2000, 367).

Eine einheitliche Rechtsprechung zur Frage der Gewährung von

Prozesskostenhilfe im Insolvenzverfahren ist zumindest mittel-

fristig nicht zu erwarten. Selbst wenn sich der Bundesge-

richtshof hinsichtlich der Zulässigkeit des weiteren Rechts-

mittels gegen die Versagung von Prozesskostenhilfe der

Auffassung des Oberlandesgerichts Karlsruhe anschließen soll-

te, ist nicht absehbar, ob und wann sich ggf. eine einheitli-

che obergerichtliche Rechtsprechung zu diesem Problem heraus-

bilden wird. Auch der Zeitpunkt einer Entscheidung des

Bundesverfassungsgerichts über die ihm vorliegenden Verfahren

ist ungewiss. Für die betroffenen Schuldner/innen ist aber aus

Gründen der Rechtssicherheit und –klarheit eine einheitliche

Praxis der Insolvenzgerichte bei der Gewährung von Prozesskos-

tenhilfe von großer Bedeutung. Der Umstand, dass unter densel-

ben Vorbedingungen im einen Gerichtsbezirk unter Inanspruch-

nahme von Prozesskostenhilfe die Restschuldbefreiung erreicht

werden kann, im benachbarten Bezirk möglicherweise jedoch

nicht, verstößt in eklatanter Weise gegen die Grundsätze der

Gleichbehandlung der Rechtssuchenden und der Rechtseinheit-

lichkeit. Ein solcher Zustand ist nach Auffassung der Bund-
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Länder-Arbeitsgruppe nicht länger hinnehmbar. Eine sinnvolle

Beratung der Schuldner/innen durch Rechtsanwält/innen und

Schuldnerberatungsstellen ist kaum möglich. In der Frage des

Zuganges mittelloser Schuldner/innen zum Insolvenzverfahren

und – damit verbunden – in der Frage der Anwendung der Pro-

zesskostenhilfe – Vorschriften besteht somit ein dringender

gesetzgeberischer Handlungsbedarf.

bb) Prozesskostenhilfe de lege ferenda?

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt nicht, die Prozesskos-

tenhilfe - Vorschriften der §§ 114 ff. ZPO im Insolvenzverfah-

ren pauschal und ungeachtet der Besonderheiten des Insolvenz-

rechts für anwendbar zu erklären.

Eine derartige Regelung (sie ist enthalten in dem Gesetzent-

wurf der PDS-Bundestagsfraktion vom 11.01.2000 zur Änderung

der Insolvenzordnung (BT-Drs. 14/2496)) begegnet erheblichen

systematischen Bedenken. Die Gewährung von Prozesskostenhilfe

setzt im Zivilprozess gem. § 114 ZPO eine „hinreichende Aus-

sicht auf Erfolg“ der beabsichtigten Rechtsverfolgung oder

Rechtsverteidigung voraus. Hinreichende Aussicht auf Erfolg

haben ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens und

dementsprechend auch ein Antrag auf Erteilung der Restschuld-

befreiung nur, wenn das Vermögen des Schuldners voraussicht-

lich ausreichen wird, um die Kosten des Verfahrens zu decken

(vgl. § 26 Abs. 1 Satz 1 InsO). Eine solche Verfahrenskosten-

deckung und damit die Erfolgsaussicht wären aber gerade bei

den Schuldner/innen, deren Bedürftigkeit im Sinne der Prozess-

kostenhilfe – Vorschriften zu bejahen ist, in aller Regel zu

verneinen. Etwas anderes würde nur gelten, wenn bei der Beur-

teilung der Verfahrenskostendeckung die Gewährung von Prozess-

kostenhilfe vorausgesetzt wird. Die Gewährung von Prozesskos-

tenhilfe würde in diesem Falle unmittelbar die Frage der
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Erfolgsaussicht beeinflussen und somit ihre eigene, ansonsten

fehlende Grundlage erst herstellen. Die Zulässigkeit eines

solchen Vorgehens erscheint höchst fraglich. Dem Zivilprozess

ist eine derartige Vermengung der Frage der Erfolgsaussicht

der Rechtsverfolgung mit der Prozesskostenhilfe – Gewährung

selbst fremd. Grundsätzlich wird dort die Erfolgsaussicht der

Rechtsverfolgung separat geprüft und erst im Falle ihrer ei-

genständigen Bejahung Prozesskostenhilfe gewährt (soweit auch

die anderen Prozesskostenhilfe – Voraussetzungen vorliegen).

Die pauschale Anwendung der Prozesskostenhilfe – Vorschriften

der Zivilprozessordnung im Insolvenzrecht beseitigt daher die

derzeit bestehende Rechtsunsicherheit nicht. Vielmehr wäre für

den Fall einer Regelung, die sich darauf beschränkt, die Vor-

schriften der §§ 114 ff. ZPO im Insolvenzverfahren für anwend-

bar zu erklären, erneut mit einer uneinheitlichen Rechtspre-

chung zur Prozesskostenhilfe – Frage zu rechnen. Nur eine

spezielle, den Besonderheiten des Insolvenzrechts Rechnung

tragende Insolvenzkostenhilfe - Regelung wäre geeignet, das

Problem des Zugangs mittelloser Schuldner/innen zum Insolvenz-

verfahren durch die Gewährung von Prozesskostenhilfe zu lösen.

Eine solche, in der Insolvenzordnung anzusiedelnde Regelung

müsste das bestehende Spannungsverhältnis zwischen der Gewäh-

rung von Prozesskostenhilfe einerseits und dem Erfordernis der

Verfahrenskostendeckung andererseits ausdrücklich zum Gegen-

stand haben.

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe begegnet jedoch

auch eine solche Insolvenzkostenhilfe – Regelung gravierenden

Bedenken. Die Gewährung von Prozesskostenhilfe im Insolvenz-

verfahren würde nämlich für die Justizhaushalte der Länder ei-

ne enorme Kostenlast mit sich bringen, die sie zu tragen nicht

in der Lage sind.
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Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Vereinfachung des neuen Insol-

venzverfahrens“ ist für den Fall, dass Prozesskostenhilfe im

Verbraucherinsolvenzverfahren zu gewähren ist, in ihrem Ab-

schlussbericht zur Jahresabschlussbesprechung der Konferenz

der Justizministerinnen und Justizminister am 18.12.1996 von

jährlichen Kosten für Prozesskostenhilfe in Höhe von etwa 518

Mio. DM ausgegangen (Bericht S.22). Grundlage ihrer Berechnung

war eine Zahl von 170.000 Verbraucherinsolvenzverfahren jähr-

lich und eine Kostenbelastung der Justizkassen pro Verfahren

mit DM 3.050,--. Zwar müssen infolge der deutlich geringeren

Anzahl von Anträgen auf Eröffnung des Verbraucherinsolvenzver-

fahrens im Jahr 1999 und der angestrebten Kostensenkung (vgl.

oben 3 b)) beide Berechnungsfaktoren in Frage gestellt werden.

Andererseits ist jedoch zu berücksichtigen, dass sich das neue

Verbraucherinsolvenzrecht im Jahr 1999 noch in seiner Anlauf-

phase befunden hat und daher die niedrigen Antragszahlen als

Durchschnittswert für die kommenden Jahre nicht geeignet sind.

Die Antragszahlen sind in nahezu allen Bundesländern im Laufe

des Jahres 1999 von Monat zu Monat kontinuierlich gestiegen.

Ein Ende dieser Entwicklung ist nicht absehbar. Zuverlässige

Aussagen über die Zahl der Verbraucherinsolvenzverfahren, mit

denen jährlich im Durchschnitt zu rechnen ist, werden daher

frühestens in zwei bis drei Jahren möglich sein. Vor allem a-

ber ist zu bedenken, dass die Frage der Prozesskostenhilfe –

Gewährung selbst einen unmittelbaren Einfluss auf die Zahl der

Verbraucherinsolvenzanträge hat. Nach Einschätzung der Bund-

Länder-Arbeitsgruppe ist bei einer uneingeschränkten Gewährung

von Prozesskostenhilfe im Verbraucherinsolvenzverfahren mit

einem sprunghaften Anstieg der Verfahrenszahlen zu rechnen. Es

kann mithin keinesfalls davon ausgegangen werden, dass die von

der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Vereinfachung des neuen Insol-

venzverfahrens“ bei Gewährung von Prozesskostenhilfe ermittel-

ten Zahlen nicht doch erreicht würden.
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Der Kostenbetrag i.H.v. DM 3.050,-- pro Verbraucherinsolvenz-

verfahren könnte sich infolge der angestrebten Kostenreduzie-

rung, insbesondere durch die Bekanntmachungen im Internet,

deutlich verringern. Andererseits ist zu berücksichtigen, dass

sich die Kostenberechnung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Ver-

einfachung des neuen Insolvenzverfahrens“ ausschließlich auf

das Verbraucherinsolvenzverfahren beschränkt. Eine Prozesskos-

tenhilfe - Regelung wird aber aus verfassungsrechtlichen Grün-

den kaum auf das Verbraucherinsolvenzverfahren begrenzt werden

können. Da die Restschuldbefreiung allen natürlichen Personen

offen steht, also auch Unternehmer/innen, die am Regelinsol-

venzverfahren teilnehmen, begegnet eine Ungleichbehandlung

dieses Personenkreises in Bezug auf die Gewährung von Prozess-

kostenhilfe im Verhältnis zu Verbraucher-Schuldner/innen ver-

fassungsrechtlichen Bedenken. Werden Unternehmer/innen aber in

eine Prozesskostenhilfe - Regelung einbezogen, so erhöht dies

nicht nur die Verfahrenszahl als Faktor der Gesamtbelastung

der Justizhaushalte. Vielmehr entstehen im Regelinsolvenzver-

fahren zusätzliche Kosten, die im Verbraucherinsolvenzverfah-

ren nicht oder zumindest regelmäßig nicht anfallen (Kosten für

den vorläufigen Insolvenzverwalter, den Insolvenzverwalter,

den Gläubigerausschuss und für Sachverständigengutachten). Sie

erhöhen die im Falle der Gewährung von Prozesskostenhilfe von

den Ländern zu tragende Kostenlast nicht unerheblich.

Aus den vorgenannten Gründen kann nicht davon ausgegangen wer-

den, dass die von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Vereinfachung

des neuen Insolvenzverfahrens“ errechnete Gesamtbelastung der

Justizhaushalte bei Gewährung von Prozesskostenhilfe im Insol-

venzverfahren maßgeblich unterschritten wird.

Eine Kostenlast in dieser Größenordnung ist für die Länder un-

tragbar.
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b) Stundung der Verfahrenskosten

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat daher geprüft, ob mittello-

sen Schuldnerinnen und Schuldnern auf andere Weise der Zugang

zum Verbraucherinsolvenzverfahren und zur Restschuldbefreiung

ermöglicht werden kann.

Die Arbeitsgruppe empfiehlt an Stelle der Verfahrenskostenhil-

fe eine Stundung der Verfahrenskosten.

Sie hat in ihren Beratungen und Gutachten intensiv ein „Stun-

dungsmodell“ erörtert und im Einzelnen entwickelt. Das Modell

beinhaltet

- den Verzicht auf die Erhebung von Gerichtskostenvorschüssen,

- eine Stundung der Verfahrenskosten,

- einen Sekundäranspruch von Treuhänder und Insolvenzverwalter

gegen die Landeskasse bei mangelnder Kostendeckung durch die

Insolvenzmasse (mit der Wirkung des Übergangs der Vergü-

tungsforderung auf die Landeskasse) und

- eine Anwaltsbeiordnung in besonderen Verfahrenssituatio-

nen.

Im Einzelnen:

aa) Vorschusspflicht im Schuldenbereinigungsplanverfahren

Viele Insolvenzgerichte fordern derzeit im Hinblick auf die im

Schuldenbereinigungsplanverfahren entstehenden Kopier-,

Beglaubigungs- und Zustellungskosten gemäß § 68 des Gerichts-
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kostengesetzes (GKG) von den Schuldner/innen beträchtliche

Auslagenvorschüsse. Wird die Schuldnerin bzw. der Schuldner

künftig verpflichtet, die im Schuldenbereinigungsplanverfahren

zuzustellenden Unterlagen in der erforderlichen Anzahl einzu-

reichen (vgl. oben 3 b)), so entstehen in diesem Verfahrensab-

schnitt nur noch Zustellungskosten. Fordert das Gericht inso-

fern gemäß § 68 Abs. 3 GKG einen Auslagenvorschuss an, den die

mittellose, insolvente Person zu leisten nicht in der Lage

ist, gerät das Verbraucherinsolvenzverfahren noch vor der Ent-

scheidung über seine Eröffnung ins Stocken. Dem könnte mit ei-

ner Entscheidung des Gerichts über die Stundung der Auslagen

zwar wirksam begegnet werden. Andererseits ist eine solche –

ebenfalls verfahrensverzögernd wirkende - gerichtliche Stun-

dungsentscheidung zu diesem frühen Zeitpunkt nicht zwingend

erforderlich. Die geschilderte Problematik kann vielmehr ein-

facher und effizienter dadurch gelöst werden, dass im gericht-

lichen Schuldenbereinigungsplanverfahren von der Erhebung ei-

nes Auslagenvorschusses abgesehen wird.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt daher, im Wege einer

ergänzenden Regelung in § 68 Abs. 3 GKG ausdrücklich auf die

Erhebung von Auslagenvorschüssen im Schuldenbereinigungsplan-

verfahren zu verzichten.

bb) Stundung

(1) Stundungsentscheidung

Scheitert der Versuch der gerichtlichen Schuldenbereinigung,

ist über den Antrag auf Eröffnung des Verbraucherinsolvenzver-

fahrens zu entscheiden. Die Abweisung des Antrages wegen man-

gelnder Deckung der Verfahrenskosten gem. §§ 26, 54 InsO kann

vermieden werden, wenn das Insolvenzgericht die Verfahrenskos-

ten stundet. Gesetzlich wäre klarzustellen, dass die Verfah-



- 94 -

renskosten i.S.v. § 26 Abs. 1 Satz 1 InsO als gedeckt anzuse-

hen sind, wenn sie seitens des Gerichts gestundet werden.

Eine ähnliche Lösung der Problematik des Zugangs mittelloser

Schuldner/innen zum Insolvenzverfahren enthält auch das öster-

reichische Konkursrecht. Gemäß § 183 Abs. 1 der österreichi-

schen Konkursordnung (öst.KO) ist der Konkursantrag bei natür-

lichen Personen auch im Falle fehlender

Verfahrenskostendeckung nicht abzuweisen, wenn der Schuldner

- ein Vermögensverzeichnis vorlegt,

- einen zulässigen Zahlungsplan vorlegt,

- die Einleitung eines Abschöpfungsverfahrens (entspricht dem

Restschuldbefreiungsverfahren) beantragt, bescheinigt, dass

Restschuldbefreiung zu erwarten ist und

- kein offenkundiges Einleitungshindernis (entspricht den

Versagungsgründen des § 290 InsO) vorliegt.

In derartigen Fällen sind die Verfahrenskosten nach § 184 öst.

KO vorläufig aus der Landeskasse zu bezahlen. Sie sind der

Landeskasse aus der Konkursmasse bzw. im Abschöpfungsverfahren

aus abgetretenen Forderungen des Schuldners zu ersetzen. Der

Schuldner hat die im Konkurs- und Abschöpfungsverfahren nicht

ersetzten Beträge ”nachzuzahlen”, soweit und sobald er ohne

Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts dazu im Stande

ist.

(2) Voraussetzungen der Stundung

Die Arbeitsgruppe hat sich eingehend mit den einzelnen Voraus-

setzungen einer Verfahrenskostenstundung befasst.

In diesem Zusammenhang ist zunächst zu bedenken, dass zum

Zeitpunkt der Entscheidung über die Eröffnung des Insolvenz-
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verfahrens noch nicht alle Kostenansprüche (z.B. in Bezug auf

Auslagen des Gerichts) entstanden sind. In Bezug auf die noch

nicht entstandenen Ansprüche ist daher in der gleichzeitig mit

der Eröffnungsentscheiduung ergehenden Stundungsentscheidung

noch keine unmittelbare Stundung, sondern erst die Ankündigung

der Stundung möglich.

Verfahrensrechtlich sollte die Stundung von einem entsprechen-

den Antrag der insolventen Person abhängig sein. Die Stun-

dungslösung verfolgt das Ziel, mittellosen Schuldner/innen den

Zugang zum Insolvenzverfahren und damit zur Restschuldbefrei-

ung zu eröffnen. Eine Stundung der Verfahrenskosten kommt da-

her nur in Betracht, wenn seitens der Schuldnerin bzw. des

Schuldners das Ziel der Restschuldbefreiung angestrebt wird.

Dementsprechend sollte in der die Stundung regelnden Vor-

schrift bestimmt werden, dass ein Stundungsantrag nur gestellt

werden kann, wenn zugleich Restschuldbefreiung beantragt wird.

Inhaltlich setzt die Stundung bzw. die Ankündigung der Stun-

dung voraus, dass das Vermögen des Schuldners voraussichtlich

nicht ausreichen wird, um die Kosten des Verfahrens zu decken

(vgl. § 26 Abs. 1 Satz 1 InsO). Zu berücksichtigen ist mithin

das verwertbare Vermögen der Schuldnerin bzw. des Schuldners,

das nach Eröffnung des Verfahrens bis zu dessen Ende bereit

gestellt werden kann. Dazu gehört nach § 35 InsO ausdrücklich

auch der Neuerwerb während des Insolvenzverfahrens und mithin

auch das Arbeitseinkommen, soweit es nicht nach den Pfändungs-

schutzvorschriften der Zwangsvollstreckung entzogen ist (§ 36

Abs. 1 InsO). Bereits nach geltendem Recht dürfte daher eine

Abweisung des Eröffnungsantrages ausscheiden, wenn die Verfah-

renskosten aus dem laufenden Schuldnereinkommen während des

Insolvenzverfahrens gedeckt werden können. Dementsprechend

kommt auch eine Stundung der Verfahrenskosten nur in Betracht,

wenn die Verfahrenskosten auch mit dem absehbaren Erwerb wäh-

rend des Verfahrens voraussichtlich nicht gedeckt werden kön-
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nen und ein Vorschuss nach § 26 Abs. 1 Satz 2 InsO nicht er-

bracht werden kann.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat erörtert, ob die Stundung

von der weiteren Voraussetzung eines „Wohlverhaltens“ der in-

solventen Person abhängig gemacht werden sollte. Es ist nicht

vertretbar, Verfahrenskosten in erheblichem Umfang zu stunden,

wenn absehbar ist, dass die Schuldnerin bzw. der Schuldner

keine hinreichenden Anstrengungen unternimmt, um die Voraus-

setzungen für die Restschuldbefreiung zu erfüllen. Eine Wohl-

verhaltensprüfung erscheint daher durchaus sinnvoll. Sie könn-

te als Pendant zur Prüfung der Erfolgsaussicht bei der

Gewährung von Prozesskostenhilfe verstanden werden. Es kommen

mehrere Modelle in Betracht:

So könnte die insolvente Person ausdrücklich zur Glaubhaftma-

chung verpflichtet werden, dass sie eine angemessene Erwerbs-

tätigkeit ausübt oder, wenn sie ohne Beschäftigung ist, dass

sie sich um eine solche Tätigkeit bemüht und keine zumutbare

Beschäftigung ablehnt. Problematisch ist jedoch, wie ein sol-

ches Wohlverhalten in der Praxis hinreichend und ohne erhebli-

che Verfahrensverzögerungen mit vertretbarem Arbeitsaufwand

geprüft werden kann. Auch die Möglichkeit, Arbeitslosen- und

Sozialhilfebescheinigungen der zuständigen Behörden als Mittel

der Glaubhaftmachung vorlegen zu können, hilft nicht in allen

Fällen weiter, da es Schuldner/innen gibt, die zwar keine Ar-

beitslosen- und Sozialhilfe beziehen, aber dennoch die vorste-

henden Wohlverhaltensvoraussetzungen erfüllen.

Die Arbeitsgruppe favorisiert daher eine Lösung über den Wi-

derruf der Stundung. Danach kann die Stundung widerrufen wer-

den, wenn und sobald Gründe vorliegen, die eine Versagung der

Restschuldbefreiung i.S.v. §§ 295, 296 InsO rechtfertigen wür-

den. Auf diese Weise wird die Erwerbsobliegenheit der insol-

venten Person i.S.v. § 295 Anbs. 1 Nr. 1 InsO in das Stun-
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dungsmodell integriert. Zugleich wird eine aufwendige und ver-

fahrensverzögernd wirkende Wohlverhaltensprüfung zu Beginn des

Verfahrens vermieden. Werden der Schuldnerin oder dem Schuld-

ner durch das „Stundungsmodell“ die Verfahrenskosten vorfinan-

ziert und läuft die Landeskasse dadurch Gefahr, verauslagte

Gelder nicht in jedem Fall zurückzuerhalten, erscheint es au-

ßerdem geboten, den Widerruf der Stundung auch bei Vorliegen

von Restschuldversagungsgründen nach §§ 290, 297 InsO zu er-

möglichen.

(3) Umfang der gestundeten Verfahrenskosten

Bei den Verfahrenskosten, deren Deckung gem. § 26 Abs. 1

Satz 1 InsO i.V.m. § 54 InsO Voraussetzung für die Eröffnung

des Insolvenzverfahrens ist, handelt es sich nicht nur um die

Gerichtsgebühren selbst, sondern auch um die im vorläufigen

Insolvenzverfahren und im Schuldenbereinigungsplanverfahren

entstandenen Auslagen.

Auch die Vergütungsansprüche des Treuhänders sind Verfahrens-

kosten in diesem Sinne (vgl. § 54 Nr. 2 InsO). Hierbei ist zu-

nächst zu beachten, dass eine unmittelbare Stundung der An-

sprüche durch das Insolvenzgericht nicht möglich ist, da es

sich um selbständige Ansprüche Dritter handelt. Eine Integra-

tion in das Stundungsmodell ist daher nur möglich, wenn der

Treuhänder für den Fall, dass seine Vergütung aus der Masse

nicht gezahlt werden kann, einen Sekundäranspruch gegen die

Landeskasse erhält. Die Erfüllung dieses Anspruches durch die

Landeskasse könnte den gesetzlichen Forderungsübergang der

Vergütungsansprüche auf die Landeskasse zur Folge haben. An-

schließend können die übergegangenen Ansprüche gestundet wer-

den (im Eröffnungsbeschluss kann die Stundung lediglich ange-

kündigt werden, s.o.).
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Die Arbeitsgruppe befürwortet auch eine Integration der Treu-

händervergütung für das Restschuldbefreiungsverfahren in das

Stundungsmodell. Auch wenn der Gesetzgeber die Treuhänderver-

gütung als zumutbare Eigenleistung der insolventen Person an-

gesehen hat, erscheint es wenig sinnvoll, die Schuldner/innen

mit Hilfe des Stundungsmodelles und auf Kosten der Landeskasse

mehrere Verfahrensabschnitte durchlaufen zu lassen, bevor sie

schließlich kurz vor Erteilung der Restschuldbefreiung schei-

tern, weil sie die Vergütung für den Treuhänder in der Wohl-

verhaltenszeit nicht aufbringen können.

Eine Beschränkung der Verfahrenskostenstundung auf den Perso-

nenkreis des Verbraucherinsolvenzverfahrens wirft – ebenso wie

im Falle einer Prozesskostenhilfe – Regelung - verfassungs-

rechtliche Fragen im Hinblick auf den Gleichbehandlungsgrund-

satz auf. Insoweit wird auf die Ausführungen zu a) Bezug ge-

nommen. Wird, diesen Bedenken Rechnung tragend, der Anwen-

dungsbereich der Stundungsregelung auf alle natürlichen Perso-

nen als Schuldner/innen ausgedehnt, so sind in dem Unterneh-

mer/innen betreffenden Regelinsolvenzverfahren weitere Kosten-

positionen in das Stundungsmodell einzubeziehen. Hierbei

handelt sich zunächst um die Insolvenzverwaltervergütung. Ihre

Höhe richtet sich grundsätzlich nach dem Wert der Insolvenz-

masse (§§ 1 ff. InVV; hinzukommen eventuelle Zuschläge gem.

§ 3 InVV sowie Auslagen und Umsatzsteuer). Sie ist daher in

den von der Stundungsregelung betroffenen masselosen Verfahren

naturgemäß begrenzt (Mindestvergütung gem. § 2 Abs. 2 InVV:

DM 1.000,--). Kosten fallen des Weiteren an

- für die besonders zu vergütende Tätigkeit des vorläufigen

Insolvenzverwalters (§ 11 Abs. 1 InVV: Bruchteil der Ver-

gütung des Insolvenzverwalters zzgl. Umsatzsteuer und Aus-

lagen),
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- für die Sachverständigentätigkeit, wenn das Insolvenzge-

richt einen Sachverständigen oder den vorläufigen Insol-

venzverwalter (vgl. § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 2. Hs. InsO,

§ 11 Abs. 2 InVV) mit der Prüfung des Eröffnungsgrundes

beauftragt und

- für die Tätigkeit eines evtl. bestehenden Gläubigeraus-

schusses (DM 50,-- bis DM 100,-- je Stunde und Mitglied

zzgl. Auslagen und Umsatzsteuer, §§ 17 f. InVV).

Auch diese Kosten müssten, ggf. nach Anspruchsübergang auf die

Landeskasse, gestundet werden.

(4) Standort der Stundungsregelung

Hinsichtlich des gesetzlichen Standortes der Stundungsregelung

innerhalb der Insolvenzordnung sind verschiedene Alternativen

denkbar. In Betracht kommt zum Einen eine Regelung unmittelbar

im Anschluss an § 26 InsO. Die Deckung – und damit die Stun-

dung - bestimmter Kosten ist jedoch nicht nur im Rahmen der

Entscheidung über die Eröffnung des Insolvenzverfahrens, son-

dern auch in anderen Verfahrensabschnitten von Bedeutung (vgl.

§ 298 Abs. 1 InsO: Versagung der Restschuldbefreiung, wenn die

an den Treuhänder abgeführten Beträge für das vorangegangene

Jahr seiner Tätigkeit die Mindestvergütung nicht decken). Es

sind daher ohnehin jeweils Sondervorschriften notwendig, die

für die betroffenen Verfahrensabschnitte Regelungen für den

Fall der Stundung der Kosten enthalten. Die zentrale, die Vor-

aussetzungen der Stundung im Einzelnen regelnde Vorschrift

könnte mithin ihren Platz auch in den allgemeinen Bestimmungen

der Insolvenzordnung haben. Beide diskutierten Standortalter-

nativen erscheinen vertretbar.
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(5) Zahlung der gestundeten Verfahrenskosten

Einer der entscheidenden Vorteile der Verfahrenskostenstundung

gegenüber dem Modell einer Verfahrenskostenhilfe besteht dar-

in, dass die Zahlung der Verfahrenskosten durch die insolvente

Person lediglich vorläufig, d.h. solange ein entsprechendes

Vermögen nicht vorhanden ist, nicht zu erfolgen braucht. Es

handelt sich in Bezug auf die staatlichen Kostenansprüche le-

diglich um das Hinausschieben des Fälligkeitszeitpunktes,

nicht hingegen um einen endgültigen Verzicht auf die Geltend-

machung des Anspruches oder gar auf den Anspruch selbst. Dem-

entsprechend ist im Falle der Verfahrenskostenstundung gesetz-

lich sicherzustellen, dass die staatlichen Kostenansprüche

realisiert werden, sobald die Schuldnerin bzw. der Schuldner

pfändbares Vermögen erwirbt. Zwar ergibt sich bereits aus § 53

InsO, dass die Verfahrenskosten vorweg zu berichtigen sind.

Dennoch empfiehlt die Arbeitsgruppe, für die siebenjährige

Wohlverhaltenszeit gesetzlich (in § 292 Abs. 1 Satz 2 InsO)

ausdrücklich klarzustellen, dass die Verteilung der Masse vor-

rangig an die im Insolvenzverfahren nicht befriedigten Masse-

gläubiger/innen – und damit auch an die Landeskasse in Bezug

auf die gestundeten Verfahrenskosten - zu erfolgen hat. Eine

Klarstellung ist ferner dahingehend erforderlich, dass der

nach Ablauf von vier Jahren beginnende, erhöhte Selbstbehalt

i.S.v. § 292 Abs. 1 Satz 3 InsO nicht gegenüber den Massegläu-

biger/innen gilt.

Eine Erweiterung des Kataloges der Ausnahmen von der Rest-

schuldbefreiung in § 302 InsO in Bezug auf die gestundeten

Verfahrenskosten hält die Arbeitsgruppe demgegenüber nicht für

erforderlich. Die Vorschriften der §§ 286, 301 InsO beschrän-

ken die Wirkung der Restschuldbefreiung auf Insolvenzgläubi-

ger/innen und Gläubiger/innen, die ihre Forderung nicht ange-

meldet haben. Darunter fallen Massegläubiger/innen nicht, weil



- 101 -

sie keine Insolvenzgläubiger/innen im Sinne der §§ 38, 286,

301 InsO sind und ihre Forderung auch nicht gem. §§ 174 ff.

InsO anmelden können (vgl. Smid/Krug/Haarmeyer, Insolvenzord-

nung, § 301 Randnummer 5).

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe empfiehlt jedoch die Ausdehnung

der Ausnahmetatbestände in § 302 InsO auf (zinslose) Kredite

Dritter, die der Deckung der Verfahrenskosten dienen. Der Ar-

beitsgruppe sind Fälle bekannt, in denen Dritte wie z.B. ge-

meinnützige Stiftungen zur Gewährung entsprechender Kredite

bereit wären, wenn die Rückzahlung der Kredite nicht durch die

Erteilung der Restschuldbefreiung gefährdet würde. Derartige

Kredite versetzen die Schuldner/innen in die Lage, die Verfah-

renskosten ohne Inanspruchnahme staatlicher Stundung oder Pro-

zesskostenhilfe aufbringen zu können. Ihnen sollte daher das

Hindernis der Restschuldbefreiung nicht entgegen stehen.

Die Arbeitsgruppe hat des Weiteren erörtert, ob die dreijähri-

ge Wirksamkeit von Forderungsabtretungen i.S.v. § 114 InsO re-

duziert werden sollte. Während des Dreijahreszeitraumes i.S.v.

§ 114 InsO wird das pfändbare, aber abgetretene Einkommen der

insolventen Person dem Insolvenzverfahren entzogen. Auch die

Verfahrenskosten können während dieser Zeit nicht aus dem ab-

getretenen Einkommen befriedigt werden. Die Verkürzung des

Dreijahreszeitraumes würde eine zügigere Zahlung der gestunde-

ten Verfahrenskosten ermöglichen bzw. in manchen Fällen eine

Stundung ganz entbehrlich machen. Andererseits könnte eine

Verringerung der Dreijahresfrist Einfluss auf die Bereitschaft

vieler Darlehnsgeber/innen zur Gewährung von (Verbraucher-)

Krediten haben. Negative gesamtwirtschaftliche Folgen sind in

diesem Falle nicht auszuschließen.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat daher alternativ das Modell

einer relativen Unwirksamkeit von Forderungsabtretungen gegen-

über der Landeskasse und den ihr zustehenden Verfahrenskosten-
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ansprüchen während der Dauer des Insolvenzverfahrens erörtert.

Diese Lösung bietet den Vorteil, dass einerseits die zur Er-

füllung der gestundeten staatlichen Verfahrenskostenansprüche

zur Verfügung stehende Masse unter Beteiligung der Gläubiger-

schaft vermehrt wird, andererseits aber die grundsätzliche

Wirksamkeit der Forderungsabtretungen nicht berührt wird und

während des Dreijahreszeitraumes des § 114 InsO bestehen

bleibt. Sind beispielsweise Verfahrenskostenansprüche i.H.v.

DM 2.000,-- bei einem monatlichen pfändungsfreien Einkommen

der insolventen Person i.H.v. DM 150,-- nach rd. 13 Monaten

erfüllt, steht das (abgetretene) Einkommen den Abtretungsgläu-

biger/innen für einen weiteren Zeitraum von 23 Monaten zur ab-

gesonderten Befriedigung zur Verfügung, bevor die Dreijahres-

frist des § 114 InsO abgelaufen ist.

Die Verfahrenskosten sollten nach Auffassung der Bund-Länder-

Arbeitsgruppe bis zur Erteilung der Restschuldbefreiung ge-

stundet werden können. Dies schließt eine vorherige Erfüllung

der gestundeten Ansprüche bzw. die Abführung entsprechender

Beträge durch den Insolvenzverwalter und den Treuhänder (s.o.)

nicht aus. Um die Schuldnerin bzw. den Schuldner nicht sofort

nach Erteilung der Restschuldbefreiung Zwangsvollstreckungs-

maßnahmen auszusetzen, sollte ihr bzw. ihm die Möglichkeit

eingeräumt werden, in entsprechender Anwendung von § 115 ZPO

Ratenzahlung zu beantragen, soweit zu diesem Zeitpunkt die

Verfahrenskosten noch nicht vollständig aus der Masse gedeckt

werden konnten. Die Dauer der Ratenzahlung könnte entsprechend

§ 115 Abs. 1 Satz 4 ZPO auf höchstens 48 Monate beschränkt

werden.
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(6) Beiordnung von Rechtsanwält/innen

Die Verfahrenskostenstundung ist ein im Verhältnis zur Verfah-

renskostenhilfe alternatives Modell. Bei Verwirklichung des

Stundungsmodells ist daher nach Auffassung der Bund-Länder-

Arbeitsgruppe ein ausdrücklicher gesetzlicher Ausschluss der

Gewährung von Prozesskostenhilfe nicht mehr erforderlich. Er

ergibt sich als argumentum e contrario bereits aus dem Stun-

dungsmodell selbst.

Bei einzelnen Entscheidungen wird jedoch die Möglichkeit der

Beiordnung einer Rechtsanwältin bzw. eines Rechtsanwaltes er-

öffnet werden müssen (z.B. aus Gründen der Waffengleichheit,

wenn der Gegner anwaltlich vertreten wird). Die Arbeitsgruppe

hat erörtert, ob und wie eine solche Beiordnung gesetzlich ge-

regelt werden kann. Die Beiordnung sollte wie in § 121 Abs. 2,

1. Alt. ZPO möglich sein, wenn sie (wegen der Schwierigkeit

der Sach- und Rechtslage) „erforderlich“ erscheint. Die Bei-

ordnung sollte des Weiteren von der Stundung der Gerichtskos-

ten abhängig gemacht werden. Eine Ausnahmeregelung müsste in-

sofern für den Fall der Beiordnung eines Rechtsanwaltes im

Rahmen der Zustimmungsersetzung gem. § 309 InsO erfolgen, da

über die Stundung der Gerichtskosten noch nicht in diesem Ver-

fahrensstadium (Schuldenbereinigungsplanverfahren), sondern

frühestens im Rahmen der Verfahrenseröffnung i.S.v. § 26 Abs.

1 InsO entschieden wird (vgl. oben aa)).

Als Standort der die Anwaltsbeiordnung regelnden Vorschriften

sind verschiedene Varianten vorstellbar. So könnte eine Rege-

lung in den die einzelnen Verfahrensabschnitte betreffenden

Vorschriften in Betracht kommen (z.B. im Verfahren zur Erset-

zung der Gläubigerzustimmung zum Schuldenbereinigungsplan oder

bei einem Gläubigerantrag auf Versagung der Restschuldbefrei-

ung). Alternativ könnte sie auch in den allgemeinen Vorschrif-

ten der Insolvenzordnung erfolgen. In den die einzelnen Ver-
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fahrensabschnitte betreffenden Vorschriften müsste dann auf

die Generalnorm verwiesen werden. Auf jeden Fall ist eine Er-

gänzung des § 121 BRAGO um den im Rahmen des Insolvenzverfah-

rens beigeordneten Rechtsanwalt erforderlich (Vergütung des

beigeordneten Rechtsanwaltes aus der Landeskasse).

(7) Rechtsmittel

Die Zulassung eines gesonderten Rechtsmittels gegen die Ent-

scheidung über die Stundung der Gerichtskosten ist nach Auf-

fassung der Bund-länder-Arbeitsgruppe nicht erforderlich. Die

Ablehnung der Stundung führt im Falle mittelloser Schuld-

ner/innen unmittelbar zur Abweisung des Eröffnungsantrages

mangels Deckung der Verfahrenskosten (§ 26 Abs. 1 Satz 1

InsO). Gegen diese Entscheidung steht der Schuldnerin bzw. dem

Schuldner gem. § 34 InsO das Rechtsmittel der sofortigen Be-

schwerde zu. Die Prüfung des Beschwerdegerichts, ob der Eröff-

nungsantrag zur Recht abgewiesen worden ist, beinhaltet die

Prüfung der Rechtmäßigkeit der Ablehnung des Stundungsantra-

ges, da eine zu Unrecht erfolgte Ablehnung des Stundungsantra-

ges automatisch zur Rechtswidrigkeit der Abweisung des Eröff-

nungsantrages führt.

c) Zusammenfassende Bewertung

Der entscheidende Vorteil des Stundungsmodells gegenüber der

uneingeschränkten Gewährung von Prozesskostenhilfe liegt nach

Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe in Folgendem:

In vielen Insolvenzverfahren ist im Zeitpunkt der Entscheidung

über den Eröffnungsantrag kein Einkommen und kein gem. § 115

Abs. 2 ZPO zur Kostentragung einzusetzendes Vermögen der in-

solventen Person vorhanden. Das Insolvenzgericht wird – bei
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Einführung der Prozesskostenhilfe im Insolvenzverfahren - in

diesen Fällen ratenfreie Prozesskostenhilfe gewähren. Gelangt

anschließend – etwa im Wege der Anfechtung durch den Insol-

venzverwalter – Vermögen in die Insolvenzmasse oder hat die

Schuldnerin bzw. der Schuldner (z.B. in der Restschuldbefrei-

ungsphase oder nach Erteilung der Restschuldbefreiung) wieder

ein Einkommen, so kann dieser Umstand im Rahmen des „Prozess-

kostenhilfe - Modells“ nur gemäß § 120 Abs. 4 ZPO zu einer Än-

derung der Prozesskostenhilfe – Entscheidung führen. Danach

kann das Gericht die Entscheidung über die zu leistenden Zah-

lungen ändern, wenn sich die für die Prozesskostenhilfe maßge-

benden persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse wesent-

lich geändert haben. Der Nachteil dieser Regelung besteht

darin, dass die Schuldnerin bzw. der Schuldner die Veränderung

der Einkommens- und Vermögensverhältnisse nicht unaufgefordert

von sich aus, sondern nur auf Verlangen des Gerichts anzuzei-

gen hat (§ 120 Abs. 4 Satz 2 ZPO). Letzteres bedingt einen ho-

hen Verwaltungsaufwand bei Gericht (regelmäßige Nachfragen bei

den Schuldner/innen), der in der Praxis dazu führen kann, dass

entsprechende Nachfragen unterbleiben. Dies wiederum hätte zur

Folge, dass die Verfahrenskosten endgültig aus den Justizhaus-

halten der Länder finanziert werden müssen.

Das Stundungsmodell dreht diese negative „Mechanik“ um:

Die staatlichen Kostenansprüche werden nur vorläufig (zum Zwe-

cke der Verfahrenseröffnung) nicht geltend gemacht. Sie sind

jedoch nach Verfahrenseröffnung als Masseverbindlichkeiten

vorrangig vor den Ansprüchen der Insolvenzgläubiger/innen zu

erfüllen, wenn die insolvente Person pfändungsfreies Einkommen

oder Vermögen erwirbt. Die entsprechenden Beträge sind – an-

ders als beim „Prozesskostenhilfe – Modell“ - automatisch und

ohne erneute Entscheidung des Gerichts vom Insolvenzverwalter

bzw. Treuhänder an die Landeskasse abzuführen. Die Realisie-

rung der Kostenansprüche ist auch nach Erteilung der Rest-
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schuldbefreiung problemlos möglich, da die Ansprüche als Mas-

severbindlichkeiten von der Restschuldbefreiung nicht betrof-

fen sind. Die Länderhaushalte werden daher bei Verwirklichung

des Stundungsmodells erheblich weniger belastet als bei Gewäh-

rung von Prozesskostenhilfe.

Nicht zu unterschätzen dürfte zudem die unterschiedliche Wir-

kung sein, die von den Begriffen „Verfahrenskostenhilfe“ ei-

nerseits und „Verfahrenskostenstundung“ andererseits auf das

Antragsverhalten von insolventen Personen ausgeht. Auch einem

juristischen Laien ist bewusst, dass von ihm im Falle der

Stundung – wenn auch erst zu einem späteren Zeitpunkt – ein

finanzieller Beitrag zum Insolvenzverfahren und zur Rest-

schuldbefreiung zu leisten ist. Demgegenüber könnte im Falle

der „Verfahrenskostenhilfe“ leicht der (falsche) Eindruck ent-

stehen, das Ziel der Restschuldbefreiung sei ohne eigenen Kos-

tenbeitrag und ohne eigene Anstrengungen zu erreichen. Es ist

daher bei Umsetzung des Stundungsmodells damit zu rechnen,

dass leichtfertige Schuldneranträge auf Durchführung des In-

solvenzverfahrens und Restschuldbefreiung, die nicht von der

ernsthaften Absicht zu eigener Mitwirkung und eigenen Verfah-

rens- und Kostenbeiträgen getragen werden, von vorneherein

nicht gestellt werden. Dies entlastet sowohl die Gerichte als

auch die Landeskasse, deren Arbeit bzw. Mittel auf die ernst-

haft sich um Schuldenbereinigung und –befreiung bemühenden

Schuldner/innen konzentriert werden können.
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5. Probleme des vereinfachten Insolvenzverfahrens und des

Restschuldbefreiungsverfahrens

a) Kündigung von Wohnraummietverhältnissen durch den Treuhän-

der bzw. den Insolvenzverwalter

aa) Ausgangslage

Aus Eingaben, aber auch aus Schilderungen der Praxis wird

deutlich, dass einige Treuhänder versuchen, die von der insol-

venten Person für ihre Wohnung geleistete Kaution zur Masse zu

ziehen. Hierbei handelt es sich nicht um Einzelfälle. Die Ver-

walter stützen sich auf § 109 Abs. 1 InsO, der ihnen das Recht

einräumt, ohne Rücksicht auf die vereinbarte Vertragsdauer ei-

nen von der insolventen Person eingegangenen Mietvertrag zu

kündigen. Vor Ausspruch der Kündigung fordern sie die Schuld-

ner/innen regelmäßig auf, einen Betrag in Höhe der Kaution zu

überweisen. Kommen die Schuldner/innen dieser Aufforderung

nicht nach, so machen die Verwalter von ihrem Kündigungsrecht

Gebrauch.

bb) Rechtslage nach der Konkursordnung

Eine Kündigung des Mietverhältnisses über eine von der Schuld-

nerin bzw. vom Schuldner bewohnte Wohnung durch den Konkurs-

verwalter war auch dem früheren Recht nicht fremd. Die ganz

herrschende Meinung ging dabei davon aus, dass die Kündigungs-

schutzvorschrift des § 564b BGB (Vermieterkündigung nur bei

berechtigtem Interesse) nicht einschlägig sei, da sie ledig-

lich im Verhältnis Vermieter/Mieter Geltung beanspruche und

nicht die Handlungsmöglichkeit des Verwalters einenge (in die-

sem Sinne etwa Jaeger/Henckel, Konkursordnung, § 19 Rz. 50;

Kuhn/Uhlenbruck, Konkursordnung, § 19 Rz. 9a). In diesem Zu-

sammenhang wurde insbesondere die Frage thematisiert, ob eine
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„Freigabe“, d.h. eine Entscheidung des Konkursverwalters, den

Mietgebrauch dem Gemeinschuldner persönlich zu überlassen, die

Masse von Mietzinsforderungen entlaste. Dies wurde jedoch ü-

berwiegend mit dem Hinweis abgelehnt, der Verwalter könne

durch eine Freigabe nicht einseitig die Masse von Masseschul-

den und Konkursforderungen freistellen (vgl. Jaeger/Henckel,

a.a.O., § 19 Rz. 61). Als Lösung wurde vorgeschlagen, der

Konkursverwalter könne dem Gemeinschuldner den von ihm genutz-

ten Wohnraum überlassen, wobei die Zustimmung des Vermieters

zu dieser „Freigabe“ in der widerspruchslosen Annahme der

Mietzinszahlung zu sehen sei (Mohrbutter, KTS 1955, 10, 12).

cc) Rechtslage unter der Insolvenzordnung

(1) Ausgangslage

Unter der Insolvenzordnung dürfte das Problem des Kündigungs-

rechts seitens des Treuhänders im Verbraucherinsolvenzverfah-

ren bzw. des Insolvenzverwalters im Regelinsolvenzverfahren

noch an Schärfe gewonnen haben, da

- verstärkt auch natürliche Personen ein Insolvenzverfahren

beantragen,

- der Neuerwerb dieser Personen, also insbesondere ihr

Arbeitseinkommen, in die Masse fällt und

- diese Personen häufig vermögenslos sind, so dass die Miet-

kaution ein für den Verwalter lohnenswertes Zugriffsobjekt

darstellt.

(2) Sinn des Kündigungsrechts

Der tragende Gedanke des verwalterlichen Kündigungsrechts nach

der Insolvenzordnung stimmt mit dem der Konkursordnung über-
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ein. In der Begründung des Regierungsentwurfes zur Insolvenz-

ordnung findet sich zu dem § 109 InsO entsprechenden § 123 des

Entwurfs der Verweis auf entsprechende Vorgängerregelungen im

Konkurs-, Vergleichs- und Gesamtvollstreckungsrecht (BT-Drs.

12/2443, S. 147). Mit dieser Anknüpfung an die Vorgängerrege-

lungen gibt der Gesetzgeber zu erkennen, dass § 109 Abs. 1

InsO die gleichen Zwecke verfolgt wie § 19 KO. Insbesondere

soll das Kündigungsrecht dem Verwalter eine optimale Verwer-

tung der Masse ermöglichen. Er soll entscheiden können, ob er

die Mietsache für die Verwaltung der Masse wirtschaftlich

sinnvoll nutzen kann oder ob sie lediglich zu einer Massebe-

lastung führt (vgl. hierzu Jaeger/ Henckel, a.a.O., § 19 Rz 3

ff.).

(3) Kündigungsschutz der Schuldnerin bzw. des Schuldners als

Mieter/in

Die Mehrzahl der Kommentare zur Insolvenzordnung lehnt paral-

lel zur Rechtslage unter der Konkursordnung die Anwendbarkeit

des § 564b BGB gegenüber einem Kündigungsverlangen des Verwal-

ters ab (vgl. Kübler/Prütting/Tintelnot, Insolvenzordnung,

§ 109 Rz. 13; Nerlich/ Römermann/ Balthasar, Insolvenzordnung,

§ 109 Rz. 3).

Die soziale Dimension des Problems (mögliche Obdachlosigkeit

des Schuldners) ist bisher nur zum Teil (HK-InsO/Marotzke,

§ 109 Rz. 3; Grote, NZI 2000, 66) problematisiert worden.

Als Argument für ein Kündigungsrecht des Insolvenzverwalters

auch für privaten Wohnraum der Schuldnerin bzw. des Schuldners

lässt sich in diesem Zusammenhang anführen, dass anderenfalls

die Masse mit Mietzinsforderungen belastet würde, die u.U. aus

einem nicht gerechtfertigten Wohnkomfort (Luxuswohnung) der

insolventen Person resultieren.
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Versucht man in dem geschilderten Spannungsverhältnis zwischen

einerseits der Entlastung der Masse und andererseits der Ver-

hinderung der Obdachlosigkeit der Schuldnerin bzw. des Schuld-

ners einen Ausgleich zu finden, so könnten sich folgende Lö-

sungen anbieten:

(a)

Das Kündigungsrecht des Treuhänders/Verwalters könnte auf

Wohnraum beschränkt werden, der deutlich über eine angemessene

Versorgung der insolventen Person und ihrer Angehörigen hi-

nausgeht. Gegen eine solche Lösung spricht jedoch, dass sie

die – schwierige - Entscheidung des Verwalters voraussetzt, ob

die von der Schuldnerin bzw. vom Schuldner gemietete Wohnung

als eine angemessene Versorgung mit Wohnraum anzusehen ist.

Zudem müssten Situationen berücksichtigt werden, in denen nahe

Angehörige durch Unterstützungsleistungen der Schuldnerin bzw.

dem Schuldner das Beibehalten der bisherigen Wohnung ermögli-

chen wollen. Nachteilig wäre bei einer solchen Lösung auch,

dass das Verfahren und alle Beteiligten (insbesondere jedoch

Mieter und Vermieter) mit der Unsicherheit belastet würden, ob

dem Verwalter ein Kündigungsrecht zusteht und ob er davon

Gebrauch macht.

(b)

Der Verwalter könnte das gesetzlich fixierte Recht erhalten,

die Freigabe der Wohnung zu erklären mit der Folge, dass neu

entstehende Mietzinsforderungen nicht mehr die Masse belasten.

Kann die insolvente Person in diesem Fall den Mietzins nicht

mehr aus ihrem pfändungsfreien Vermögen aufbringen, so steht

dem Vermieter u.U. ein Recht zur außerordentlichen Kündigung

zu.

Gegen eine solche Freigabelösung spricht, dass der Vermieter

mit der Unsicherheit belastet wird, ob der Treuhänder/Ver-

walter von seinem Recht zur Freigabe Gebrauch macht oder

nicht.
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(c)

Durch eine Änderung von § 109 InsO könnte klargestellt werden,

dass Mietverträge über vom Schuldner bewohnten Wohnraum nicht

als insolvenzbefangen gelten und nicht dem Insolvenzbeschlag

unterliegen (für eine teleologische Reduktion des Massebe-

griffs bereits im Rahmen des geltenden Rechts: Marotzke,

a.a.O.; Grote, a.a.O.). Die Verwaltungs- und Verfügungsbefug-

nis des Verwalters würde sich somit nicht auf diese Mietver-

träge erstrecken, ihm stände kein Kündigungsrecht zu. Zur Be-

gründung ließe sich anführen, die §§ 108, 109 InsO und auch

§ 55 Abs. 1 Nr. 2 InsO fänden auf Verträge keine Anwendung,

bei dem die vom Vertragspartner geschuldete Leistung wegen ih-

res streng auf die Person der insolventen Person bezogenen In-

halts nicht zur Insolvenzmasse erfolgen kann und eine Wirkung

für die Insolvenzmasse somit nicht möglich ist (vgl. HK-InsO/

Marotzke, § 108 Rz. 2, 19; § 109 Rz. 3). Eine solche Lösung

hätte jedoch den Nachteil, dass sie eine vollständige Abkehr

von der bisherigen Dogmatik bedeuten würde, die davon ausgeht,

dass laufende Miet- und Pachtverhältnisse ausnahmslos und ein-

heitlich vom Insolvenzverfahren erfasst werden(vgl. Jae-

ger/Henckel, a.a.O., § 19 KO Rz. 7). Nach dieser Dogmatik

stellt auch die Mietzinsschuld für die von der Schuldnerin

bzw. vom Schuldner bewohnte Privatwohnung eine Masseverbind-

lichkeit dar. Dementsprechend erfordert sie die Möglichkeit

einer vorzeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses. Auch

ist zu bedenken, dass gerade bei Verbraucher/innen eine Auf-

teilung der Verträge nach solchen, die streng auf die insol-

vente Person zugeschnitten sind, und solchen, die die Insol-

venzmasse betreffen, nicht durchführbar ist, da es – anders

als bei Unternehmer/innen betreffenden Insolvenzverfahren - an

einer geschäftlichen Sphäre fehlt, der die letztgenannten Ver-

träge zugeordnet werden könnten. Vielmehr sind letztlich alle

Verträge auf die insolvente Person bezogen.
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(d)

Nach Abwägung der dargestellten Lösungsalternativen empfiehlt

die Bund-Länder-Arbeitsgruppe eine Lösung der Problematik über

die Freigabe des Wohnraummietverhältnisses. Dieser Lösungsweg

ist zumindest vom Ansatz her bereits im geltenden Recht ange-

legt. Die Freigabe ist ein übliches Verfahren des Verwalters,

um die Masse von der Entstehung künftiger Masseverbindlichkei-

ten freizustellen. Demgegenüber dürfte die Differenzierung der

Dauerschuldverhältnisse nach solchen, die der privaten Sphäre

zuzurechnen sind, und anderen, die die Masse betreffen, gerade

bei Verbraucher/innen kaum durchzuführen sein.

Da im Rahmen der Freigabe - Lösung der Mietvertrag nicht

beendet, sondern von der insolventen Person fortgesetzt wird,

erledigt sich das Problem der Mietkaution. Solange der Miet-

vertrag läuft, hat der Mieter lediglich einen durch das Ver-

tragsende aufschiebend bedingten Anspruch auf Rückzahlung der

Kaution (vgl. BGH Z 84, 345, 349; Staudinger/Emmerich, BGB, §

550b Rz. 36). Dieser Anspruch fällt zwar, weil er bereits vor

Verfahrenseröffnung wirksam entstanden ist, in die Masse. Er

kann jedoch vom Verwalter erst nach Bedingungseintritt, d.h.

nach Beendigung des Mietvertrages, geltend gemacht werden.

Zur Umsetzung der Freigabe – Lösung könnte § 109 Abs. 1 wie

folgt geändert werden:

Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„Ist Gegenstand des Mietverhältnisses die Wohnung des

Schuldners, so tritt anstelle der Kündigung das Recht des

Insolvenzverwalters zu erklären, dass Ansprüche, die nach

Ablauf der in Satz 1 genannten Frist fällig werden, nicht

im Insolvenzverfahren geltend gemacht werden können.“
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Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Kündigt der Verwalter nach Satz 1 oder gibt er die Erklä-

rung nach Satz 2 ab, so kann der andere Teil wegen der vor-

zeitigen Beendigung des Vertragsverhältnisses oder wegen

der Folgen der Erklärung als Insolvenzgläubiger Schadener-

satz verlangen.“

b) Schlussverteilung bei laufendem Schuldnereinkommen

Die gerichtliche Praxis berichtet von Problemen, die im Zusam-

menhang mit der Schlussverteilung entstehen, wenn die Schuld-

nerin bzw. der Schuldner ein laufendes, pfändbares Einkommen

hat. Die Schlussverteilung setzt gemäß der auch im vereinfach-

ten Insolvenzverfahren geltenden Vorschrift des § 196 Abs. 1

InsO voraus, dass die Verwertung der Insolvenzmasse beendet

ist. Gemäß § 35 InsO erfasst das Insolvenzverfahren aber auch

das Vermögen, das die insolvente Person während des Verfahrens

erlangt. Bei streng am Wortlaut des § 196 Abs. 1 InsO orien-

tierter Betrachtungsweise könnte daher im Falle von Schuld-

ner/innen mit laufendem Einkommen die Verwertung niemals been-

det werden, da ständig neues verwertbares Vermögen

hinzuerworben wird. Eine Schlussverteilung wäre dann nicht

möglich.

Zur Vermeidung dieses Ergebnisses hält die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe eine gesetzliche Klarstellung dahingehend für

erforderlich, dass die Schlussverteilung erfolgen kann, sobald

das Vermögen der Schuldnerin bzw. des Schuldners mit Ausnahme

eines etwaigen laufenden Einkommens verwertet worden ist.
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c) Darlegungszeitpunkt betreffend Ausnahmen von der Rest-

schuldbefreiung

In § 302 InsO werden zwei Kategorien von Forderungen aufge-

führt, die von der Erteilung der Restschuldbefreiung nicht be-

rührt werden (Verbindlichkeiten aus vorsätzlich begangenen un-

erlaubten Handlungen und Geldstrafen). Die Arbeitsgruppe hat

diskutiert, ob die Einführung einer Regelung notwendig er-

scheint, mittels derer die Gläubiger/innen zur möglichst früh-

zeitigen Darlegung einer Ausnahme von der Restschuldbefreiung

verpflichtet werden. In Betracht kommt insbesondere eine Er-

gänzung des § 174 Abs. 2 InsO (Gläubigerangaben bei Anmeldung

der Forderungen) um die Pflicht zur Angabe, ob die angemeldete

Forderung eine solche aus unerlaubter Handlung ist.

Gegen die Einführung von Gläubigerangaben im vorgenannten Sin-

ne spricht, dass das Insolvenzverfahren durch die zu erwarten-

den Zwischenstreitigkeiten um den Charakter der betroffenen

Forderungen zu einem frühen Zeitpunkt erheblich verzögert wer-

den könnte. Zudem liegt noch kein statistisches Material über

Ausnahmen von der Restschuldbefreiung und entsprechende Strei-

tigkeiten vor. Die Arbeitsgruppe empfiehlt daher derzeit eine

Regelung im vorgenannten Sinne nicht.
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II. Regelinsolvenzverfahren

1. Probleme des Insolvenzgeldes

a) Problemstellung

Nach Äußerungen in der Literatur und nach der zum Teil sehr

heftigen Kritik von Praktikern bildet eines der zentralen

Probleme im Unternehmensinsolvenzbereich die Frage, wie auf

die Bundesanstalt für Arbeit übergegangene Entgeltansprüche

der Arbeitnehmer/innen zu bewerten sind, die von einem vorläu-

figen Insolvenzverwalter mit Verwaltungs- und Verfügungsbefug-

nis weiterbeschäftigt werden (vgl. hierzu Kübler/Prütting/

Pape, § 22 Rz. 18 ff. mit ausführlicher Darstellung der Thema-

tik; FK-InsO/Wegener, § 108 Rz. 25; Oberhofer, DZWiR 1999,

317, 318; Berscheid, NZI 2000, 1, 7; LAG Hamm, ZinsO 2000,

113; ArbG Aachen, ZIP 1999, 1982).

Im Interesse der Sanierung erhaltenswerter Unternehmen und im

Interesse der betroffenen Arbeitnehmer wird von Rechtsprechung

und Literatur eine Lösung der Problematik dringend angemahnt.

aa) Rechtslage und Praxis der Vorfinanzierung von Konkursaus-

fallgeld nach der Konkursordnung

(1) Rechtslage

Nach den Bestimmungen der §§ 141 a ff. AFG (ab 1.1.1999:

§§ 183 ff. SGB III) hatten Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähig-

keit ihres Arbeitgebers Anspruch auf Ausgleich des noch unbe-

zahlten Arbeitsentgelts für die letzten 3 Monate des Arbeits-

verhältnisses vor Konkurseröffnung.

Die Leistungen der Konkursausfallgeld - Versicherung wurden

erst mit Eintritt des Insolvenzereignisses (Eröffnung des Kon-
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kursverfahrens, Abweisung mangels Masse, vollständige Beendi-

gung der Betriebstätigkeit) fällig. Bis zu diesem Zeitpunkt

waren die Arbeitnehmer/innen meistens ohne Bezahlung, da auch

eine Vorschussleistung auf das Konkursausfallgeld nach herr-

schender Meinung erst nach Eintritt des Insolvenzereignisses

zulässig war. Somit konnten gerade in einer Zeit, in der re-

gelmäßig ein Sequester überprüfte, ob das Unternehmen fortge-

führt werden kann oder ob zumindest hinreichend Masse für die

Durchführung eines Konkursverfahrens zur Verfügung steht, die

Löhne nicht gezahlt werden, so dass den Arbeitnehmer/innen ein

Leistungsverweigerungsrecht zustand.

Um zu erreichen, dass in dieser kritischen Periode der Ge-

schäftsbetrieb weiter aufrechterhalten werden konnte, traten

die Arbeitnehmer/innen ihre monatlich noch offenen Lohn- und

Gehaltsansprüche an eine Bank ab, die ihnen in Höhe des rück-

ständigen Nettolohns ein Darlehen auszahlte. Möglich war auch

der Ankauf der Lohn- und Gehaltsansprüche seitens des Kredit-

instituts, wobei Zug um Zug gegen Zahlung des Kaufpreises in

Höhe der Nettolöhne die Arbeitnehmerforderung an die Bank ze-

diert wurden. Infolge der Übertragung des Anspruchs auf Ar-

beitsentgelt stand dem Zessionar gemäß §§ 398, 400, 401 BGB

später auch der Anspruch auf das Konkursausfallgeld zu.

Nach § 141 m AFG gingen die Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die

den Anspruch auf Konkursausfallgeld begründeten, mit Stellung

des Antrages auf die Bundesanstalt für Arbeit über. Mit dem Ü-

bergang auf die Bundesanstalt für Arbeit verloren sie den Cha-

rakter von Masseschulden, den die Entgeltansprüche der Arbeit-

nehmer an sich gemäß § 59 Abs. 1 Nr. 3 a KO hatten. Sie wurden

zu Vorrechtsforderungen der Rangklasse 1 herabgestuft (§ 59

Abs. 2 KO).
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(2) Bewertung der Vorfinanzierung

Nach Einschätzung der Praxis machte erst die Einführung der

Konkursausfallversicherung die Betriebsfortführung im Konkurs

in nennenswertem Umfang möglich. Sie gab dem Sequester und

späteren Konkursverwalter die Mittel an die Hand, den Betrieb

frei von Personalkosten im Eröffnungsverfahren fortzuführen

und die dabei erzielte Wertschöpfung zur späteren Konkursmasse

zu ziehen. Dies hatte für die Konkursabwicklung folgende Vor-

teile:

- Die Chancen für eine Fortführung des Unternehmens konnten in

Ruhe sondiert werden.

- Auch im Falle einer konkursbedingten Liquidation bestanden

erhebliche Vorteile, da eine Veräußerung des unternehmeri-

schen Betriebs als funktionale Einheit für die Masse in der

Regel mehr Erlös erbringt als seine Zerschlagung und die Ver-

äußerung der einzelnen Vermögensbestandteile.

- Vorhandene Warenlager und Halbfertigerzeugnisse konnten wei-

ter bearbeitet werden. Bei einer Veräußerung ohne Betriebs-

fortführung hätten sie regelmäßig nur einen Bruchteil von dem

erzielt, was bei einer Fertigstellung für die Masse erwirt-

schaftet werden konnte.

Die Vorfinanzierung von Konkursausfallgeld stieß aber auch auf

Kritik:

- Es wurde ordnungspolitisch als bedenklich angesehen, wenn

über das Umlageverfahren die Unternehmen gezwungen wurden,

einen notleidenden Mitwettbewerber in der Krise zu subventio-

nieren.
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- Es wurde die Gefahr gesehen, dass eine bestehende Konkursrei-

fe verschleiert und die Konkurseröffnung verzögert wird, um

die Gläubigerposition des vorfinanzierenden Dritten oder an-

derer Gläubiger/innen zu begünstigen.

- Es wurde betont, dass das Konkursausfallgeld als sozialrecht-

liche Lohnersatzleistung für die Arbeitnehmer/innen nicht als

Finanzierungsmittel für in wirtschaftliche Schwierigkeiten

geratene Arbeitgeber/innen zweckentfremdet werden dürfe.

Zumeist wurde aber anerkannt, dass die positiven Effekte einer

Vorfinanzierung des Konkursausfallgeldes überwogen. So wurde

ausgeführt, dass das Konkursausfallgeld neben einer Sicherung

der Arbeitnehmerforderungen auch bezwecke, die Möglichkeiten

der Betriebsfortführung in der Sequestration zu fördern.

bb) Rechtslage ab dem 1. Januar 1999

(1) Einzelheiten der Änderung

Mit dem Inkrafttreten der Insolvenzordnung verloren die rück-

ständigen Ansprüche der Arbeitnehmer/innen für die letzten

sechs Monate vor Verfahrenseröffnung ihren Charakter als aty-

pische Masseverbindlichkeiten (§ 59 Abs. 1 Nr. 3 a KO) und au-

ßerdem ihren bevorrechtigten Rang nach § 61 Nr. 1 a KO. Sie

werden nun als gewöhnliche Insolvenzforderungen eingestuft.

Eine Absicherung der Arbeitnehmer/innen in Bezug auf ihren

rückständigen Lohn erfolgt nur noch über das Insolvenzgeld.

Eine ausdrückliche Rückstufung der auf die Bundesanstalt für

Arbeit übergegangenen Entgeltansprüche der Arbeitnehmer/innen

wie in § 59 Abs. 2 KO schien deshalb in der Insolvenzordnung

entbehrlich. Dabei wurde jedoch nicht deutlich genug die mög-

liche Konsequenz gesehen, dass nach § 55 Abs. 2 Satz 2 InsO

Verbindlichkeiten aus Dauerschuldverhältnissen zu Massever-
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bindlichkeiten werden, wenn der vorläufige Insolvenzverwalter

mit Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis die Gegenleistung in

Anspruch nimmt. In diesem Fall sind – nach ganz überwiegender

Auffassung - die Lohnansprüche der Arbeitnehmer/innen Masse-

verbindlichkeiten, sofern der vorläufige Insolvenzverwalter

die betreffenden Arbeitnehmer/innen nicht freigestellt hat

(vgl. im Einzelnen sowie zu den in diesem Rahmen vertretenen

Auffassungen Kübler/Prütting/Pape, a.a.O.). Diese Qualifikati-

on behalten sie auch bei einem Übergang auf die Bundesanstalt

für Arbeit gemäß § 187 SGB III.

Der ebenfalls am 1. Januar 1999 in Kraft getretene § 188

Abs. 4 SGB III sieht vor, dass bei Verfügungen über das Ar-

beitsentgelt der neue Gläubiger nur dann einen Anspruch auf

Insolvenzgeld erhält, wenn das Arbeitsamt der Übertragung zu-

gestimmt hat. Das Arbeitsamt darf jedoch nur zustimmen, wenn

durch die Vorfinanzierung "ein erheblicher Teil der Arbeits-

plätze erhalten bleibt". Diese Regelung führt somit zu einer

erheblichen Einschränkung der Vorfinanzierbarkeit von Insol-

venzgeld.

(2) Konsequenzen der Änderung

Nach der Praxis unter der Konkursordnung ergab sich für die

Masse ein ganz erheblicher Vorteil: Die über die Vorfinanzie-

rung erbrachte Wertschöpfung floss in die Masse, ohne dass sie

mit den dafür einhergehenden Entgeltansprüchen belastet wurde.

Durch die nunmehr erfolgte Einschränkung der Vorfinanzierungs-

möglichkeiten wird zwar das ordnungspolitische Argument ent-

kräftet, die Masseanreicherung finde auf Kosten der Mitwettbe-

werber statt. Die Fortführung des insolventen Unternehmens

wird jedoch in einer besonders kritischen Phase deutlich er-

schwert. Der vorläufige Insolvenzverwalter mit Verwaltungs-
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und Verfügungsbefugnis (sog. „starker“ Verwalter) steht vor

dem Problem, dass er einerseits nach der Insolvenzordnung das

Unternehmen fortzuführen hat, andererseits jedoch für die An-

sprüche nicht freigestellter Arbeitnehmer/innen haftet (§ 21

Abs. 2 Nr. 1 InsO i. V. m. § 61 InsO).

Nur wenn die Masseinsuffizienz im Zeitpunkt der Vorfinanzie-

rung für den Verwalter nicht erkennbar war, scheidet eine Haf-

tung gemäß § 61 InsO aus, in diesem Fall hat der Verwalter le-

diglich gemäß § 208 InsO die Masseunzulänglichkeit anzuzeigen.

Die Altmasseverbindlichkeiten der Bundesanstalt für Arbeit

werden dann gemäß § 209 InsO nur nachrangig bedient.

Um diese Haftungskonsequenzen zu vermeiden, werden von den Ge-

richten überwiegend vorläufige Verwalter ohne Verwaltungs- und

Verfügungsbefugnis (sog. „schwache“ Verwalter) eingesetzt.

In der Literatur und zum Teil auch in der Rechtsprechung der

Arbeitsgerichte werden die dargestellten, das Insolvenzgeld

betreffenden Änderungen heftig kritisiert (Nachweise s.o.).

Bemängelt wird vor allem, dass die auf die Bundesanstalt für

Arbeit übergegangenen Entgeltansprüche, wenn sie als Massever-

bindlichkeiten qualifiziert würden, einen Großteil der Masse

aufzehren würden, so dass entgegen der Intention des Gesetzge-

bers die Verfahren unverzüglich wegen Masseunzulänglichkeit

eingestellt werden müssten. Es stelle ein nicht hinnehmbares

Ergebnis dar, wenn die übergegangenen Ansprüche der Bundesan-

stalt für Arbeit denjenigen Lohnansprüchen von Arbeitneh-

mer/innen vorgingen, die nicht durch das Insolvenzgeld abge-

deckt seien. Teilweise wird vertreten, es bestünde kein

Bedürfnis, die rückständigen Lohnansprüche der Arbeitneh-

mer/innen als Masseverbindlichkeiten nach § 55 Abs. 2 Satz 2

InsO zu qualifizieren, da die Arbeitnehmer/innen ausreichend

durch das Insolvenzgeld abgesichert seien.
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b) Lösungsversuche

Die negativen Auswirkungen des § 55 Abs. 2 InsO auf die Be-

triebsfortführung durch den vorläufigen Insolvenzverwalter

bildet eines der am intensivsten diskutierten Probleme im Be-

reich des Unternehmensinsolvenzverfahrens. Die Äußerungen

hierzu in der Literatur sind nahezu unübersehbar (vgl. nur

Bork, ZIP 1999, 781 ff; Braun/Wierzioch, DB 1998, 2217; Kind,

InVO 1998, 57 ff.; Oberhofer, DZWIR 1999, 317 ff.; Zwanziger,

ZIP 1998, 2135.; Hess, InVo 2000,99; einen Überblick über die

Literatur gibt Berscheid, NZI 2000, 1 ff.).

Es werden im wesentlichen folgende Lösungen vorgeschlagen:

aa)

Bereits vor Inkrafttreten der Insolvenzordung wurde versucht,

auf die Bundesanstalt für Arbeit und ihre Dienstanweisungen

dahingehend einzuwirken, dass die übergegangenen Entgeltan-

sprüche ihren Charakter als Masseverbindlichkeiten verlieren

und wie nicht nachrangige Insolvenzforderungen behandelt wer-

den. Demgegenüber hat sich die Bundesanstalt für Arbeit nur zu

einem „eingeschränkten“ Rangrücktritt bereit erklärt, d.h. sie

will weiter Massegläubigerin sein und nur von Fall zu Fall auf

die Durchsetzung ihrer Ansprüche (zeitweilig) verzichten. Zur

Begründung wurde angeführt, ein uneingeschränkter Rangrück-

tritt führe zu einer Ungleichbehandlung der Bundesanstalt für

Arbeit gegenüber sonstigen Massegläubiger/innen. Als Treuhän-

derin der Unternehmen, die im Wege der Umlage die Mittel für

das Insolvenzgeld aufbringen, sei die Bundesanstalt für Arbeit

gehalten, die auf sie übergegangenen Ansprüche zur Refinanzie-

rung zu realisieren.

In den Durchführungsanweisungen zum Forderungseinzug (DA-FE)

finden sich hierzu die folgenden Passagen:
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„4.3.1. (1) In Fällen, in denen die Bundesanstalt eine Mas-

severbindlichkeit nach § 55 Abs. 2 Satz 2 InsO oder § 55

Abs. 1 Nr. 2 InsO beim Insolvenzverwalter geltend gemacht

hat, kann vorübergehend auf eine Vorwegbefriedigung gemäß

§ 53 InsO verzichtet werden, um die Anzeige der Massenun-

zulänglichkeit nach § 208 InsO zu verhindern, wenn dies

für die Bundesanstalt wirtschaftlich und zweckmäßig ist

(z.B. Verbesserung der Einziehungsmöglichkeiten, Erhalt

eines erheblichen Teils der Arbeitsplätze i.S.d. DA 4.2

Abs. 8/ 188 SGB III).“

„4.3.4 Ein Rangrücktritt, mit dem die Bundesanstalt in ih-

rer Eigenschaft als Insolvenzgläubigerin (§ 38 InsO) im

Rang zurücktreten soll, um die Forderung als nachrangige

Insolvenzforderung (§ 39 InsO) zu befriedigen, ist nicht

zulässig.“.

Die Bestimmung in den Durchführungsanweisungen, auf die Gel-

tendmachung der übergegangenen Lohnansprüche zunächst zu ver-

zichten, ist nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe ein

Schritt in die richtige Richtung. Die Fortsetzung des Ge-

schäftsbetriebes wird auf diese Weise zumindest für eine ge-

wisse Zeit ermöglicht. Allerdings führt die mangelnde Bereit-

schaft der Bundesanstalt für Arbeit zum Rangrücktritt und die

daraus resultierende, weiterhin bestehende Einstufung der

übergegangenen Ansprüche als Masseverbindlichkeiten nach wie

vor zu folgenden Problemen:

- Masseverbindlichkeiten sind gemäß § 53 InsO vorweg zu befrie-

digen. Sie werden nicht von einem Insolvenzplanverfahren er-

fasst.

- Das in der Insolvenz fortgeführte Unternehmen wird nicht wie

im früheren Recht über das Konkursausfallgeld von den Lohnan-
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sprüchen entlastet. Eine entsprechende Masseanreicherung wird

nicht erreicht.

- Selbst wenn die übergegangenen Ansprüche von der Bundesan-

stalt für Arbeit für eine gewisse Zeit nicht geltend gemacht

würden, müsste der Verwalter, wenn diese Verbindlichkeiten

nicht durch die Masse gedeckt sind, die Masseunzulänglichkeit

nach § 208 Abs. 1 Satz 2 anzeigen. Auch hierdurch würden Sa-

nierungen erschwert.

Zusammenfassend bleibt somit festzuhalten, dass allein mittels

der Durchführungsanweisungen in ihrer derzeitigen Fassung eine

befriedigende Lösung nicht gefunden werden kann.

bb)

In der Literatur wird teilweise vorgeschlagen, § 108 Abs. 2

InsO als lex specialis zu § 55 Abs. 2 Satz 2 InsO anzusehen

(Berscheid, a.a.O.). Nach § 108 Abs. 2 InsO kann der Vertrags-

partner des Schuldners Ansprüche (aus einem Dienstverhältnis:

vgl. § 108 Abs. 1 InsO) für die Zeit vor der Eröffnung des In-

solvenzverfahrens nur als Insolvenzgläubiger geltend machen.

cc)

Eine andere Auffassung will im Wege teleologischer Reduktion

die Vorschrift des § 55 Abs. 2 InsO dahingehend auslegen, dass

von ihrem Geltungsbereich diejenigen Geldforderungen der Ar-

beitnehmer/innen ausgenommen sind, die auf die Bundesanstalt

für Arbeit übergegangen sind (LAG Hamm, InVo 2000, 95; ArbG

Aachen, NZI 1999, 510 ff. unter Hinweis auf Zwanziger, ZIP

1998, 2135, 2137; Hess, InVo 2000, 99).

dd)

Von der herrschenden Meinung werden die unter bb) und cc) dar-

gestellten Auffassungen abgelehnt (vgl. zu den Argumenten im
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einzelnen Bork, ZIP 1999, 781, 782 ff.). Eine Spezialität des

§ 108 InsO zu § 55 Abs. 2 Satz 2 InsO lasse sich vom Wortlaut

her nicht begründen. Aus den Materialen ergebe sich, dass §

108 Abs. 2 InsO lediglich eine Wiederholung des in § 38 InsO

niedergelegten allgemeinen Rechtsgedankens und keine Spezial-

vorschrift zu § 55 Abs. Satz 2 InsO sei. Es solle lediglich

die allgemeine Regel wiederholt und nicht die spezielle (§ 55

Abs. 2 InsO) aufgehoben werden. Ebenso lasse sich aus der Ge-

setzessystematik kein überzeugendes Argument dafür herleiten,

§ 108 Abs. 2 InsO sei gegenüber § 55 Abs. 2 InsO eine verdrän-

gende Spezialvorschrift. Die unterschiedliche Einordnung der

Normen beruhe lediglich darauf, dass die Insolvenzordnung die

zeitliche Abfolge des Verfahrens zugrundelege und § 55 Abs. 2

InsO sinngemäß bei den Vorschriften über das Eröffnungsverfah-

ren eingeordnet worden sei. Aus der Gesetzessystematik lasse

sich somit eher ein Argument dafür herleiten, in § 55 Abs. 2

InsO gegenüber § 108 Abs. 2 InsO die speziellere Vorschrift zu

sehen (Bork, aaO., S. 783). Wolle man die Vorrangstellung der

Bundesanstalt für Arbeit im Interesse einer geordneten Abwick-

lung des Insolvenzverfahrens beseitigen, so könne dies nur

durch den Gesetzgeber erfolgen.

Die Arbeitsgruppe sieht davon ab, in dem vorstehend darge-

stellten Meinungsstreit Stellung zunehmen. Es ist aber festzu-

halten, dass noch mit einer jahrelangen, Sanierungen deutlich

erschwerenden Rechtsunsicherheit zu rechnen ist, wenn eine ge-

setzliche Regelung der Problematik nicht erfolgt.

Der Vollständigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass auch

die Vorschussleistung nach § 186 SGB III und die vorläufige

Entscheidung nach § 328 SGB III die Vorfinanzierung von Insol-

venzgeld nicht zu ersetzen vermögen (vgl. hierzu insbesondere

Eckardt, DZWIR 1999, 400 ff.). Zwar kann nach der Neuregelung

des Vorschusses durch § 186 SGB III ein solcher auch vor Ein-

tritt des Insolvenzereignisses gewährt werden, sofern die Ver-
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fahrenseröffnung beantragt wurde. Jedoch beschränkt das Gesetz

diese Möglichkeit ausdrücklich auf gekündigte Arbeitnehmer.

Somit sind gerade diejenigen Arbeitnehmer ausgeschlossen, die

für die Fortführung des Betriebes von Bedeutung sind. Ebenso

wenig vermag § 328 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB III weiterzuhelfen,

da diese Vorschrift nicht der Vorfinanzierung künftiger An-

sprüche dient (vgl. SG Aachen, NZI 1999, 383). Die anderslau-

tende Durchführungsanweisung der Bundesanstalt für Arbeit vom

22.12.1998 zu § 186 SGB III, in der noch ein ausdrücklicher

Hinweis auf § 328 SGB III enthalten war, wurde inzwischen auf-

gehoben.

Bei fortbestehenden Arbeitsverhältnissen ist die Vorfinanzie-

rung von Insolvenzgeld somit nur gem. § 188 Abs. 4 SGB III und

nur unter den dort genannten, engen Voraussetzungen möglich

(vgl. Wiester, NZI 1999, 397, 398).

c) Lösungsvorschlag

Um die dargestellte Rechtsunsicherheit zu beseitigen, ist nach

Auffassung der Bund-länder-Arbeitsgruppe eine gesetzliche Re-

gelung der Problematik erforderlich.

Die Arbeitsgruppe schlägt vor, folgenden neuen Absatz 3 in

§ 55 InsO einzufügen:

„(3) Gehen nach Absatz 2 begründete Ansprüche auf Arbeitsent-

gelt nach § 187 SGB III auf die Bundesanstalt für Arbeit

über, so kann die Bundesanstalt diese nur als Insolvenzgläu-

biger geltend machen. Satz 1 gilt entsprechend für die in

§ 208 Abs. 1 SGB III bezeichneten Ansprüche, soweit diese ge-

genüber dem Schuldner bestehen bleiben.“
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Die Arbeitsgruppe verkennt nicht, dass die vorgeschlagene Lö-

sung zu einer Schlechterstellung der Bundesanstalt für Arbeit

im Vergleich zu der unter der Konkursordnung herrschenden

Rechtslage führt, da die Bundesanstalt nur einer von mehreren

gleichberechtigten Insolvenzgläubigern wäre, während sie – wie

dargestellt - nach der Konkursordnung bevorrechtigte Konkurs-

gläubigerin war. De facto besteht diese Situation jedoch be-

reits jetzt. Denn derzeit werden von den Insolvenzgerichten

überwiegend nur „schwache“ vorläufige Insolvenzverwalter/innen

bestellt. Die durch sie begründeten Verbindlichkeiten gelten

nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens nicht gem. § 55

Abs. 2 InsO als Masseverbindlichkeiten. Die Bundesanstalt für

Arbeit ist daher auch hier nur einer von mehreren gleichrangi-

gen Insolvenzgläubigern.

Die von der Arbeitsgruppe vorgeschlagene Lösung ermöglicht die

vermehrte Bestellung von „starken“ vorläufigen Insolvenzver-

waltern mit Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis gem. § 21 Abs.

2 Nr. 2 InsO i.V.m. § 22 Abs. 1 InsO. Ein „starker“ Insol-

venzverwalter genießt bei den Kunden, Gläubiger/innen und Kre-

ditgebern der insolventen Person erheblich mehr Vertrauen als

ein „schwacher“ Insolvenzverwalter. Die Bereitschaft dieses

Personenkreises zur Kooperation ist gegenüber einem „starken“

Verwalter deutlich höher. Damit erhöhen sich – der Absicht des

Gesetzgebers entsprechend - die Chancen einer erfolgreichen

Sanierung und Fortführung des Unternehmens, deren Weichenstel-

lung oft bereits während der Phase der vorläufigen Insolvenz-

verwaltung erfolgt.
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2. Rechtsmittel bei Anordnung vorläufiger Sicherungsmaßnahmen

Gemäß § 21 InsO kann das Insolvenzgericht Sicherungsmaßnahmen

zur Verhütung einer nachteiligen Veränderung in der Vermögens-

lage des Schuldners treffen. Ein Rechtsmittel ist nach derzei-

tiger Rechtslage im Falle der Anordnung solcher Maßnahmen

nicht gegeben, da gem. § 6 Abs. 1 InsO die Entscheidungen des

Insolvenzgerichts nur in den Fällen einem Rechtsmittel unter-

liegen, in denen die Insolvenzordnung die sofortige Beschwerde

vorsieht (OLG Köln, NZI 2000, 130). Dies ist bei Sicherungs-

maßnahmen gem. § 21 InsO nicht der Fall.

In der insolvenzrechtlichen Literatur wird das Fehlen eines

Rechtsmittels bei Sicherungsmaßnahmen gem. § 21 InsO heftig

kritisiert (vgl. statt vieler FK-InsO/Schmerbach, § 34 Rz 47

ff. m.w.N.; Kübler/Prütting/Pape, a.a.O., § 34 Rz 5 ff.

m.w.N.; Breutigam/Blersch/Goetsch, Insolvenzrecht, § 43 Rz 43;

Vallender, DZWiR 1999, 265, 268). Es wird geltend gemacht, die

Sicherungsmaßnahmen insbesondere des § 21 Abs. 2 Nr. 1, 2 InsO

(Bestellung eines vorläufigen Insolvenzverwalters, Verfügungs-

verbot, Zustimmungsvorbehalt) enthielten einschneidende, in

Grundrechte des Schuldners (Eigentum, Berufsfreiheit) eingrei-

fende Maßnahmen, die häufig ohne vorherige Anhörung des

Schuldners getroffen würden. Gegen sie müsse aus verfassungs-

rechtlichen Gründen ein Rechtsmittel gegeben sein, da ansons-

ten ein effektiver Rechtsschutz nicht gegeben sei.

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe teilt die von der Literatur ge-

äußerten Bedenken. Sie empfiehlt eine gesetzliche Regelung da-

hingehend, dass im Falle der Anordnung von vorläufigen Siche-

rungsmaßnahmen gem. § 21 InsO ein Rechtsmittel gegeben ist. Da

Beschwerden im Insolvenzverfahren keine aufschiebende Wirkung

haben, ist mit einer Gefährdung bzw. Verzögerung des Ablaufs

des Eröffnungsverfahrens durch die Zulassung eines Rechtsmit-

tels nicht zu rechnen.
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3. Besteuerung des Sanierungsgewinns

Ein Hemmnis für erfolgreiche Unternehmenssanierungen bildet

die Besteuerung des Sanierungsgewinns. Nach Streichung des § 3

Nr. 66 EstG durch das Gesetz zur Fortsetzung der Unternehmens-

steuerreform vom 29.10.1997 (BGBl. 1997, 2590) sind Sanie-

rungsgewinne grundsätzlich als steuerpflichtige Betriebsein-

nahmen anzusehen (zur Problematik der Versteuerung von

Sanierungsgewinnen vgl. Kroschel, DStR 1999, 1383 m.w.N.; Kro-

schel/Wellisch, DStR 1998, 1661; Georg, ZinsO 2000, 93, 94 f.;

Vögeli, ZinsO, 2000, 144). Die Frage, ob die Steuerpflicht von

Sanierungsgewinnen im Einzelfall durch Billigkeitsentscheidun-

gen (z.B. einen Erlass) gemildert werden kann, wird in der

steuerrechtlichen Literatur uneinheitlich beantwortet (Kro-

schel, DStR 1999, 1383, 1384/1385, 1387 m.w.N.). Auch die Mög-

lichkeit, den Sanierungsgewinn vollständig mit Verlustvorträ-

gen zu verrechnen, ist in vielen Fällen nicht gegeben (Georg,

a.a.O.; Kroschel, a.a.O., S. 1386). Eine Steuerstundung setzt

gem. § 222 AO voraus, dass der Anspruch durch die Stundung

nicht gefährdet wird. Diese Voraussetzung wird aber im Falle

von zu sanierenden, in der Insolvenz befindlichen Unternehmen

zumeist nicht gegeben sein.

Als Lösung bietet sich an, auf die Besteuerung des Sanierungs-

gewinnes ganz zu verzichten und die vor der Streichung von § 3

Nr. 66 EstG bestehende Rechtslage wieder herzustellen. Hierge-

gen wird von Teilen der steuerrechtlichen Literatur allerdings

geltend gemacht, die Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen wi-

derspreche dem im Steuerrecht geltenden Grundsatz der Einmal-

besteuerung von Gewinnen und begründe ein ungerechtfertigtes

Steuerprivileg (Kroschel, a.a.O., S.1386 m.w.N.). Als Alterna-

tive wird eine zeitliche Verschiebung der Versteuerung vorge-

schlagen (Kroschel, a.a.O., S.1388 m.w.N.). Nach diesem Modell

kann der nach Verrechnung mit einem etwaigen Verlust(-vortrag)

verbleibende Sanierungsgewinn in eine steuerfreie Rücklage
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eingestellt werden, die über einen längeren Zeitraum nach und

nach gewinnerhöhend aufzulösen ist (vgl. zu einer solchen

Rücklage im Zusammenhang mit der Umrechnung in Euro: § 6 d

EstG).

Die Beantwortung der Frage, welche der diskutierten Möglich-

keiten zur Lösung des Spannungsverhältnisses zwischen Sanie-

rungsziel einerseits und Steuergerechtigkeit andererseits am

besten geeignet ist, bedarf der vertiefenden Prüfung, die auch

die betroffenen steuerrechtlichen Aspekte einbezieht.

Nach Auffassung der Bund-Länder-Arbeitsgruppe besteht - unab-

hängig von der konkreten Ausgestaltung der steuerrechtlichen

Regelungen - ein dringender gesetzgeberischer Handlungsbedarf,

um nicht durch die Sofortbesteuerung von Sanierungsgewinnen

den Erfolg insolvenzrechtlicher Sanierungsbemühungen und damit

den Erhalt von Unternehmen und Arbeitsplätzen zu gefährden.
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C. Abschließende Empfehlung

Das erste Jahr nach Inkrafttreten der neuen Insolvenzordnung

am 1. Januar 1999 hat eine Fülle von Problemen offenbart, die

in der Praxis bei der Verfahrensabwicklung sowohl im Regel-

als auch und vor allem im Verbraucherinsolvenzrecht auftreten.

Die von der 70. Justizministerkonferenz beauftragte Bund-

Länder-Arbeitsgruppe „Insolvenzrecht“ hat sich – entsprechend

dem in dem Auftrag zum Ausdruck kommenden Vorrang – in dem

ersten Jahr ihrer Tätigkeit besonders den Problemen des

Verbraucherinsolvenzrechts gewidmet. Die zentralen Probleme

des Verbraucherinsolvenzrechts sind

- die Kostenhürde als faktische Zugangsschranke zum Verbrau-

cherinsolvenzverfahren,

- die Einbeziehung Kleingewerbetreibender in die Verbraucher-

insolvenz und

- die Schwerfälligkeit und der geringe Erfolg des Schuldenbe-

reinigungsplanverfahrens.

1.

Die Zahl der Verbraucherinsolvenzanträge im Jahr 1999 ist hin-

ter den ursprünglichen Erwartungen deutlich zurückgeblieben.

Ein wesentlicher Grund hierfür liegt darin, dass in zahlrei-

chen Fällen die gemäß § 26 Insolvenzordnung erforderliche De-

ckung der Verfahrenskosten aus dem Schuldnervermögen ange-

sichts der erheblichen, im Verbraucherinsolvenzverfahren

anfallenden Kosten nicht gegeben ist und viele Insolvenzge-

richte einen Anspruch der insolventen Person auf Gewährung von

Prozesskostenhilfe verneinen. Die Überlegungen der Bund-

Länder-Arbeitsgruppe setzen auf der Suche nach einer Lösung

entsprechend der dualen Struktur der Problematik an zwei ver-
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schiedenen Punkten an. Die Arbeitsgruppe hat zum einen unter-

sucht, wie die im Verbraucherinsolvenzverfahren anfallenden

Kosten spürbar gesenkt werden können. Zum anderen hat sie ge-

prüft, auf welchem Wege Schuldner/innen der Zugang zum

Verbraucherinsolvenzverfahren (und damit zur Restschuldbefrei-

ung) eröffnet werden kann, deren Vermögen selbst ein abgesenk-

tes Kostenniveau nicht zu decken vermag.

a)

Durch eine Reduzierung der im Verbraucherinsolvenzverfahren

anfallenden Bekanntmachungskosten könnte die aus Sicht der in-

solventen Person bestehende Kostenhürde erheblich abgesenkt

werden. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Vereinfachung des neuen

Insolvenzverfahrens“ hat in ihrem Abschlussbericht (zur Jah-

resabschlussbesprechung der Justizministerinnen und Justizmi-

nister am 18.12.1996) Veröffentlichungskosten i.H.v. mindes-

tens DM 1.700,-- für jedes Verbraucherinsolvenzverfahren

berechnet. Dieser Betrag ist nach wie vor zutreffend. Eine ra-

dikale Verringerung dieser Veröffentlichungskosten könnte er-

reicht werden, wenn die Nutzung des Internets als Bekanntma-

chungsmedium zugelassen wird.

Eine weitere Möglichkeit der Kostenreduzierung liegt in der

Verringerung der im Schuldenbereinigungsplanverfahren zuzu-

stellenden Unterlagen. Derzeit sind den Gläubiger/innen zahl-

reiche und umfangreiche Unterlagen zuzustellen. Neben den Zu-

stellungskosten selbst entstehen erhebliche Kosten für die

Herstellung von Kopien und deren Beglaubigung. Die Überlegun-

gen der Arbeitsgruppe gehen dahin, die zuzustellenden Unterla-

gen auf ein notwendiges, den Informationsbedarf der Gläubi-

ger/innen in der Regel befriedigendes Minimum zu reduzieren

und im übrigen auf ein Einsichtsrecht bei Gericht zu verwei-

sen.
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b)

Auch nach Ausschöpfung aller Möglichkeiten der Kostenreduzie-

rung wird ein Kostenrest verbleiben, den völlig mittellose

Schuldner/innen aufzubringen nicht in der Lage sind. Zur Lö-

sung dieser Problematik sollte nicht eine entsprechende Anwen-

dung der Regelungen über die Prozesskostenhilfe vorgesehen

werden, da eine solche den besonderen Bedürfnissen des Insol-

venzverfahrens nicht gerecht würde. Zudem wäre mit ihr eine

enorme Kostenlast für die Länder verbunden. Bundesweit geht

man derzeit von 2,6 Mio. überschuldeten Haushalten aus. Nimmt

man weiterhin an, dass – nach gesetzlicher Einführung der Pro-

zesskostenhilfe im Verbraucherinsolvenzverfahren – 10 % der

überschuldeten Haushalte das Verbraucherinsolvenzverfahren in

Anspruch nehmen, so würden hohe Kosten für die Landeshaushalte

entstehen. Zwar würde die angestrebte Kostenreduzierung im

Verbraucherinsolvenzverfahren die Belastung verringern. Ande-

rerseits ist jedoch zu berücksichtigen, dass eine Prozesskos-

tenhilferegelung aus verfassungsrechtlichen Gründen kaum auf

das Verbraucherinsolvenzverfahren beschränkt werden kann. Da

die Restschuldbefreiung natürlichen Personen offen steht, also

auch Unternehmer/innen, die am Regelinsolvenzverfahren teil-

nehmen, begegnet eine Ungleichbehandlung dieses Personenkrei-

ses im Verhältnis zu Verbraucher-Schuldner/innen verfassungs-

rechtlichen Bedenken. Werden Unternehmer/innen aber in eine

Prozesskostenhilferegelung einbezogen, so entstehen weitere

Kosten für die Landeshaushalte.

Vor diesem Hintergrund hat die Arbeitsgruppe geprüft, ob

Schuldnerinnen und Schuldnern auf andere Weise der Zugang zum

Verbraucherinsolvenzverfahren und zur Restschuldbefreiung er-

möglicht werden kann. In Betracht kommt insbesondere eine

Stundung der Kosten. Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat das so

genannte „Stundungsmodell“ intensiv diskutiert und – teilweise

bis in Detail - entwickelt. Das Modell beinhaltet
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- eine Stundung der Gerichtskosten,

- den Verzicht auf die Erhebung von Gerichtskostenvorschüssen,

- einen Sekundäranspruch von Treuhänder und Insolvenzverwalter

gegen die Staatskasse bei mangelnder Kostendeckung durch die

Insolvenzmasse (mit der Wirkung des Übergangs der Vergü-

tungsforderung auf die Staatskasse),

- eine Anwaltsbeiordnung nur in besonderen Verfahrenssituatio-

nen und

- den Widerruf der Stundung bei nicht hinreichenden Bemühun-

gen der insolventen Person um eine (zumutbare) Beschäfti-

gung.

Der entscheidende Vorteil gegenüber einer uneingeschränkten

Gewährung von Prozesskostenhilfe liegt nach Auffassung der

Bund-Länder-Arbeitsgruppe in Folgendem:

In vielen Insolvenzverfahren ist im Zeitpunkt der Entscheidung

über den Eröffnungsantrag kein Einkommen und kein gem. § 115

Abs. 2 ZPO zur Kostentragung einzusetzendes Vermögen der in-

solventen Person vorhanden. Das Insolvenzgericht wird – bei

Einführung der Prozesskostenhilfe im Insolvenzverfahren - in

diesen Fällen ratenfreie Prozesskostenhilfe gewähren. Gelangt

anschließend – etwa im Wege der Anfechtung durch den Insol-

venzverwalter – Vermögen in die Insolvenzmasse oder hat die

Schuldnerin bzw. der Schuldner (z.B. in der Restschuldbefrei-

ungsphase oder nach Erteilung der Restschuldbefreiung) wieder

ein Einkommen, so kann dieser Umstand im Rahmen des „Prozess-

kostenhilfe-Modells“ nur gemäß § 120 Abs. 4 ZPO zu einer Ände-

rung der Prozesskostenhilfe–Entscheidung führen. Danach kann

das Gericht die Entscheidung über die zu leistenden Zahlungen

ändern, wenn sich die für die Prozesskostenhilfe maßgebenden

persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich ge-

ändert haben. Der Nachteil dieser Regelung ist, dass die

Schuldnerin bzw. der Schuldner die Veränderung der Einkommens-
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und Vermögensverhältnisse nicht unaufgefordert von sich aus,

sondern nur auf Verlangen des Gerichts anzuzeigen hat (§ 120

Abs. 4 Satz 2 ZPO). Letzteres bedingt einen hohen Verwaltungs-

aufwand bei Gericht (regelmäßige Nachfragen bei den Schuld-

ner/innen), der in der Praxis dazu führen kann, dass entspre-

chende Nachfragen unterbleiben. Dies wiederum hätte zur Folge,

dass die Verfahrenskosten endgültig vom Staat finanziert wer-

den müssen.

Das „Stundungsmodell“ dreht diese aus Sicht der Staatskasse

negative „Mechanik“ um:

Die staatlichen Kostenansprüche werden nur vorläufig (zum Zwe-

cke der Verfahrenseröffnung) nicht geltend gemacht. Sie können

jedoch nach Verfahrenseröffnung – als Masseverbindlichkeiten

vorrangig vor den Insolvenzgläubiger/innen – unmittelbar gel-

tend gemacht werden, wenn die insolvente Person pfändungsfrei-

es Einkommen oder Vermögen erwirbt. Die entsprechenden Beträge

sind – anders als beim „Prozesskostenhilfe–Modell“ - automa-

tisch vom Insolvenzverwalter bzw. Treuhänder an die Staatskas-

se als Massegläubigerin abzuführen. Die Geltendmachung der

Kostenansprüche ist auch nach Erteilung der Restschuldbefrei-

ung möglich, da sie als Masseverbindlichkeiten von der Rest-

schuldbefreiung nicht betroffen sind. Die Stundung ist zu die-

sem Zeitpunkt beendet, so dass es Sache der insolventen Person

ist, die Voraussetzungen einer (gesetzlich vorzusehenden) Ra-

tenzahlung darzulegen und glaubhaft zu machen. Im Ergebnis ist

daher zu erwarten, dass die Staatskasse bei Verwirklichung des

„Stundungsmodells“ deutlich weniger belastet wird als bei Ge-

währung von Prozesskostenhilfe.

Nicht zu unterschätzen dürfte zudem die unterschiedliche Wir-

kung sein, die von den Begriffen „Verfahrenskostenhilfe“ ei-

nerseits und „Verfahrenskostenstundung“ andererseits auf das

Antragsverhalten von insolventen Personen ausgeht. Auch einem

juristischen Laien ist bewusst, dass von ihm im Falle der
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Stundung – wenn auch erst zu einem späteren Zeitpunkt – ein

finanzieller Beitrag zum Insolvenzverfahren und zur Rest-

schuldbefreiung zu leisten ist. Demgegenüber könnte im Falle

der „Verfahrenskostenhilfe“ leicht der (falsche) Eindruck ent-

stehen, das Ziel der Restschuldbefreiung sei ohne eigenen Kos-

tenbeitrag und ohne eigene Anstrengungen zu erreichen. Es ist

daher bei Umsetzung des Stundungsmodells damit zu rechnen,

dass leichtfertige Schuldneranträge auf Durchführung des In-

solvenzverfahrens und Restschuldbefreiung, die nicht von der

ernsthaften Absicht zu eigener Mitwirkung und eigenen Verfah-

rens- und Kostenbeiträgen getragen werden, von vorneherein

nicht gestellt werden. Dies entlastet sowohl die Gerichte als

auch die Staatskasse, deren Arbeit bzw. Mittel auf die ernst-

haft sich um Schuldenbereinigung und –befreiung bemühenden

Schuldner/innen konzentriert werden können.

2.

Die Einbeziehung so genannter „Kleingewerbetreibender“ und an-

derer wirtschaftlich selbständiger Personen in das Verbrau-

cherinsolvenzverfahren, hat zu erheblichen Problemen geführt:

Bereits die Abgrenzung zwischen Unternehmens- und Verbraucher-

insolvenz führt zu beträchtlichen Unsicherheiten in der Bera-

tungs- und Gerichtspraxis, weil es zuverlässige Abgrenzungs-

kriterien nicht gibt. Große Probleme verursacht des Weiteren

die hohe Anzahl an Gläubiger/innen bei Kleingewerbetreibenden.

Nicht selten sind 100 und mehr Gläubiger/innen vorhanden. Die

dadurch entstehenden Probleme bei der im Schuldenbereinigungs-

planverfahren vorgeschriebenen Beglaubigung und Zustellung von

zahlreichen Unterlagen sind logistisch kaum zu lösen und mit

einem hohen Kostenaufwand verbunden. Demgegenüber steht der

Nutzen dieser Maßnahmen in keinem Verhältnis zum Aufwand. Ei-

nigungserfolge sind in solchen Fällen nicht zu verzeichnen.
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Nach den Vorstellungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe sollten

daher die Kleingewerbetreibenden in Zukunft am Regelinsolvenz-

verfahren teilnehmen. Die vorstehend geschilderten Abgren-

zungsprobleme werden auf diese Weise vermieden. Zudem wird der

bei Gericht anfallende Aufwand erheblich reduziert, da im Re-

gelinsolvenzverfahren – anders als im Verbraucherinsolvenzver-

fahren - die Zustellungen per Aufgabe zur Post erfolgen können

und die zuzustellenden Schriftstücke nicht der Beglaubigung

bedürfen. Auch bietet das Regelinsolvenzverfahren bei noch ak-

tiven kleingewerblichen Unternehmen mittels des Insolvenzpla-

nes wesentlich bessere Möglichkeiten der Unternehmenssanie-

rung. Die Arbeitsgruppe hat konkrete Regelungsvorschläge

entwickelt, mittels derer der persönlichen Anwendungsbereich

des Verbraucherinsolvenzverfahrens auf den eigentlichen

Verbraucher beschränkt wird. Danach nehmen ehemalige Kleinge-

werbetreibende nur noch in eng begrenzten und mittels konkre-

ter Kriterien leicht feststellbaren Ausnahmefällen, in denen

eine Unterscheidung zwischen Kleingewerbetreibenden und klas-

sischen Verbraucher/innen nicht zu rechtfertigen ist, am

Verbraucherinsolvenzverfahren teil (nur ehemalige Kleingewer-

betreibende; nicht mehr als 20 Gläubiger/innen; keine Forde-

rungen aus Arbeitsverhältnissen).

3.

Im Zusammenhang mit dem Ziel einer höheren Effizienz des

Verbraucherinsolvenzverfahrens stellt sich die Frage, inwie-

weit ein gerichtliches Schuldenbereinigungsplanverfahren in

jedem Falle sinnvoll ist. In vielen Verfahrenssituationen

(z.B. bei sog. „Nullplänen“, in denen kein Beitrag zur Gläubi-

gerbefriedigung angeboten wird) erscheint die Durchführung ei-

nes Schuldenbereinigungsplanverfahrens aussichtlos und als

reiner Formalismus, da von vorneherein feststeht, dass die

notwendige Mehrheit von dem Plan zustimmenden Gläubiger/innen

nicht zu erlangen ist. Die Folgen sind ein erheblicher Kosten-

aufwand und Verfahrensverzögerungen, die durch einen entspre-
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chenden Nutzen nicht gerechtfertigt werden. Die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe schlägt daher die fakultative Ausgestaltung des

Schuldenbereinigungsplanverfahrens vor. Danach kann das Insol-

venzgericht von der Durchführung des Verfahrens absehen, wenn

das Schuldenbereinigungsplanverfahren „voraussichtlich“ nicht

erfolgreich sein wird. Eine solche Regelung ermöglicht die zü-

gige und mit verhältnismäßig geringen Kosten belastete Durch-

führung des Verbraucherinsolvenzverfahrens. Sie dient damit in

den betroffenen Fällen zugleich den Interessen der Schuld-

ner/innen, der Gläubiger/innen, der Entlastung der Gerichte

und – bei massearmen Verfahren – der Entlastung der die Ver-

fahrenskosten stundenden Staatskasse.


